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228. Sitzung 

Bonn, Freitag, den 3. April 1998 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Guten Morgen, 
meine Damen und Herren! Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 14 sowie die 
Zusatzpunkte 8 und 9 auf: 

14. Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Umsetzung des Versorgungsbe-
richts (Versorgungsreformgesetz 1998- VRe-
formG) 

- Drucksache 13/9527 - 

(Erste Beratung 214. Sitzung) 

a) Beschlußempfehlung und Bericht des In-
nenausschusses (4. Ausschuß) 

- Drucksache 13/10322 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Meinrad Be lle 
Fritz Rudolf Körper 
Dr. Antje Vollmer 
Max Stadler 
Maritta Böttcher 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus

-

schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

- Drucksache 13/10323 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Adolf Roth (Gießen) 
Ina Albowitz 
Uta Titze-Stecher 
Oswald Metzger 
Maritta Böttcher 

ZP8 Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Ausschuß) 

- zu der Unterrichtung durch die Bundesre-
gierung 

Bericht der Bundesregierung über die im 
Kalenderjahr 1993 erbrachten Versor-
gungsleistungen im öffentlichen Dienst so-
wie über die Entwicklung der Versor-
gungsausgaben in den nächsten 15 Jahren 
- Versorgungsbericht 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Antje 
Vollmer, Andrea Fischer (Berlin), Oswald 
Metzger, Marina Steindor und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Modernisierung von Beamtenrecht und Be-
amtenversorgung 

- Drucksachen 13/5840, 13/6153 Nr. 2, 13/ 
9622, 13/10322 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Adolf Roth (Gießen) 
Ina Albowitz 
Uta Titze-Stecher 
Oswald Metzger 
Maritta Böttcher 

ZP9 Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über eine Versorgungsrückla-
ge des Bundes (Versorgungsrücklagegesetz - 
VersRücklG) 
- Drucksache 13/10282 — 

Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Verteidigungsausschuß 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technolo-
gie und Technikfolgenabschätzung 
Haushaltsausschuß 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine Stunde vorgesehen. Einverstan-
den? - Dann verfahren wir so. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort 
dem Kollegen Erwin Marschewski. 

Erwin Marschewski (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der öf-
fentliche Dienst mit mehr als 6 Millionen Mitarbei-
tern ist eine der wichtigsten Branchen der deutschen 
Volkswirtschaft und mitentscheidend für den Stand-
ort Deutschland. 

Vorweg: Dieser öffentliche Dienst hat sich bewährt. 
Damals noch zwischen Tradition und Reform, hatte 
der öffentliche Dienst einen wesentlichen Anteil 
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daran, daß Deutschland zu einem hervorragenden 
Wirtschaftsstandort  wurde, aber auch zu einem Land 
mit hoher Rechtssicherheit und mit großer Verläßlich-
keit des Verwaltungshandelns. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Sehr richtig!) 

Nicht zuletzt wäre die immense Aufgabe der deut-
schen Einheit ohne das hohe Niveau der Beamten 
und ohne ihren enormen Einsatz nicht zu bewältigen 
gewesen. 

Dennoch sind Reformen vonnöten: Wir haben zu 
viele Gesetze, wir haben zu komplizierte Verwal-
tungsabläufe, wir brauchen mehr Flexibilität und 
Mobilität, und wir müssen die sehr hohen Kosten 
dämpfen. Deswegen wollen wir heute die größte Re-
form des öffentlichen Dienstes nach dem Kriege ab-
schließen. Wir wollen nichts Bewährtes umstürzen, 
vielmehr wollen wir Überholtes und nicht mehr Zeit-
gerechtes reformieren. Dieser Reformweg besteht 
aus drei Schritten: 

Zum einen ziehen wir die Konsequenzen aus der 
Arbeit der Expertenkommission „Schlanker Staat", 
die vom Kollegen Scholz in so hervorragender Weise 
verwaltet worden ist, 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

indem wir unter anderem die Staatstätigkeit reduzie-
ren und Gesetze mit einem Legitimations- und Be-
dürfniszwang versehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Zuruf von der SPD: Der Bei- 

fall ist aber vage!) 

Zweitens. Durch die Reform des öffentlichen 
Dienstrechtes haben wir das Leistungsprinzip ver-
stärkt, wir haben die Mobilität erhöht, und wir wollen 
die Zahl von Frühpensionierungen vermindern. Da-
bei gilt für uns der Grundsatz: Wir wollen die Beam-
tenschaft, den Status des Beamten erhalten. Zum ei-
nen sind Beamte kostengünstiger als Angestellte. 
Das ist wichtig. Aber noch wichtiger ist, daß wir das 
ständige Funktionieren staatlichen Handelns zugun-
sten der Bürger garantieren wollen. Deshalb wollen 
wir Beamte, die kein Streikrecht haben. 

(Beifall des Abg. Heinz-Günter Bargfrede 
[CDU/CSU]) 

Daher sind wir auch dagegen, das Berufsbeamten-
tum abzuschaffen, wie es Frau Simonis und Teile der 
Grünen fordern. Wir sind auch dagegen, eine Be-
schränkung der Verbeamtungen auf den hoheitli-
chen Bereich vorzunehmen, was immer das auch 
sein mag. 

Drittens verabschieden wir heute, meine Damen 
und Herren, das dritte große Gesetz, das Versor-
gungsreformgesetz für Beamte. Wir sind dazu aus de-
mographischen Gründen gezwungen. Die Versor-
gungsleistungen, die im Augenblick 34 Milliarden 
DM betragen, werden im Jahre 2025 rund 125 Milliar-
den DM betragen. Dabei meinen wir, daß wir diese 
Versorgungskosten durch wirksame Korrekturen im 
System angemessen begrenzen können. Was sich be-
währt hat, das verändert man nicht. Wenn weiterhin  

75 Prozent der Aktivenbezüge als Pension gezahlt 
werden sollen - und das wollen wir -, dann müssen 
wir natürlich die Bauteile der Pensionen verändern. 
Dabei verhalten wir uns, soweit das eben systemge-
recht möglich ist, wie im Rentenrecht - wie es auch 
im Dienstrechtsreformgesetz der Fall war. 

Heute werden wir mit dem Entwurf des Versor-
gungsreformgesetzes vorschlagen, das Zulagenwe-
sen neu zu ordnen und zu straffen. Wir werden die 
Wartefrist für die Versorgung aus dem letzten Beför-
derungsamt verlängern. Wir werden die Hinzuver-
dienstregelungen verändern und vor allen Dingen 
auch eine Begrenzung der Pensionen politischer Be-
amter vornehmen. Denn Fälle wie die des Grünen

-

Staatssekretärs Schädler aus Hessen, der drei Mo-
nate Dienst gemacht hat und dann 660 000 DM Pen-
sion kassiert hat, darf und wird es nicht mehr geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Dr.  Antje Vollmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: An dem Gesetz hat kein einziger 
Grüner mitgearbeitet!) 

Neu und besonders wichtig ist die Bildung der Ver-
sorgungsrücklage aus Einsparbeträgen der Besol-
dungs- und Versorgungsempfänger. Dabei wird ein 
Teil der Bezügeanpassung eingespart und einer Son-
derrücklage zugeführt. Der dann in 2013 auf 62 Mil-
liarden DM angesparte Betrag darf gesetzlich nur zur 
Zahlung der gestiegenen Pensionskosten verwendet 
werden. 

Diese Veränderungen des öffentlichen Dienstes 
werden zur Steigerung von Leistung und Motivation 
führen. Für den einzelnen Beamten werden diese 
Veränderungen auch finanzielle Auswirkungen ha-
ben. Dies ist zwar bedauerlich, aber ich meine, es ist 
notwendig. Es ist die einzige Möglichkeit, Einspa-
rungen zu erzielen. 

Weder Reformen noch Einsparungen lassen sich 
jedoch mit den Forderungen der Grünen erreichen. 
Sie wollen den - ich zitiere - „Obrigkeitsstaat" in 
einen sogenannten „Dienstleistungsbetrieb für die 
Bürgergesellschaft" umwandeln. 

(Beifall der Abg. Dr. Antje Vollmer [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Was das im einzelnen auch bedeuten mag, Frau Kol-
legin: Mit absurden verbalen Forderungen nach radi-
kalen Gesamtlösungen ist nichts gewonnen. Das ge-
hört in die Kiste Spritpreise, das gehört in die Kiste 
NATO-Beschlüsse, das gehört in die Kiste Flugreisen. 
Damit ist überhaupt nichts gewonnen, Frau Kollegin. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Das ist kein tragbares Gegenkonzept zu unserem Re-
formprogramm, das vom Bundesinnenminister in so 
hervorragender Weise 

(Dr. Willfried Penner [SPD]: Dankenswerter

-

weise!) 

erarbeitet worden ist. 

Und was die SPD betrifft, Herr Kollege Penner: Sie 
haben mit uns gemeinsam das Dienstrechtsreformge- 
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setz - wenn auch erst im Vermittlungsausschuß; sehr 
spät, wie öfter - beschlossen. 

(Fritz Rudolf Körper [SPD]: Mit euch ist das 
halt immer langwierig!) 

Das war gut so; denn ich meine, diese Reform ist eine 
Sache des gesamten Parlamentes. Im Pensionsbe-
reich haben Sie jetzt zwar die Ursachen erkannt und 
die Notwendigkeit einer Reform akzeptiert; Ihr Nein 
im Innenausschuß bedeutet aber, daß Sie sich der 
Verantwortung entziehen. 

(Zuruf von der SPD: Nein! - Dr. Wolfgang 
Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: Wie gewohnt!) 

Nur zu sagen, meine Kolleginnen und Kollegen von 
der SPD, „Ich bin bereit!" - das sind Sie ja hier noch 
nicht einmal -, 

(Wolfgang Zeitlmann [CDU/CSU]: Das sagt 
ja nur einer!) 

reicht nicht aus. 

Wir als Regierungsfraktionen werden diesen Ent-
wurf alleine tragen. Denn wir wissen: Der öffentliche 
Dienst muß fitgemacht werden für das Jahr 2000 und 
darüber hinaus. Nur wer dies nicht will, verweigert 
hier seine Zustimmung. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster 
spricht der Kollege Fritz Rudolf Körper. 

Fritz Rudolf Körper (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Wir sollten zu diesem Gesetzent-
wurf keine Grundsatzdebatte über das Thema „öf-
fentlicher Dienst" führen. Das haben wir gerade vor 
kurzem getan. Nur zwei Vorbemerkungen: Erstens. 
Wenn man Frau Heide Simonis, die Ministerpräsi-
dentin von Schleswig-Holstein, zitiert, dann sollte 
man sie richtig zitieren. Sie hat sich nie für die Ab-
schaffung des Beamtentums ausgesprochen, 

(Beifall der Abg. Dr. Cornelie Sonntag-Wol

-

gast [SPD]) 

sondern lediglich für die Beschränkung auf den so-
genannten hoheitlichen Bereich. Ich denke, so etwas 
muß korrekterweise hinzugefügt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens zur Qualität der Beratungen über das 
Versorgungsreformgesetz: Die Beratungsvorgänge 
sprechen nicht unbedingt für Qualität. 

(Dr. Willfried Penner [SPD]: Sehr wahr!) 

Beispielsweise wurde vorgestern morgen im Innen-
ausschuß ein sage und schreibe 25 seitiger Ände-
rungsantrag vorgelegt. 

(Dr. Willfried Penner [SPD]: Ein 37seitiger!) 

- Herr Penner gibt einen richtigen Hinweis. Ich habe 
mich vertan. Es waren nicht 25, sondern 27 Seiten. 

(Dr. Antje Vollmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: 37! - Dr. Max Stadler [F.D.P.]: 37 Sei

-

ten!) 

Diese Vorgehensweise ist nicht Ausdruck sorgsamer 
Beratung. 

Es zeigt sich ja auch heute - ich sage das mit einer 
gewissen Gelassenheit -, daß wieder ein Änderungs-
antrag, wenn auch nur ein kleiner, nachgeschoben 
werden muß, weil sich eben wieder gezeigt hat, daß 
die Art  und Weise der Beratung nicht unbedingt für 
die Qualität der Arbeit der Koalition spricht. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN - Dr. Willfried Penner [SPD]: 

Das ist richtig! 37 Seiten!) 

Rentenversicherungssysteme und Versorgungssy-
steme stehen in einem sehr engen Zusammenhang. 
Es gibt dabei zum Teil auch die gleichen Probleme 
und Herausforderungen. In den Versorgungsfragen 
hat es natürlich auch eine Rolle gespielt, wie sich der 
demographische Wandel darstellt. Die Bundesregie-
rung - das sage ich auch wohlwollend - hat mit dem 
Versorgungsbericht eine, so glaube ich, gute Grund-
lage geschaffen, aus der man erkennen kann, wie 
sich unsere Versorgungssysteme entwickeln. 

Aber bezeichnenderweise stellt man in diesem 
Versorgungsbericht fest, daß im Jahre 1975 die soge-
nannte Versorgungsquote ungefähr 1,74 Prozent be-
trug. Das wird, in die Zukunft gerechnet, als eine 
sehr problematische Zone betrachtet. Aber im Jahre 
1975 hatten wir überhaupt keine Diskussion über das 
Thema „Versorgungsquote". Daran wird deutlich, 
daß das Hauptproblem darin besteht, in welch eine 
schwierige Situation diese Bundesregierung die öf-
fentlichen Haushalte geführt hat. Da liegen die Ursa-
chen. 

(Beifall bei der SPD - Meinrad Belle [CDU/ 
CSU]: Im Jahr 2030!) 

Ich hätte Ihnen auch die Empfehlung gegeben, 
Herr Belle, es nicht „Versorgungsreformgesetz" zu 
nennen. Lieber wäre uns ein Titel wie „Einsparge-
setz" oder so etwas gewesen. Denn eines ist ganz 
klar: Um Reform handelt es sich im Grunde genom-
men nicht, sondern es handelt sich schlichtweg um 
einige Einsparmaßnahmen, um die Zukunft zu be-
wältigen. 

(Wolfgang Zeitlmann [CDU/CSU]: Auch 
Zyniker müssen sterben!) 

Es kommt ja zu dem sogenannten demographi-
schen Wandel noch hinzu, daß wir Mitte der 60er bis 
Mitte der 70er Jahre eine verstärkte Einstellungspra-
xis im öffentlichen Bereich - ob auf Länderebene, ob 
auf Bundesebene oder auch auf kommunaler Ebene 
- hatten. Das war übrigens völlig unabhängig davon, 
unter welcher Federführung beispielsweise eine Lan-
desregierung stand. Nein, das war politisch gewollt. 
Man darf heute und in der Zukunft die Betroffenen 
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nicht verantwortlich machen, wenn sich Schwierig-
keiten für die Versorgungssysteme ergeben. 

(Beifall bei der SPD - Zurufe von der CDU/ 
CSU: Da hat er recht! - Das passiert auch 

nicht!) 

Versorgungssysteme und Rentenversicherungssy-
steme stehen in einem sehr engen Zusammenhang. 
In der Rentenversicherung finanzieren die aktiv Be-
schäftigten mit ihren Beiträgen von heute diejenigen, 
die Rente beziehen. Im Grunde genommen liegt das 
bei der Beamtenversorgung ähnlich. Auch hier wer-
den laufende Pensionen aus dem Personaletat von 
heute finanziert. Dieses Modell hat - ich verweise 
noch einmal auf das Jahr 1975 - lange Zeit ohne 
große Diskussion funktioniert. Aber es gerät ange-
sichts der schwierigen öffentlichen Haushaltslage 
immer mehr ins Rutschen. 

Deswegen - wir wollen uns heute ganz bewußt 
sehr differenzie rt  mit diesem Gesetzentwurf ausein-
andersetzen - ist der Versuch, ein Stück Zukunftssi-
cherung durch die Einführung einer sogenannten 
Versorgungsrücklage zu betreiben, ein richtiger 
Weg. Das haben wir auch in den Beratungen deutlich 
gemacht. 

Wir sind auch der Auffassung, daß es richtig ist, 
den Begriff „Beitrag" in diesem Gesetzentwurf zu 
streichen, 

(Meinrad Belle [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

was auch erfolgt ist, weil es sich bei diesen Maßnah-
men im Grunde genommen nicht um einen System-
wechsel handelt, sondern um Veränderungen im Sy-
stem. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut!) 

Das sollte man auch nicht durch falsche Vokabeln 
belasten. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Für diese 
Aussage werden Sie aus der ÖTV ausge

-

schlossen!) 

- Ich kann nicht ausgeschlossen werden, weil ich 
nicht Mitglied der ÖTV bin, lieber Kollege Mar-
schewski. 

(Heiterkeit bei der SPD und dem BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Der Versorgungsbericht zeigt auch - ähnlich übri-
gens wie bei der Rentenversicherung -, daß wir nach 
dem Jahre 2015 ganz schwierige Jahre bekommen 
werden. Dafür ist das sogenannte Untertunnelungs-
modell - ich weiß nicht, wer diese Vokabel erfunden 
hat - vorgesehen. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Der Bun

-

desinnenminister! - Dr. Willfried Penner 
[SPD]: Das Bundesamt für Verfassungs

-

schutz!) 

Ich will  mich nicht auf den Streit einlassen, meine 
Damen und Herren, ob diese Beträge ausreichend 
sind oder nicht. Aber sehr bedeutsam ist schon, daß 
auch der Deutsche Beamtenbund einen Handlungs-
bedarf nicht in Abrede gestellt hat. Er hat nur ein an

-

deres Modell vorgeschlagen. Aber daraus wird deut-
lich, daß auch hier ein Änderungsbedarf gesehen 
wird. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Körper, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage Ihres Kollegen Pen-
ner? 

Fritz Rudolf Körper (SPD): Gerne. 

Dr. Willfried Penner (SPD): Herr Kollege Körper, 
Handlungsbedarf ist mein Stichwort. Es haben ja 
ganz viele Handlungsbedarf angemeldet. Besonders 
hat die Ebene der Länder Handlungsbedarf ange-
meldet, auch deshalb, weil die Länder den größten 
Teil der Personal- und Versorgungskosten zu zahlen 
haben. Was halten Sie, Herr Kollege Körper, denn 
davon, daß der Bundesrat hier so „zahlreich" vertre-
ten ist? 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der F.D.P.) 

Fritz Rudolf Körper (SPD): Lieber Kollege Penner, 
Handlungsbedarf ist in der Tat vorhanden. Jeder ist 
für sein eigenes Tun verantwortlich, so auch die Mit-
glieder des Bundesrates. Weiter habe ich das nicht zu 
kommentieren. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Das war 
sehr theologisch! - Dr. Rupe rt  Scholz [CDU/ 

CSU] Das war aber sehr milde!) 

- Lieber Kollege Scholz, Sie kennen meine Milde. 
Auch da lasse ich Milde walten. Ich denke, das ist 
auch gut so. 

Ich möchte aber noch auf etwas eingehen, was ich 
ein bißchen schade gefunden habe. Sie hatten in 
Ihrem ursprünglichen Gesetzentwurf zumindest als 
Zielformulierung auch die inhalts- und zeitgleiche 
Übernahme und Anpassung an die jeweiligen Tarif-
ergebnisse. Das haben Sie leider herausgenommen. 

(Meinrad Belle [CDU/CSU]: Das wollen wir 
nicht!) 

Wir jedenfalls sind der Auffassung, daß das gefun-
dene Verfahren mit der Versorgungsrücklage und 
auch mit der zeit- und inhaltsgleichen Übernahme 
der Tarifergebnisse für den Beamtenbereich den Be-
troffenen und der Öffentlichkeit mehr Transparenz 
böte. Wie war es denn in der Vergangenheit, meine 
Damen und Herren? Die Besoldung im Beamtenbe-
reich wurde entweder vier Monate oder sechs Mo-
nate oder wie auch immer verspätet angepaßt - mit 
der Begründung, das sei ein Beitrag für die Versor-
gung. Zwölf Monate später, wenn dies wiederum an-
stand, war das in der Öffentlichkeit längst vergessen, 
und die Diskussion begann von neuem. Deswegen 
ist es wichtig, daß man transparente Verfahren fin-
det, die in der Öffentlichkeit objektiv und sachge-
recht zur Kenntnis genommen werden. 

(Meinrad Belle [CDU/CSU]: Jetzt wird er 
wieder in die Gewerkschaft aufgenommen!) 
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Ich komme nun dazu, warum wir diesem Gesetz-
entwurf nicht zustimmen. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Jetzt sind 
wir gespannt!) 

- Da braucht man nicht gespannt zu sein. Ich habe 
auf den Zusammenhang zwischen Rentenversiche-
rung und Versorgungssystemen hingewiesen. Wir, 
die SPD-Bundestagsfraktion, haben auch bei der Dis-
kussion um die Rentenversicherungssysteme die Re-
gelungen im Schwerbehindertenbereich und zur Er-
werbsunfähigkeit, die hier mit der Dienstunfähigkeit 
gleichzusetzen ist, sehr deutlich abgelehnt. Sie sehen 
eine Abschlagsregelung mit Übergangszeiten für 
den Bereich der Schwerbehinderten und im Falle 
der Dienstunfähigkeit vor. Was wir beispielsweise in 
der Rentendiskussion abgelehnt haben, müssen wir 
auch an dieser Stelle ablehnen, weil wir nicht einse-
hen, daß Schwerkranke, Schwerbehinderte und 
chronisch Kranke noch für ihr Schicksal bestraft wer-
den. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Widerspruch bei 

der CDU/CSU) 

Eine Gleichbehandlung in der Schlechterstellung 
ist für uns nicht akzeptabel. Wer unsere Verhand-
lungsposition kennt, den wird das nicht überraschen. 
Das habe ich auch den Kolleginnen und Kollegen in 
dem Gespräch, das wir geführt haben, deutlich ge-
macht. 

Im übrigen halten wir es auch nicht für angebracht, 
in diesem Gesetz die Anwärterbezüge zu streichen. 
Im Grunde gehören auch diese Maßnahmen nicht in 
diesen Gesetzentwurf hinein. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Nicht zu 
streichen! Um 5 Prozent zu kürzen! Ein biß

-

chen kriegen sie noch!) 

Dies ist auch ein Grund für unsere ablehnende Hal-
tung. 

Ich bin sehr froh, daß die Koalition in den Gesprä-
chen auch zu dem Ergebnis gekommen ist, es nicht 
bei der Heraufsetzung der besonderen Altersgrenze 
im Bereich von Polizei, Feuerwehr und Justiz zu be-
lassen. Dies haben Sie in Ihrem Änderungsantrag 
wieder zurückgenommen. Das ist angesichts der Be-
lastungen in diesen Bereichen auch gut so. 

(Meinrad Belle [CDU/CSU]: Wir sind halt 
gut!)  

Ein weiterer Punkt, der angesprochen werden 
muß, ist die Schließung der Versorgungslücke für Be-
amtinnen und Beamte im Bereich von Polizei, Feuer-
wehr der Bundeswehr in den neuen Bundesländern. 
Dabei ist aber zu berücksichtigen - das muß man 
sehr deutlich sagen -, daß das keine Sonderregelung 
für die neuen Bundesländer ist, sondern nur die An-
wendung der Regelung, die bisher in den Westlän-
dern bestand. Sie wird jetzt auf die neuen Bundes-
länder übertragen. Das ist auch gut so. 

(Meinrad Belle [CDU/CSU]: Wir sind gut!) 

Meine Damen und Herren, begrüßenswert - das 
wird auch vom Bundesrat geteilt - ist die Anhebung 
der Eingangsämter im mittleren Dienst nach A 6. 

Sie haben heute mit der Beratung zu diesem Ge-
setzentwurf auch die erste Lesung des Versorgungs-
rücklagegesetzes aufgerufen. Hier macht die Bun-
desregierung einen konkreten Vorschlag. Wir wer-
den uns an den Beratungen insbesondere unter dem 
Aspekt beteiligen, daß die Versorgungsrücklage zu-
künftig nicht zur politischen Manövriermasse wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ein politischer Zugriff muß ausgeschaltet werden. 
Das ist ein ganz wichtiger Punkt, damit die Versor-
gungsrücklage auch zu dem Zweck zur Verfügung 
steht, für den sie angesammelt wurde. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es spricht jetzt die 
Kollegin Dr. Antje Vollmer. 

Dr. Antje Vollmer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
In den letzten Jahren sind die Probleme des Beam-
tenrechts endgültig und für jedermann deutlich zu-
tage getreten. Sie liegen vor allen Dingen in der 
Starrheit des Systems, in der fehlenden Leistungs-
orientierung und in der Unbezahlbarkeit der künfti-
gen Pensionen für künftige Generationen. 

Die Bundesregierung - das ist die Bilanz, und Sie 
haben es auch noch einmal bestätigt, Herr Mar-
schewski - hat den Mut zu einer echten Modernisie-
rung und einem wirklichen Neuansatz nicht gehabt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS - Erwin Mar

-

schewski [CDU/CSU]: Soll man Beamte 
abschaffen?) 

Zuletzt mußte sie sich sogar von der kleinen Kommu-
nalverwaltung der Stadt Offenbach auf der Nase her-
umtanzen lassen, die in großen Zahlen zu verbeam-
ten begonnen hat, um das Geld für die sozialen Si-
cherungssysteme zu sparen. Damit es klar ist: Ich ver-
urteile das. 

Ich weiß, die Beschäftigten im öffentlichen Dienst 
wollen aus den falschen populistischen Debatten her-
aus. Sie wollen auch keine Debatten mehr über Privi-
legien und Sondersysteme, sondern sie wollen nor-
male Bedingungen, die sie vor jedermann vertreten 
können. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die Bundesregierung aber hat nichts dafür getan, 
daß auch Beamte zum Beispiel Mitglieder der gesetz-
lichen Krankenversicherung werden können, was 
viele wollen. Sie hat keinen Einstieg für ihre Einbe-
ziehung in die Rentenversicherung geschafft, auch 
wenn sie so etwas wie eigene Beiträge der Beamten 
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zu ihrer späteren Versorgung eingeführt hat, worauf 
ich noch zu sprechen komme. 

Es wäre vernünftig, die Pensionen wie die Renten 
künftig nach dem Lebenseinkommen und nicht nach 
der Höhe der letzten Besoldung zu berechnen. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Es ist gut, 
daß Sie das sagen, damit die Beamten das 
hören! Dann bekommen Sie 4,2 Prozent, 

und die haben Sie auch verdient!) 

- Auf diese Position und darauf, daß die 75 Prozent 
für Sie die heilige Kuh sind, der Sie alle anderen Re-
formen unterordnen, komme ich noch zu sprechen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Zuruf von der CDU/CSU: Der Durchschnitt 

liegt bei 71 Prozent) 

Aber die Hilfskonstruktion der verlängerten Warte-
frist zeigt, daß allmählich auch die Bundesregierung 
dem Prinzip „Oktobersonne", der Beförderung noch 
kurz vor der Pensionierung, vorbeugen will, und 
zwar zu Recht. Sie hatten unserem Antrag entnom-
men, daß Bündnis 90/Die Grünen eine grundsätzlich 
andere Auffassung vom öffentlichen Dienst haben 
als die Bundesregierung. Wir wollen einen Staat, der 
auch in seinen Gehaltsstrukturen transparent für alle 
aufgebaut ist, gut für den Bürger erreichbar ist, effek-
tiv arbeitet und über motivierte Mitarbeiter verfügt. 

Das Beamtenrecht muß sich auf dieses Leitbild aus-
richten. Aber vor lauter Reden über den „schlanken 
Staat" hat die Bundesregierung die Erarbeitung ei-
nes solchen modernen Leitbilds gar nicht versucht. 
Das ist mir jedenfalls nicht einmal aus den Ministe-
rien bekannt. Aber nur dann, wenn man dieses mo-
derne Leitbild hat, kann man das andere notwendige 
Verfassungsprinzip, nämlich die Alimentation, auch 
auf die neuen, modernen Biographien anwenden. 
Das ist unser Ansatz. 

Wir wollen erreichen, daß sich die Besoldung kon-
sequent an Leistung und Funktion orientiert, daß der 
Zulagendschungel abgeschafft wird und die Arbeits-
zeitregelungen flexibler werden, und zwar auch auf 
die Lebensarbeitszeit bezogen. Es gehört zu den mo-
dernen Entwicklungen, daß sich die Lebensbiogra-
phien und auch die Arbeitsbiographien anders auf-
bauen. 

Die Vorschläge der Regierung aber haben zum 
Beispiel folgende Elemente: Bei den Anwärtern wird 
kräftig gespart. Das betrifft die Menschen genau in 
der Lebensphase, in der sie Existenzen gründen. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Nein, 
5 Prozent! Das ist doch nicht kräftig, son

-

dern das ist minimal und bei den relativ 
hohen Anwärterbezügen verständlich!) 

- Herr Marschewski, Sie wissen, daß Ihre Stimme 
lauter ist als meine. Ich finde, damit könnten Sie ein 
bißchen eleganter umgehen. 

Die eingeführten Leistungsprämien sind unprakti-
kabel; das sagen selbst die Dienststellenleiter. Herr 
Minister, Sie haben solche Reaktionen bestimmt aus 
allen Dienststellen gehört. 

Die Dienstaltersstufen bestehen weiter, auch wenn 
Sie jetzt bloß noch „Stufen" heißen. Die Zulagen 
sind auch nicht weniger geworden, jedenfalls nicht 
wesentlich. Gerade darin liegt einer der Gründe da-
für, daß der öffentliche Dienst so in der Kritik ist. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Welche 
wollen Sie denn abschaffen? Sagen Sie das 

einmal!) 

Das Kernstück Ihres Verfassungsreformgesetzes ist 
die Einführung einer Rücklage, aus der später die 
Versorgung der Beamten mitfinanziert werden soll. 
In diesem einen Punkt hat die Bundesregierung tat-
sächlich mit ihren bisherigen Tabus gebrochen und 
die Beamten selbst in die Pflicht genommen. Das ist 
von uns anzuerkennen; denn daß es hierbei, Herr 
Körper, durchaus auch um richtige Beiträge zur Al-
tersversorgung geht und daß an solche gedacht war, 
zeigen die ursprünglichen Formulierungen im Geset-
zestext, die erst kurzfristig - ich glaube, der Optik 
wegen - herausgestrichen wurden. 

Auch wir sind - um es deutlich zu sagen - für eine 
solche Rücklage, halten aber den Vorschlag der Bun-
desregierung dafür nicht für geeignet; denn das Ver-
fahren ist undurchsichtig. Der Abzug wird nicht auf 
den Lohnzetteln ausgewiesen. Die Beamten erwer-
ben damit keine nachweisbaren Anwartschaften. 
Das alles macht diese Rücklage nicht sicherer, son-
dern erhöht die Gefahr, daß sie später für andere 
Zwecke verfrühstückt werden könnte. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD - Zuruf von der CDU/CSU: 

Das war nur in  Schleswig-Holstein!)  

Sie werden sicherlich etwas dazu sagen. Immerhin 
ist genau das in Schleswig-Holstein, dem sogenann-
ten Musterland der Beamtenreformen, passiert. 

(Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast [SPD]: Es 
war ein bißchen anders!) 

Seit zwei Tagen sind wir nun immerhin darüber in-
formiert, wie diese Rücklage im einzelnen aussehen 
soll. Es soll ein Sondervermögen des Bundes gebildet 
werden, das jedoch die absolute Zweckgebunden-
heit der Mittel nicht sicherstellt. Wir fordern deshalb 
die Einrichtung einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts, 

(Meinrad Belle [CDU/CSU]: Schlanker 
Staat!) 

die eine eigenständige juristische Person ist und de-
ren Vermögen deshalb nicht für andere Zwecke ver-
wendbar ist. Der aus Ministeriums- und Arbeitneh-
mervertretern gebildete Beirat soll in dieser Richtung 
wirken. Aber er dient nur der Anhörung; er hat keine 
Mitbestimmungsrechte. Das erhöht das Vertrauen 
nicht. Ein starker Beirat würde im übrigen auch nur 
bei einer Körperschaft des öffentlichen Rechts Sinn 
machen und möglich sein, so daß das eine mit dem 
anderen zusammenhängt. 

Schließlich bleibt noch immer völlig unklar, wie die 
Entnahme der Mittel ab 2014 geregelt werden soll. 
Es wird da wiederum auf ein neues Gesetz verwie-
sen, das wir aber alle nicht kennen. 
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Die Versorgungsreform der Bundesregierung ist 
ganz offensichtlich - jedenfalls in ihren letzten Zügen 
- in größter Eile entstanden. Herr Körper hat schon 
darauf hingewiesen, daß wir die letzten Änderungen 
- 37 Seiten lang - am Abend vor der Anhörung um 
19 Uhr bekommen haben. 

(Meinrad Belle [CDU/CSU]: Vier Kleinigkei

-

ten!)  

Man hatte schon den Eindruck, daß darunter etwas 
versteckt wurde, was man in der Eile nicht finden 
sollte, nämlich die Sonderregelungen für die politi-
schen Beamten. Ich möchte dagegen im Namen mei-
ner Fraktion ausdrücklich protestieren, daß diese po-
litischen Beamten, die ja sowieso schon besonders 
günstige Regelungen genießen, wiederum von einer 
Maßnahme ausgenommen wurden, die für alle ande-
ren Beamten gilt. Während alle anderen Beamten 
nur 20 Prozent über die Höchstgrenze hinaus dazu-
verdienen können, bleibt es bei den politischen Be-
amten bei 50 Prozent. Das ist überhaupt nicht akzep-
tabel. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Dies ist insbesondere deswegen nicht akzeptabel, 
weil wir doch ausdrücklich von ihnen möchten, daß 
sie in anderen Bereichen arbeiten. 

Kurz und gut, in einer Emnid-Umfrage von 
Februar 1998 haben sich 83 Prozent der Befragten für 
eine Beteiligung der Beamten an der Altersversor-
gung ausgesprochen. 69 Prozent waren dafür, Be-
amte nur noch in den staatlichen Kernbereichen ein-
zusetzen. Es gibt also gerade in diesem Bereich eine 
deutliche Mehrheit für Reformen. Vor diesem Hinter-
grund hätte man mit den Vorschlägen schon ein biß-
chen mutiger sein können. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Kollege 
Dr. Max Stadler. 

Dr. Max Stadler (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Herr Kollege Pen-
ner hat vorhin in einer Zwischenfrage die mangelnde 
Präsenz des Bundesrates zur Diskussion gestellt. Ich 
muß sagen, verehrter Herr Kollege Penner: Mich stört 
es nicht so sehr, daß der Bundesrat hier nicht so zahl-
reich vertreten ist; denn bei der Dienstrechtsreform 
haben wir die Erfahrung gemacht, daß ein gutes Ge-
setz, das von der Mehrheit der Abgeordneten des 
Bundestages verabschiedet worden ist, vom Bundes-
rat im Vermittlungsverfahren verschlimmbessert wor-
den ist. 

(Meinrad Belle [CDU/CSU]: Richtig!) 

Wenn die verhältnismäßig geringe Zahl von anwe

-

senden Mitgliedern des Bundesrates also ein Indiz 
dafür sein soll, daß das Gesetzeswerk diesmal vom 

Bundesrat unverände rt  übernommen wird, dann ist 
dies sicherlich ein erfreulicher Beginn unserer heuti-
gen Debatte. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Einige gängige Pauschalvorwürfe an die Politik 
lauten: 

Erstens. Politiker denken und handeln nicht lang-
fristig, sondern nur in den kurzen Vierjahresrhyth-
men der Legislaturpe riode. 

Zweitens. Politiker scheuen sich, der Bevölkerung 
unangenehme Erkenntnisse zu vermitteln. 

Drittens. Politiker sind unfähig, nach diesen Er-
kenntnissen zu handeln. Vor allem vor Wahlen wa-
gen sie es nicht, notwendige, aber unpopuläre Ent-
scheidungen zu treffen. Statt dessen verteilen sie 
Wahlgeschenke. 

Ich bin der Meinung, daß das heute vorliegende 
Versorgungsreformgesetz 1998 all diesen üblichen 
Vorwürfen widerspricht. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Mit diesem Gesetz wird die Lösung von Problemen 
angepackt, die sich in aller Schärfe erst in den Jahren 
von 2010 bis 2025 stellen werden. In diesem Zeitraum 
würde die Versorgungsquote für den öffentlichen 
Dienst dramatisch ansteigen, wenn der Gesetzgeber 
keine Gegenmaßnahmen ergreifen würde. Die öf-
fentliche Hand hätte dann Pensionsansprüche der 
Beamten in einer Höhe zu erfüllen, die ohne eine 
rechtzeitige Reform nicht mehr zu bewältigen wäre. 
Deshalb verdient der Bundesinnenminister dafür An-
erkennung, daß er den Auftrag des Parlaments, ei-
nen Versorgungsbericht vorzulegen, zwar spät, dafür 
aber um so gründlicher erfüllt hat. Herr Kanther hätte 
es sich leicht machen können und die zu erwartende 
Situation im Bereich der Beamtenversorgung auf-
tragsgemäß nur bis zum Jahre 2008 darstellen kön-
nen. 

(Meinrad Belle [CDU/CSU]: Richtig!) 

Sonderliche Probleme treten bis dahin nämlich 
nicht auf. Die Koalition hätte es sich leicht machen 
und darauf verzichten können, über diesen Zeitraum 
hinaus zu planen. Vor allem hätten die Bundesregie-
rung und die Koalitionsfraktionen es sich leicht ma-
chen und darauf verzichten können, ausgerechnet 
kurz vor einer Bundestagswahl für die Betroffenen 
schmerzliche Maßnahmen vorzuschlagen, um Ver-
sorgungsprobleme zu lösen, die erst nach weiteren 
drei Legislaturpe rioden akut werden. 

Dies wäre allerdings kein verantwortungsbewuß-
tes Verhalten gewesen; denn je später man notwen-
dige Einschnitte vornimmt, desto tiefer fallen diese 
aus. Die Beamten haben schon anläßlich der Renten-
reform 1957 eine Vorleistung durch eine Besoldungs-
absenkung erbracht. In der Folgezeit ist aber ver-
säumt worden, von den eingesparten Geldern eine 
Rücklage für die Zahlung der Beamtenpensionen zu 
bilden. 
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Jetzt wird - endlich - gehandelt. Das geschieht 
noch rechtzeitig. Mit einem maßvollen Einbehalt von 
den jeweiligen Besoldungserhöhungen kann eine 
Versorgungsrücklage in Höhe von 66 Milliarden DM 
gebildet und damit der nächsten Genera tion die 
Sorge um die Erfüllung der dann fällig werdenden 
Beamtenpensionen abgenommen werden. 

Diese Versorgungsrücklage ist das Kernstück der 
heute zu beratenden Gesetzentwürfe. Wir halten die 
Bildung dieser Rücklage für einen brauchbaren Lö-
sungsweg. Das Versorgungsreformgesetz muß aller-
dings durch ein Rücklagegesetz ergänzt werden, 
welches ebenfalls, allerdings in erster Lesung, dem 
Plenum vorliegt. Dabei geht es um die Frage, wie die 
Versorgungsrücklage verwaltet wird. Die F.D.P. hat 
in den Beratungen innerhalb der Koalition von An-
fang an Wert darauf gelegt, optimal sicherzustellen, 
daß die Rücklage ausschließlich zum Zweck der Be-
zahlung von Pensionsansprüchen verwendet werden 
kann. 

Frau Ministerpräsidentin Simonis hat einen großen 
Vertrauensschaden verursacht, als sie eine entspre-
chende Rücklage in Schleswig-Holstein anderweitig 
zweckentfremdet hat. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Mir war, Frau Kollegin Vollmer, bisher auch nicht ge-
läufig, daß Schleswig-Holstein ein Musterland sei, 
wie Sie es bezeichnet haben, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das war ironisch 
gemeint! - Fritz Rudolf Körper [SPD]: Sie 

lernen auch noch dazu!) 

auch nicht ein Musterland der Dienstrechtsreform. 

Der Entwurf eines Rücklagegesetzes sieht vor, daß 
eine so angesehene Ins titution wie die Deutsche 
Bundesbank die Versorgungsrücklage des Bundes 
verwalten wird. Damit kann das dringend notwen-
dige Vertrauen der Betroffenen in die Beständigkeit 
dieser Rücklage gesichert werden. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

Über einzelne Modalitäten, wie etwa über die Frage, 
welche Anlageformen möglich sein sollen, damit 
auch genug aus der Rücklage erwirtschaftet wird, 
muß nach Auffassung der F.D.P. aber noch in den 
Ausschußberatungen ergebnisoffen gesprochen wer-
den. 

Meine Damen und Herren, zuzugeben ist, daß das 
Versorgungsreformgesetz außer der Bildung der 
Rücklage noch eine Vielzahl von Einzelmaßnahmen 
vorsieht, die zu weiteren auch versorgungswirksa-
men finanziellen Entlastungen der öffentlichen Hand 
führen werden. Selbstverständlich kann man über 
jede einzelne dieser Sparmaßnahmen trefflich strei-
ten. Wir meinen, daß sie sich insgesamt in einem für 
die Betroffenen zumutbaren Rahmen halten. 

Die Koalition hat in den Ausschußberatungen aber 
die Kritik, die etwa seitens der Verbände und der Ge-
werkschaften an Details des Regierungsentwurfs ge-
übt worden war, sehr ernst genommen und den ur-
sprünglichen Gesetzentwurf punktuell verändert. 

Dies erklärt auch, warum es unsererseits noch bis 
kurz vor Schluß der Ausschußberatungen einzelne 
Änderungsanträge gegeben hat. Nehmen Sie dies 
als ein Zeichen dafür, daß wir uns nicht etwa als No-
tar der Bundesregierung verstehen und einen Ge-
setzentwurf unkritisch absegnen, sondern daß wir 
die Debatte, die darüber geführt wird, aufnehmen 
und auch zu einzelnen Änderungen bereit sind. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Dies gilt zum Beispiel für die besonderen Alters-
antragsgrenzen für Feuerwehr-, Polizei- und Justiz-
vollzugsbeamte. 

Meine Damen und Herren, bei der Gesamtbewer-
tung dieser umfassenden und außerordentlich be-
deutsamen Reform muß man unserer Ansicht nach 
auch noch folgendes würdigen. Ich komme damit zu 
dem, was Frau Vollmer, diesmal ernst gemeint, aus-
geführt hat. 

Die F.D.P. hält am Berufsbeamtentum als einer be-
währten Institution unseres Staatswesens fest. Dazu 
gehört aber auch eine eigenständige Beamtenversor-
gung. Bestrebungen, wie sie von Ihnen auch heute 
wieder vertreten worden sind, die Alterssicherungs-
systeme des öffentlichen Dienstes zu vereinheitli-
chen, werden daher in dem Versorgungsreformge-
setz zu Recht nicht aufgenommen. Die Reform bleibt 
im System, sorgt aber dafür, daß das System weiter-
hin bezahlbar ist. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die bewährten Grund-
prinzipien der Beamtenversorgung bleiben unange-
tastet. Zugleich erbringt die Beamtenschaft aber 
Sparleistungen, die durchaus vergleichbar mit den 
Opfern sind, die von den Mitgliedern der gesetzli-
chen Rentenversicherungen getragen werden. Daher 
stimmt die F.D.P.-Fraktion dieser Reform insgesamt 
zu. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich erteile jetzt das 
Wort  der Kollegin Maritta Böttcher. 

Maritta Böttcher (PDS): Frau Präsidentin! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Trotz der Verbesserungen 
einiger Regelungen des Versorgungsreformgesetzes 
- wir begrüßen ausdrücklich die Schließung der Ver-
sorgungslücke Ost - bleibt der Regierungsentwurf 
für uns insgesamt nicht zustimmungsfähig. 

Wenn das Wort  „Reform" hier allmählich zum 
Synonym für Kürzungskonzepte wird, so ist es an der 
Zeit, auch einmal - in diesem Sinne gebe ich Frau 
Vollmer recht - über grundsätzliche Alternativen 
zum bestehenden System nachzudenken. Seit die Al-
tersversorgung der Beam tinnen und Beamten auf 
den Tagesordnungen von Bundestag und Bundes-
rat steht - das geschieht in immer kürzeren Abstän-
den -, waren Veränderungen immer Leistungskür-
zungen. 
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An einer wirklichen Reform gibt es offenbar schon 
aus dem Grund kein Interesse, weil das Beamten-
recht einseitig regelbar ist, was den Zugriff der Kür-
zungspolitiker zur Sanierung der Haushalte erheb-
lich erleichtert. Dieser Weg wird jedoch weder im 
Ansatz noch auf Dauer das Grundproblem lösen kön-
nen. Soviel kann gar nicht eingespart und gestrichen 
werden, wie an Einnahmeausfällen hingenommen 
werden muß. Sollen die öffentlichen Kassen wirklich 
saniert werden, müssen vor allem Wirtschafts- und 
Finanzpolitik geändert werden. Denn nicht die Alten 
gefährden die Zukunft der Alterssicherung, sondern 
die hohe Arbeitslosigkeit. 

(Beifall bei der PDS - Erwin Marschewski 
[CDU/CSU]: Wir machen das so wie in der 

DDR früher! Dann läuft das!) 

- Es geht jetzt nicht um die ehemalige DDR, sondern 
es geht bei diesem Versorgungsreformgesetz um die 
Beamtenversorgung, Herr Marschewski. 

Wenn immer mit der Zukunftssicherung der Beam-
tenversorgung argumentiert wird, während die ein-
zusparenden Milliarden aufgerechnet werden, so 
stellt sich schon die Frage: Geht es eigentlich tatsäch-
lich um die Sicherung der Pensionsansprüche von 
Beamtinnen und Beamten oder nicht vorrangig 
darum, Besoldungs- und Versorgungsausgaben zu 
reduzieren? 

Zweifel an der gesamten Ausrichtung dieser soge-
nannten Reform sind auch insofern angebracht, als 
eine wirkliche Analyse, die eigentlich die Grundlage 
von Veränderungen sein müßte, nach wie vor nicht 
vorliegt. So hat die ÖTV erhebliche Bedenken ge-
genüber dem Datenmaterial, das dem Versorgungs-
bericht und insbesondere der Prognose bis zum Jahr 
2040 zugrunde liegt. Die analytischen Defizite setzen 
sich fort , indem die unter anderem vom DGB gefor-
derte Betroffenheitsanalyse ebenfalls nicht vorgelegt 
wurde. Ansätze dazu waren in der Sachverständi-
genanhörung zu vernehmen. Do rt  wurde festgestellt, 
daß durch die Strukturänderungen des Dienstrechts-
reformgesetzes bereits 15 prozentige Versorgungs-
einsparungen für die Jahre bis 2008 erreicht werden, 
die durch das Versorgungsreformgesetz auf zirka 
25 Prozent steigen. 

Aber damit nicht genug. Peter Grottian bringt die 
Kritik auf den Punkt, indem er sagt: Es handelt sich 
schlicht und einfach um den Schlußverkauf öffent-
licher Aufgabendiskussion. Der Verdacht liegt nahe, 
„daß man sich im Grunde genommen nur für die Ver-
sorgung der Beamtenwagenburg stark gemacht hat."  

Bei der ganzen Kosten- und Lastendiskussion spie-
len Fragen der Personalinnovation keine Rolle mehr. 
Die Feststellung „Kein Geld - keine neuen Aufga-
ben" geht voll an den gesellschaftlichen Entwicklun-
gen vorbei - sowohl an den Verpflichtungen gegen-
über der älteren Generation wie auch an der Not-
wendigkeit, 1,2 bis 1,5 Millionen junge Menschen 
unter anderem auch über den öffentlichen Dienst in 
das Bildungs- und Beschäftigungssystem zu integrie-
ren. So wurden in den letzten Jahren über 200 000 
Menschen - im Verhältnis zu den fünf Jahren davor - 
nicht eingestellt. Nur 4 Prozent der Lehrer sind unter  

35 Jahre. Der öffentliche Dienst leistet sich nur 3 bis 
4 Prozent Ausbildungsplätze und macht ansonsten 
die Schotten dicht. 

(Dr. Antje Vollmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ
-NEN]: Stimmt! Da hat sie recht!) 

Diese Abschottungspolitik wird der Notwendigkeit 
der Weiterentwicklung öffentlicher Dienstleistungen 
in keiner Weise gerecht. Da das Ganze aber - wie 
Professor Battis in der Anhörung bemerkte - eben 
kein Reformgesetz, sondern ein Kürzungsgesetz ist, 
ordnet sich hier auch die Absenkung der Anwärter-
bezüge ein, die ansonsten in diesem Kontext eigent-
lich nichts zu suchen hätte. Die Anwärterbezüge sind 
bereits seit einem Jahr eingefroren und werden nun 
im ungünstigsten Fall zu Einkommenseinbußen bei 
Referendarinnen und Referendaren sowie bei Lehr-
amtsanwärterinnen und Lehramtsanwärtern von bis 
zu 25 Prozent führen. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Sie müs

-

sen wohl lange in einer Gesamtschule 
gewesen sein, um so einen Blödsinn zu 

sagen, sehr lange!) 

Junge Familien werden am härtesten von den Kür-
zungen betroffen sein. 

Es gäbe sicher noch eine Vielzahl von Kritikpunk-
ten, insbesondere auch hinsichtlich der konkreten 
Ausgestaltung der Versorgungsrücklage, in bezug 
auf die jetzt ein Gesetzentwurf vorliegt, der noch zu 
diskutieren sein wird. Insgesamt müssen wir einem 
solchen vom Rotstift diktierten Gesetz unsere Zustim-
mung verweigern. Das heißt nicht, daß wir uns einer 
kritischen Prüfung der sozialen Sicherungssysteme 
entziehen. Die unseligen Privilegiendiskussionen, 
die zu immer weiterem Sozialabbau mißbraucht wer-
den, müssen ein Ende finden. Deshalb brauchen wir 
eine fortschrittliche Harmonisierung der Alterssiche-
rungssysteme, die Tendenzen der Entsolidarisierung 
der Beschäftigtengruppen im öffentlichen Dienst ent-
gegenwirkt. Möglich wäre das zum Beispiel durch 
die Einbeziehung der Beamten in ein einheitliches 
gesetzliches Sozialversicherungssystem, wie es von 
der ÖTV vorgeschlagen wird. Auf diesem Weg kom-
men wir mit den vorliegenden Kürzungsvorschlägen, 
die sich in keinerlei sachliche Zusammenhänge ein-
ordnen lassen, keinen Schritt weiter. Wir bleiben bei 
unserer Forderung zur Schaffung eines einheitlichen 
Dienstrechtes im öffentlichen Dienst. 

Gestatten Sie mir noch eine Anmerkung. Unsere 
mangelnde Präsenz heute ist nicht Ausdruck man-
gelnden Interesses, sondern hat den einzigen Grund 
darin, daß in diesem Hause nicht einheitlich verfah-
ren wird. Ich möchte von dieser Stelle aus den Partei-
tag der PDS in Rostock sehr herzlich grüßen. 

Danke. 

(Beifall bei der PDS - Erwin Marschewski 
[CDU/CSU]: E rich winkt zurück!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es folgt der Kol-
lege Meinrad Be lle. 



20946 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 228. Sitzung. Bonn, Freitag, den 3. April 1998 

Meinrad Belle (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lieber Kol-
lege Körper, Sie wissen, daß ich Sie sehr schätze. 
Aber trotzdem muß ich Ihnen sagen, daß ich bei Ih-
rem Beitrag vorhin unwillkürlich an das alte Sprich-
wort  erinnert wurde: Wasch mir den Pelz, aber mach 
mich nicht naß. In weiten Bereichen stimmen Sie 
dem Versorgungsreformgesetz zu - Sie sind dafür -, 
aber in entscheidenden Fällen werden Sie von Ihren 
Sozialpolitikern zurückgepfiffen. So ist die Sachlage. 

Nachdem mein Freund Erwin Marschewski die 
großen Zusammenhänge der Versorgungsreform dar-
gestellt hat, will ich mich nun in die Niederungen der 
eigentlichen Reform begeben. 

Die kritische, nicht immer objektive Öffentlichkeit 
beanstandet gelegentlich, daß die Beamten nicht 
ausreichend an den notwendigen Reformen der Al-
terssicherungssysteme beteiligt sind. Diese Diskus-
sion ist ungerecht und falsch. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Erwin Mar

-

schewski [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Bei der Neugestaltung der Besoldungsordnun-
gen A und B in den 50er Jahren wurde das Gehalt 
der Beamten um 7 Prozent niedriger als vergleich-
bare Gehälter in der freien Wirtschaft angesetzt - im 
Hinblick auf die Pensionsregelungen. Die Einspar-
maßnahmen bei den Beamten außerhalb des Dienst-
rechtsreformgesetzes und des Versorgungsreformge-
setzes - diesen Zusammenhang muß man sachge-
rechterweise herstellen - summieren sich für die Zeit 
von 1991 bis 2008 auf immerhin 10 Milliarden DM in 
Bund, Ländern und Gemeinden durch Verschiebung 
der Besoldungserhöhungen, Einfrieren des Weih-
nachtsgeldes, Verschlechterungen der Beihilfe, Weg-
fall von früher arbeitsfreien Tagen. 

Mit dem Dienstrechtsreformgesetz 1997 sparen 
Bund, Länder und Gemeinden in der Zeit bis 2008 
insgesamt 22,5 Milliarden DM. Ab 2008 sind dies 
jährlich Einsparungen von 3,6 Milliarden DM durch 
die geänderte Gehaltstabelle, Anheben der allgemei-
nen Altersgrenzen, Kürzung der Anrechnung von 
Ausbildungszeiten, Einschränkung bei den Frühpen-
sionierungen. 

Nun aber zum eigentlichen Versorgungsreformge-
setz. Wir ziehen heute die erforderlichen Schlußfol-
gerungen aus dem Versorgungsbericht der Bundes-
regierung. Die demographische Entwicklung - die 
Zahl der Kinder geht zurück; das Durchschnittsalter 
der Bevölkerung erhöht sich; der Anteil der älteren 
Menschen an der Bevölkerung nimmt zu, Gott sei 
Dank; die Lebensarbeitszeit wird immer kürzer - 
macht eine Reform in allen Alterssicherungssyste-
men notwendig. Wir ziehen heute die erforderlichen 
Konsequenzen in der Beamtenversorgung. Für uns 
als CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist dabei beson-
ders wichtig: Wir bleiben im bewährten System. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Erstens. Wir halten durch die strukturellen Einzel-
maßnahmen dieses Gesetzes - gemeinsam mit den 
Versorgungsteilen des Dienstrechtsreformgesetzes - 
die  Versorgungsquote, nämlich den Anteil der Ver-

sorgungslasten am Bruttoinlandsprodukt, bis 2008 
auf dem heutigen Stand von 1,2 Prozent. 

Zweitens. Wir können durch das neugeschaffene 
System der Versorgungsrücklage den für das Jahr 
2020 zu erwartenden Versorgungsberg - das ist wich-
tig, Herr Kollege Körper: nicht die heutige Haushalts-
lage spielt die entscheidende Rolle, sondern die vor-
aussichtliche Lage im Jahre 2020 - mit 1,64 Prozent 
Versorgungsquote bei 1,4 Prozent sozusagen unter-
tunneln. 

Kollege Marschewski hat bereits einiges zur Ver-
sorgungsrücklage gesagt. Herr Minister Kanther 
wird sie anschließend sicher noch im einzelnen erläu-
tern. Für mich persönlich ist dabei wichtig, daß - im 
Gegensatz zur Rentenreform - aktive Beamte und 
Ruheständler zur Bildung der Versorgungsrücklage 
herangezogen werden. Damit werden die Lasten 
besser verteilt. Das Volumen der Versorgungsrück-
lage wird enorm erhöht. Schlußendlich wird mittelfri-
stig eine dauerhafte Absenkung der Gehälter der ak-
tiven Beamten und der Versorgungsbezüge der Pen-
sionäre um 3 Prozent erreicht. Dies ist eine Novität in 
der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland. 

Bevor ich angesichts der Kürze der Zeit die Ände-
rungen erläutere, die der Gesetzentwurf im Verlaufe 
der Beratungen erfahren hat, will ich noch einige 
Worte zum Verfahren verlieren. Gut eineinhalb Jahre 
haben wir, die Innenpolitiker der Koalitionsfraktio-
nen, an diesem Reformvorhaben gearbeitet. 

(Fritz Rudolf Körper [SPD]: Ihr braucht ganz 
schön lange!) 

- Was lange währt, wird endlich gut, Kollege Körper. 

Die Zusammenarbeit mit Ihnen, Herr Minister Kan-
ther, und Ihren Mitarbeitern verdient aus unserer 
Sicht das Prädikat „ausgezeichnet". Ich bedanke 
mich herzlich. 

Dieser Gesetzentwurf hat uns viel Arbeit gemacht. 
Er ist aber auch trotz aller Einwendungen der Oppo-
sition eine gute Reform geworden. Sehr viele Gesprä-
che mit den Verbänden der betroffenen Beamten und 
Ruhestandsbeamten verliefen überaus fruchtbar. Wir 
hatten bei der Anhörung zu diesem Gesetzentwurf - 
das muß ich schon sagen - mit ganz wenigen Aus-
nahmen eine sehr qualifizierte Sachverständigen-
runde. 

Einige Teilergebnisse dieser Gespräche und der 
Anhörung konnten wir verwerten und den Gesetz-
entwurf gemeinsam positiv weiterentwickeln. Ich 
schaue heute einigermaßen zufrieden auf die Arbeit 
der letzten Monate zurück und bedanke mich bei 
meinen Fraktionskollegen, den Kollegen der F.D.P. 
und allen unseren Mitarbeitern. 

Nun aber zu den wesentlichen Änderungen, die 
der Gesetzentwurf auf Antrag der Koalitionsfraktio-
nen erfahren hat. Dieses Gesetz ist nicht nur ein 
Spargesetz, wie es auch heute morgen dargestellt 
wurde oder wie es von interessie rter Seite ursprüng-
lich gescholten wurde. 

Auf unser Betreiben hin wurde im ursprünglichen 
Gesetzentwurf die Altersteildienstfähigkeit aufge- 
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nommen. Während der Beratungen wurden auf An-
trag der Koalitionsfraktionen weitere strukturelle 
Verbesserungen eingeführt, wie Anhebung der Ein-
gangsbesoldung im mittleren Dienst von A 5 nach 
A 6, Verbesserung der Versorgung bei qualifiziertem 
Dienstunfall - das Ruhegehalt wird künftig aus der 
übernächsten Besoldungsgruppe errechnet -, bes-
sere Bewertung der Kindererziehungszeiten, Erhö-
hung des Mindestbetrages der Pension bei Ruhe-
standsbeamten und Witwen von 1,25 auf 1,5 der Be-
soldungsgruppe A 4. 

Auch für Beamte und Soldaten der neuen Bundes-
länder konnten folgende Verbesserungen erreicht 
werden: Die Versorgungslücke bei ausscheidenden 
Soldaten und insbesondere Polizeibeamten mit Min-
destversorgung zwischen dem Zeitpunkt des Aus-
scheidens und dem 65. Lebensjahr wurde geschlos-
sen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Für Bürgermeister der ersten Stunde wurden verbes-
serte Hinzuverdienstmöglichkeiten geschaffen. 

(Beifall des Abg. Ulrich Adam [CDU/CSU]) 

Die Anerkennung der Laufbahnbefähigung von Be-
währungsbewerbern zur Erleichterung des Dienst-
herrenwechsels wurde realisie rt . 

Weitere positive Veränderungen sind die Beibehal-
tung der besonderen Altersgrenze bei Polizei, Feuer-
wehr und Vollzugsbeamten beim 60. Lebensjahr 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

- vielen Dank an die Kollegen aus dem Innenaus-
schuß -, die Konkretisierung der Absenkung für die 
Versorgungsrücklage um jährlich 0,2 Prozent, die 
Beibehaltung der Ruhegehaltsfähigkeit der Voll-
streckungszulage bei Gerichtsvollziehern, die teil-
weise Beibehaltung der Ruhegehaltsfähigkeit der 
Stellenzulage für Flieger, die Erhöhung der Über-
gangsregelung bei Anrechnung des Hinzuverdien-
stes auf sieben Jahre und - aus meiner Sicht nicht 
ganz so positiv - die Einführung des Versorgungsab-
schlages bei Dienstunfähigkeit vor dem 63. Lebens-
jahr, analog dem Rentenrecht. 

(Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast [SPD]: Das 
haben Sie richtig erkannt! - F ritz Rudolf 
Körper [SPD]: Herr Belle, wir zwei wären 

uns einig geworden!) 

Gleichzeitig wird allerdings die Zurechnungszeit 
wieder auf zwei Drittel wie vor der Dienstrechtsre-
form erhöht. 

Nun einige kurze Bemerkungen zu Ihrem Beitrag 
heute morgen, Frau Kollegin Vollmer. Ihre Reform 
wäre keine Reform mit den Beamten, sondern gegen 
die Beamten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Zu Ihrer Kritik der Sonderregelung in der Begren-
zung der Hinzuverdienste bei den politischen Beam-
ten einige Sätze: 

Erstens. Wir haben erstmalig in diesem Gesetz bei 
Frühpensionären eine Begrenzung der privaten Hin-
zuverdienstmöglichkeiten überhaupt eingeführt. 

Zweitens. Wir haben in diesem Gesetz die Zahl der 
politischen Beamten erheblich verringert. 

Drittens. Wir haben in diesem Gesetz deutliche 
Verschlechterungen bei der Versorgung der politi-
schen Beamten eingeführt. 

Der politische Beamte kann - da kommt das ent-
scheidende Moment - im Gegensatz zum Lebenszeit

-

beamten ohne Angabe von Gründen jederzeit aus 
dem Amt entlassen werden. Da meinen wir, daß im 
Interesse des Aufbaus einer p rivaten Existenz nach 
dem Ausscheiden die politischen Beamten bei der 
Begrenzung der p rivaten Hinzuverdienste besser als 
die Lebenszeitbeamten behandelt werden müssen. 
Wir halten dies für richtig, und wir stehen auch dazu. 

(Beifall der Abg. Cornelia Schmalz-Jacob

-

sen [F.D.P.]) 

Die Kollegin Vollmer möchte eine Zwischenfrage 
stellen. Bitte sehr. 

(Heiterkeit) 

Dr. Antje Vollmer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Nur damit wir uns richtig verstehen, Herr Kollege 
Belle: Es geht nicht um diejenigen, die keinen Zuver-
dienst gefunden haben, sondern um die, die einen 
Zuverdienst gefunden haben, und zwar einen Zuver-
dienst, der insgesamt höher ist als ihr vorher doch 
sehr beachtliches Gehalt als politischer Beamter. 
Diese können 50 Prozent über diese Höhe hinaus be-
kommen, während der normale Beamte nur 20 Pro-
zent hat. Es geht nicht um die Versorgung von je-
mandem, der in einer schlechten Situation ist. Viel-
mehr ist er in einer Situation, die noch erheblich bes-
ser ist, als sie zu der Zeit als politischer Beamter war. 
Da stimmen Sie mir doch zu? 

Meinrad Belle (CDU/CSU): Nicht ganz, Frau Kolle-
gin, einfach deshalb, weil sie nicht 50 Prozent Hinzu-
verdienst haben dürfen. 

(Dr. Antje Vollmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

- 

NEN]: Über die Höchstgrenze!) 

Vielmehr werden 50 Prozent des Mehrverdienstes 
von der Versorgung abgezogen. Das heißt ganz kon-
kret: Bei einem erheblichen Hinzuverdienst behalten 
auch die politischen Beamten lediglich den Mindest-
betrag der Versorgung von 20 Prozent. 

(Dr. Antje Vollmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Ich wollte nur klarstellen: Es geht um 
keine Armen!) 

Insoweit werden sie bei erheblichem Hinzuverdienst 
gleich behandelt. Wir sind in dieser Sache auseinan-
der, Frau Kollegin. 

Meine Damen und Herren, in zahlreichen Ge-
sprächsrunden nicht nur mit den Verbänden, son-
dern auch mit den unmittelbar betroffenen Beamten 
habe ich nach Erläuterung viel Verständnis für A rt 

 und Umfang der Versorgungsreform gefunden. Be- 
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geisterte Zustimmung ist bei Einschnitten in den Be-
sitzstand selbstverständlich nicht zu erwarten. Ich 
habe aber auf jeden Fall den Eindruck gewonnen, 
daß die Beamtenschaft diese Reform mitträgt; ich be-
danke mich für dieses Verständnis. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Kollege 
Adam hat eine Zwischenfrage. Gestatten Sie, Herr 
Belle? - Ja. 

Ulrich Adam (CDU/CSU): Herr Kollege Belle, sind 
Sie nicht mit mir der Meinung, daß gerade die von Ih-
nen erwähnte Schließung der sogenannten Versor-
gungslücke ein sehr wichtiger Baustein zur Integra-
tion ehemaliger NVA-Soldaten in die Bundeswehr 
ist, und finden Sie es nicht auch bemerkenswe rt , daß 
die PDS für diesen Vorgang gerade mal einen Halb-
satz übrig hatte? 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS]: Wir haben 
auch nicht mehr Redezeit!) 

Meinrad Belle (CDU/CSU): Ich stimme Ihnen voll 
zu, daß das ein ganz wichtiger Fortschritt ist. Ich 
möchte aber - für die Kollegin von der PDS positiv - 
klarstellen, daß sie sich im Ausschuß sehr stark für 
die Schließung der Versorgungslücke eingesetzt hat. 

(Beifall bei der PDS) 

Was recht ist, muß recht bleiben, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD - Günter Graf [Friesoythe] 
[SPD]: Das war ehrlich! Sehr gut, Herr 

Belle!)  

Aber vielen Dank; ich stimme Ihnen zu, Herr Adam. 

Meine Damen und Herren, ich wollte noch einige 
Bemerkungen zu dem Gesetz über die Bildung der 
Versorgungsrücklage machen. Wichtig war aus unse-
rer Sicht, daß bei diesem Gesetz die Sicherheit der 
Versorgungsrücklage im Vordergrund stand. Diese 
sichere Anlage ist uns mit der Übertragung der Ver-
waltung auf die Deutsche Bundesbank gelungen. 

Ich hoffe auf eine zügige Gesetzesberatung und 
bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zum Abschluß die-
ser Debatte spricht der Bundesminister des Innern, 
Manfred Kanther. 

Manfred Kanther, Bundesminister des Innern: Frau 
Präsidentin! Verehrte Damen! Meine Herren! Die 
Bundesregierung greift in allen Bereichen den Ver-
änderungsbedarf auf, den es in unserem Land gibt. 
Dabei werden auch Bereiche aufgegriffen, in denen 
in Jahrzehnten zuwenig Veränderung und Anpas-
sung erfolgt sind. Dazu gehört auch manches, was 
unsere Verwaltungen und in diesen Verwaltungen 
den öffentlichen Dienst angeht. Aber die Bundesre-
gierung tut das nicht mit der vor allem in den Medien  

nicht seltenen, unerfreulich zu hörenden und zu le-
senden Häme gegen den öffentlichen Dienst. Viel-
mehr tut sie dies ihm zugewandt, weil er ein unver-
zichtbarer Pfeiler unseres Staates ist und eine Stand-
ortbedingung Deutschlands darstellt, die gar nicht 
hoch genug geschätzt werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der SPD und des Abg. Günther 
Friedrich Nolting [F.D.P.]) 

Unsere Verwaltung stellt eine Standortbedingung 
dar, die wir selbst gestalten können, anders als viele 
andere Standortbedingungen, wo wir Konkurrenz, 
die wir nicht alleine gestalten, ertragen müssen. 
Diese Bedingung liegt in unserer Hand. Deshalb hat 
nichts einen Sinn, was heißblütig daherkommt und 
die Leute vor den Kopf stößt oder ohne jede Sach-
kenntnis Systeme erdenkt, die vielleicht vor 120 Jah-
ren so hätten erdacht werden können, aber nach 
120 Jahren nicht mehr implantierbar sind. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Wer all das Zeug, das da über die Überführung der 
Beamten in die Sozialversicherung geredet wird und 
das man sich dann anhören muß, vorschlägt, der 
weiß offenbar gar nicht, was er sagt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn wir die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialver-
sicherung zusätzlich zu den Pensionen bezahlen soll-
ten, dann brauchten wir uns über die Probleme der 
öffentlichen Kassen nicht mehr zu unterhalten. Das 
Thema ist doch nicht von dieser Welt und beendet 
für mich von vornherein die Debatte. Das heißt, die 
öffentliche Verwaltung und damit den öffentlichen 
Dienst zu modernisieren ist ein wesentlicher Aspekt 
unserer Arbeit. 

Man kann das aber doch nicht unter dem Gesichts-
punkt „Leistung in den öffentlichen Dienst einfüh-
ren" tun. Es wäre ja eine unglaubliche Anmaßung, 
zu behaupten, daß 5 Millionen Menschen im öffentli-
chen Dienst heute nicht auf Leistung ausgerichtet 
wären. Natürlich sind sie das, aber natürlich gibt es 
auch Starrheiten im System. Es gibt Gewohnheiten, 
denen man früher hätte zu Leibe rücken können. Es 
gibt nicht genügend Mobilität und auch nicht überall 
ein hinreichend motivierendes Vorgesetztenverhal-
ten, so daß wir z. B. noch einen hohen Krankenstand 
im öffentlichen Dienst beklagen müssen. Das liegt 
weniger am einzelnen als daran, wieviel Mühe sich 
der Vorgesetzte um einen Mitarbeiter macht, damit 
er sich in den Riesenverwaltungen und Bet rieben 
nicht als Nümmerchen fühlt, auf das es nicht an-
kommt. 

Das heißt also, es gibt viel geistigen Innovationsbe-
darf, der sich der gesetzgeberischen Regelung ohne-
hin entzieht. Es gibt aber gesetzgeberische Beiträge 
dazu, wie wir sie im Dienstrechtsreformgesetz bei-
spielsweise mit Leistungs- und Mobilitätsanreizen 
geschaffen haben. 

Zu einem effizienten öffentlichen Dienst, den wir 
wollen, gehört natürlich auch, daß er kostengünstig 
arbeiten soll. In einer Zeit knapper Kassen gewinnt 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 228. Sitzung. Bonn, Freitag, den 3. April 1998 	20949 

Bundesminister Manfred Kanther 
dieses Argument eine größere Bedeutung als in Zei-
ten voller Kassen. Deshalb haben wir in beiden Ge-
setzen auch unter dem Gesichtspunkt der Finanzen 
Einsparungen im öffentlichen Dienst vorgenommen, 
von denen ich weiß, daß sie niemanden erfreuen, die 
aber wegen ihrer Behutsamkeit sämtlich vertretbar 
sind. 

So steht im Dienstrechtsreformgesetz der Wegfall 
von „Urlaubsgeld" bei Pensionären, die erfreulicher-
weise immer Urlaub haben, wenn man so will. 
Ebenso ist von Anpassungen die Rede, die Verände-
rungen im aktiven Bereich bei Pensionären nach-
zeichnen. Weil es ums Geld geht, ist auch die Anpas-
sung bei den Anwärterbezügen enthalten. Der öf-
fentliche Dienst hat in Zeiten, in denen er auf dem 
Arbeitsmarkt darauf angewiesen war, die besten 
Leute anzulocken, sehr hohe Anwärterbezüge ge-
zahlt. Heute hat der öffentliche Dienst keine Schwie-
rigkeiten, gute Leute auf dem Arbeitsmarkt zu be-
kommen, und deshalb wird er doch mit den Bezügen 
reagieren können und sie um 5 Prozent absenken 
dürfen. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

Im mittleren Dienst hat ein Anwärter nach der Ab-
senkung ein Einkommen in Höhe von 1 430 DM und 
ein Lehrling im dritten Lehrjahr 1 217 DM. Der Lehr-
ling hat immer noch 200 DM weniger als der beam-
tete Anwärter und muß Sozialabgaben bezahlen. Da 
kann doch kein Mensch behaupten, daß das eine un-
gerechte Maßnahme wäre, wenn es darum geht, 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

in vielen Bereichen behutsam Geld einzusparen und 
nicht überstürzt und brachial mit dem Hammer dar-
anzugehen, wenn einem das Wasser bis zum Halse 
steht. 

(Dr. Wilfried Penner [SPD]: Das ist eine 
mutige Metapher!)  

Genau das ist nicht der geistige Ansatz dieses Geset-
zes, auch nicht in der Versorgung. Davon kann über-
haupt keine Rede sein. 

Im Rentenrecht ebenso wie im Recht des öffentli-
chen Dienstes stellt die Tatsache, die Herr Stadler 
und Herr Belle dargestellt haben, daß die Zahl der äl-
teren Menschen in unserem Land wächst und die 
Dauer des Bezugs von Altersversorgungsbezügen 
aus vielen Gründen - Frühruhestand ebenso wie 
glücklicherweise längere Lebenserwartung - an-
steigt, natürlich eine Frage an die Bezahlbarkeit des 
Systems. 

Es ist doch eine Frage der Gerechtigkeit, daß wir 
nicht in der Rente andere Bedingungen schaffen als 
in anderen Versorgungssystemen. Beamten- und ge-
werbliches Recht unterscheiden sich in vielen Din-
gen sehr, aber in den gesellschaftlichen Grundfrage-
stellungen sind natürlich alle Bürger gleich. Deshalb 
haben wir diese Neuerung des Sozial-, Arbeits- und 
Rentenrechts ins Recht des öffentlichen Dienstes 
übernommen, deshalb gelten gleiche Anrechnungs-
vorschriften bei der Ausbildung. Deshalb haben wir  

bei der Pflegeversicherung die entsprechenden Vor-
schriften in die Beihilfevorschriften übernommen. 

Ich könnte unendlich viele Beispiele nennen, die 
einen Gerechtigkeitsaspekt ebenso wie einen Ein-
spareffekt haben. Deshalb ist es notwendig, daß sich 
der demographische Faktor bzw. die Dauer des Be-
zugs von Altersversorgungsbezügen ebenso wie im 
Rentenrecht auch im öffentlichen Dienstrecht wider-
spiegelt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Es fügt sich nun einmal so, daß diese Debatte 
heute, einen Tag nach dem Abschluß des Tarifver-
trags für den öffentlichen Dienst, 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Sehr gut 
war das! Sehr gut!) 

stattfindet. Im Zusatzversorgungsrecht des öffentli-
chen Dienstes gilt ab 1. Januar 1999 die Beteiligung 
der Arbeitnehmer an ihrer Zusatzversorgung; Be-
triebsrente würde man in der gewerblichen Wi rt

-schaft sagen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Das ist ein Durchbruch der Gerechtigkeit. Das ist 
nicht nur eine Finanzfrage, aber es ist auch eine we-
sentliche Finanzfrage an die Bezahlbarkeit von Ver-
sorgungssystemen. 

Wir befassen uns jetzt erstmalig, seit wir ein Beam-
tenrecht haben, mit Eigenbeiträgen der Beamten, 
und zwar nicht mit Härte und im Konflikt gegen die 
Beamtenschaft oder die öffentlichen Bediensteten - 
auch nicht zu ihrer Freude; ich bin ja nun hinrei-
chend von dieser Welt. Wenn jemand jedes Jahr 
0,2 Prozent weniger Besoldungsfortschritt hat, freut 
er sich natürlich nicht darüber; das weiß ich. Aber die 
Kondition wird verstanden. Die Bedingung wird ak-
zeptiert, daß, wenn sich die Versorgungszeiten ver-
längern, die ganze Last nicht allein beim Steuerzah-
ler bleiben kann, sondern der Zuwachs an dieser 
Last geteilt werden muß. Das ist die Idee, und diese 
Idee wird, einschließlich Versorgungsrücklagege-
setz, durch dieses Reformgesetz - deshalb verdient 
es seinen Namen - eingelöst. 

Man müßte es nicht wegen der 20 kleineren 
Punkte so bezeichnen, die es auch bewegt. Aber daß 
sich die Beamten mit einem maßvollen Eigenanteil 
über lange Frist und deshalb tragbar am Anstieg ih-
rer Versorgungslasten beteiligen, daß es ein Gebot 
der Gerechtigkeit ist, daß sie dies so tun wie die 
Rentner, und daß es deshalb ein Gebot der Gerech-
tigkeit ist, wenn dies auch von den Arbeitnehmern 
im öffentlichen Dienst bei der Zusatzversorgung ge-
schieht, wie gestern vereinbart, das ist schon eine 
Auszeichnung für diesen gesetzgeberischen Ansatz. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Zuruf von der 
CDU/CSU: Und das sagt er vor der Wahl!) 

Ich lege schon Wert darauf, daß wir, die Regierung, 
diesen einheitlichen Ansatz verfolgen und nicht ein- 
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fach da zugreifen, wo es sich gerade ergibt, daß wir 
es in Aufrichtigkeit vor unseren Mitbürgern tun, 

(Wolfgang Zeitlmann [CDU/CSU]: Und vor 
der  Wahl!)  

daß wir es vor einer Wahl tun 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

und nicht den Handlungsbedarf dahinschleifen las-
sen. 

(Fritz Rudolf Körper [SPD]: Danach können 
Sie es nicht mehr!) 

Ich fand es kennzeichnend, Herr Körper, daß Sie 
zu den vielen kleineren Punkten, die dieses Gesetz 
verbessernd einführt, ja sagen, 

(Dr. Wilfried Penner [SPD]: Nun den Vor

-

waschgang!) 

aber dazu, daß dieses Gesetz auch Anforderungen 
an unsere Mitbürger enthält, sagen: Das tragen wir 
nicht mit; das ist eure Sache. Aber in 10 von 16 Bun-
desländern und in vielen Kommunen tragen Sozial-
demokraten Verantwortung für die Ordnung der öf-
fentlichen Finanzen. 

(Zuruf von der F.D.P.: Leider!) 

Infolgedessen machen wir als Bund - auch das muß 
gesagt werden, wenn es um die Frage geht, wer hier 
politischen Mut hat - hier die Schularbeiten der Län-
der und Kommunen in der fiskalischen Wirkung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Bundesregierung hat 11 Prozent Personalkosten 
in ihrem Etat, die Länder 40, 42, 44 Prozent. Der 
Bund ist der einzige Bereich der öffentlichen Hand, 
in dem die Versorgungslasten nach dem Versor-
gungsbericht im Betrachtungszeitraum bis 2020 
leicht geringer werden. Bei den Ländern steigen sie 
dynamisch. Wir machen ein Gesetz, das bevorzugt 
die Länder und Kommunen entlasten wird. 

Es ist ein rundum vernünftiger, geschlossener und 
sehr innovativer Vorgang, den wir mit dem Dienst-
rechtsreformgesetz, dem Versorgungsreformgesetz 
und dem Versorgungsrücklagegesetz vor Ihnen aus-
gebreitet haben. Diese Gesetzgebungsarbeit schlie-
ßen wir mit diesem Gesetz in dieser Legislaturperi-
ode heute ab, womit wir gleichzeitig dem öffentli-
chen Dienst Sicherheit für seine Konditionen in Zu-
kunft geben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Minister, ge-
statten Sie noch eine Zwischenfrage der Kollegin 
Vollmer? 

Manfred Kanther, Bundesminister des Innern: Bitte. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Das ist 
eine Nachfrage und keine Zwischenfrage!) 

Dr. Antje Vollmer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Es ist eine Nachfrage; ich beherrsche jetzt auch 
schon diesen Apparat. Das habe ich schnell gelernt. 

Herr Minister, ich schätze ja Ihren Sinn für Nüch-
ternheit und habe deswegen länger über Ihre Aus-
sage nachgedacht, daß man ein System, das es seit 
120 Jahren gibt, nicht mehr ändern könne; das sei 
nicht von dieser Welt. Halten Sie diese Aussage auch 
angesichts der Perspektive für richtig, daß wir uns in 
weniger als 100 Jahren auf Europa und völlig andere 
Systeme einstellen müssen? Finden Sie nicht ange-
sichts der Tatsache, daß wir jetzt schon wissen, wie 
die Lage in 30 Jahren ist - kein Mensch wi ll  doch, 
daß von heute auf morgen ein System in ein anderes 
umgewandelt wird; solche Realisten sind wir doch 
alle -, 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Was wol

-

len Sie denn eigentlich?) 

daß es zu unseren Vorsorgepflichten gehört, schon 
heute einen Überstieg in ein System, das in 20 oder 
30 Jahren voll greift, vorzudenken und auch vorzu-
bereiten? Das heißt also, den Neuaufbau eines ande-
ren Systems neben dem jetzt herrschenden vorzuse-
hen, wenn es die europäischen Verhältnisse verlan-
gen. 

Manfred Kanther, Bundesminister des Innern: Ich 
danke Ihnen dafür, daß Sie mich als nüchternen 
Menschen bezeichnet haben. Das bin ich. Deshalb 
kann ich schlecht mit Phrasen umgehen, vor allen 
Dingen, wenn sie nicht rechenbar sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich weiß, weil man es rechnen kann, daß man nicht 
neben der Beamtenversorgung die Arbeitgeberbei-
träge zur Sozialversicherung zahlen könnte. Das 
kann man rechnen. Ich weiß, daß all die aufgestellten 
Behauptungen und Phrasen, daß Beamte teurer als 
Angestellte seien und man deshalb aus Beamten An-
gestellte machen müsse, in sich zusammengebro-
chen sind, weil alle Sachverständigen das Gegenteil 
errechnet haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich weiß, daß die vollmundige Phrase der Frau Si-
monis, die durch Verkäufe von Landesvermögen eine 
Rücklage eingeführt hat, die der Versorgung dienen 
sollte, aber so zwergen- und mückenhaft war, daß 
man sie kaum erkennen konnte - ganz abgesehen da-
von, daß diese Rücklage jetzt wieder abgeräumt ist -, 
nunmehr keine Rolle mehr spielt. Wir tun unseren 
Mitbürgern keinen Gefallen, wenn wir sie unentwegt 
mit Phrasen füttern, die wir am nächsten Tag als 
nicht rechenbar wieder zurücknehmen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte dem öffentlichen Dienst sichere Kondi-
tionen für die Zukunft geben. Hierauf nahm der 
zweite Teil Ihres Beitrages Bezug. Das deutsche 
Recht des öffentlichen Dienstes soll auch in Europa 
erhalten bleiben, denn es ist ein taugliches Dienst-
recht. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
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Es gibt nicht den leisesten Grund dafür, ein einheitli-
ches europäisches Dienstrecht zu schaffen. 

(Zuruf von der F.D.P.: Um Gottes willen!) 

Das haben wir nicht vor. Andere mögen ihr Dienst-
recht haben und damit den Konditionen ihres Staates 
entsprechen, wir entsprechen damit denen unseres 
Staates. 

Eine völlig andere Frage ist, inwieweit man das 
Dienstrecht unter europäischen Rechtsaspekten für 
Ausländer öffnet. Das alles ist selbstverständlich. 
Aber daß wir etwa von Finnland bis Neapel ein ein-
heitliches Dienstrecht bräuchten, wird uns hoffent-
lich nicht passieren, denn dann wäre der Kampf ge-
gen die Bürokratie endgültig verloren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Siegfried  Hornung [CDU/CSU]: Das war 

Spitze!)  

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich schließe die 
Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Ge-
setzes zur Umsetzung des Versorgungsberichts, 
Drucksachen 13/9527 und 13/10322. Ich bitte diejeni-
gen, die dem Gesetzentwurf in der Ausschußfassung 
zustimmen wollen, um das Handzeichen. Gegenstim-
men? - Enthaltungen? - Damit ist der Gesetzentwurf 
in zweiter Beratung mit den Stimmen von CDU/CSU 
und F.D.P. gegen die Stimmen von SPD, Bündnis 90/ 
Die Grünen und PDS angenommen. 

Dritte Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetz zustimmen wollen, sich zu erheben. - 
Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Damit ist 
der Gesetzentwurf mit demselben Stimmenverhältnis 
angenommen. 

Beschlußempfehlung des Innenausschusses zum 
Bericht der Bundesregierung über die im Kalender-
jahr 1993 erbrachten Versorgungsleistungen im öf-
fentlichen Dienst sowie über die Entwicklung der 
Versorgungsausgaben in den nächsten 15 Jahren, 
Drucksachen 13/5840 und 13/10322, Buchstabe b. 
Der Ausschuß empfiehlt Kenntnisnahme. Wer stimmt 
für diese Beschlußempfehlung? - Gegenprobe! - Ent-
haltungen? - Damit ist die Beschlußempfehlung ein-
stimmig angenommen. 

Beschlußempfehlung des Innenausschusses zu 
dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur 
Modernisierung von Beamtenrecht und Beamtenver-
sorgung, Drucksache 13/10322 Buchstabe c. Der 
Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/ 
9622 abzulehnen. Wer stimmt für diese Beschluß-
empfehlung? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die 
Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen der CDU/ 
CSU, der F.D.P. und der SPD angenommen, gegen 
die Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen, bei Enthal-
tung der PDS und einer Stimme aus der SPD. 

Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzent-
wurfs auf Drucksache 13/10282 an die in der Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. 

Gibt es dazu anderweitige Vorschläge? - Das ist nicht 
der Fall. Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Damit rufe ich den Tagesordnungspunkt 17 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von den Frak-
tionen der CDU/CSU und F.D.P. eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zur Anpassung 
steuerlicher Vorschriften der Land- und 
Forstwirtschaft 
- Drucksache 13/10187 -
(Erste Beratung 224. Sitzung) 

a) Beschlußempfehlung und Bericht des Fi-
nanzausschusses (7. Ausschuß) 

- Drucksache 13/10315 - 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Ludwig Eich 
Norbert  Schindler 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus

-

schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
- Drucksache 13/10324 - 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Karl Diller 
Oswald Metzger 
Peter Jacoby 
Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. Gibt 
es dazu Widerspruch? - Das ist nicht der Fall. Dann 
ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Als erstem erteile ich 
dem Kollegen Norbert  Schindler das Wort. 

Norbert  Schindler (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Wir beraten abschließend 
über das Gesetz zur Anpassung steuerlicher Vor-
schriften der Land- und Forstwirtschaft, über die 
Anhebung der Vorsteuerpauschale und den Vieh-
schlüssel. 

Die Anpassung der Vorsteuerpauschale von 9,5 
auf 10 Prozent für die Landwirtschaft und von 5 auf 
6 Prozent für den forstlichen Bereich dient eigentlich 
nur der Gerechtigkeit im Umsatzsteuerrecht. Die 
deutsche Agrarwirtschaft hätte ohne diese Korrektur 
eindeutige steuerliche Nachteile erfahren. Deswegen 
bin ich dankbar, daß wir in diesem Punkt in allen 
Fraktionen Übereinstimmung erreicht haben. Um es 
deutlich zu sagen: Es ist damit keine Minderein-
nahme für den Staat verbunden. 

Ich lobe dabei ausdrücklich das Engagement der 
Minister Dr. Theo Waigel und Jochen Borche rt  und 
bin dankbar, daß sie nach Abstimmung der makro-
ökonomischen Zahlen mitgeholfen haben, dies 
durchzusetzen. 

Um zu verdeutlichen, um was es überhaupt geht, 
möchte ich das Problem gerne an einem Beispiel be-
schreiben: Ein Betrieb mit 300 000 DM Umsatz erhält 
- bei Verrechnung einer Vorsteuerpauschale von 
9,5 Prozent - auf diesen 28500 DM pauschalierte 
Umsatzsteuer. Kauft dieser Bet rieb für 200 000 DM 
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netto Betriebsmittel sowie Maschinen und Anlagen, 
so hat er dafür 32 000 DM Umsatzsteuer zu zahlen. In 
diesem Beispiel bewirkt die Anhebung der Vorsteu-
erpauschale auf 10 Prozent einen Rückerhalt von nun 
30 000 DM. Damit haben wir wieder ein Angleichen 
der Zahlen erreicht. 

Daß man bei der pauschalen Verrechnungsmodali-
tät geblieben ist, demonstriert  den Willen aller, das 
Schlagwort „Entbürokratisierung" auch im Steuer-
recht tatsächlich ernst zu nehmen. Eigentlich ist dies 
ein gutes Werk. 

Für die Forstwirtschaft ist eine Erhöhung auf 6 Pro-
zent eigentlich nicht genug. Es müßten beinahe 
7 Prozent sein; aber dies war auch in den eigenen 
Fraktionen leider nicht durchzusetzen. 

(Horst Sielaff [SPD]: Man kann nicht alles 
haben!) 

Dies belegen auch, wie schon erwähnt, die makro-
ökonomischen Zahlen, die der Beratung als Grund-
lage gedient haben. - Soweit zum zweiten Teil unse-
res Gesetzentwurf es.  

Zum ersten Teil. Verschiedentlich werden Beden-
ken vorgetragen, es gebe in der Landwirtschaft einen 
zu dichten Viehbesatz pro Hektar. 

(Horst Sielaff [SPD]: Das muß noch disku

-

tiert werden!) 

Entgegen diesen Bedenken will ich ausdrücklich 
festhalten: Wenn wir bei den Betriebsflächen zwi-
schen 30 und 100 Hektar eine Veränderung vorneh-
men, um die Vieheinheitenstaffeln etwas anzuglei-
chen, so dient dies letztendlich nur dem geänderten 
Strukturwandel. Die letzte Änderung dieser Zahlen 
fand 1964 statt. 

(Horst Sielaff [SPD]: Das widersp richt aber 
den Zahlen in anderen Bereichen!) 

- Das eine hat aber mit dem anderen, Kollege Sielaff, 
nichts zu tun. - Wir geben damit dringend notwen-
dige Antworten auf den Strukturwandel. 

Ich will auch auf die Agenda 2000 hinweisen. Hier 
haben wir die Möglichkeit, auch fiskalisch deutlich 
zu machen, daß wir die Priorität nicht dem Gewerbe-
betrieb in der Landwirtschaft, sondern weiterhin dem 
bäuerlich strukturierten Familienbetrieb geben. 
Deshalb muß auch hier der bäuerliche Bet rieb eine 
Bevorzugung erhalten. 

Es gibt gleichzeitig auch eine Hemmschwelle für 
Betriebsleiter: Damit sie unter der Gewerbegrenze 
bleiben, dürfen sie sich nur in einem bestimmten 
Viehbesatz bewegen. Diejenigen, die ins Gewerbe 
rutschen oder schon gerutscht sind, schauen nicht 
mehr auf fünf oder zehn Vieheinheiten. Sie gehen 
dann als gewerbliche Unternehmer in die vollen und 
belegen damit gleiche Fläche mit deutlich mehr 
Vieheinheiten. Das kann ja auch ökologisch nicht ge-
wollt sein. Gerade dies wollen wir nicht. Deshalb 
bitte ich die Bedenkenträger bei den Grünen und der  

gesamten Opposition, auch in diesem Punkt mitzu-
stimmen. 

(Horst Sielaff [SPD]: Was heißt da Beden

-

kenträger, lieber Herr Kollege? Das sind 
berechtigte Bedenken!) 

Ich betone nochmals: Gerade das, was Sie als Be-
denken vorgetragen haben, können wir mit dieser 
Neuregelung letztendlich verhindern. 

Abschließend hoffe ich auch auf Zustimmung des 
Bundesrates, obwohl es dort ja sehr modern gewor-
den ist, mit rotgrünen Mehrheiten Politik mit Blocka-
den auszuschmücken. Aber ich hoffe, hier zählt die 
Vernunft. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Wir setzen die De-
batte mit dem Kollegen Kurt Palis fo rt . 

Kurt Palis (SPD): Frau Präsidentin! Meine lieben 
Kolleginnen! Liebe Kollegen! Um das Ergebnis 
gleich vorwegzunehmen: Ich erkläre für meine Frak-
tion, daß wir dem Entwurf eines Gesetzes zur Anpas-
sung steuerlicher Vorschriften der Land- und Forst-
wirtschaft zustimmen werden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wir tun dies, obwohl wir mit dem parlamentari-
schen Verfahren, in dem es zu dieser zweiten Lesung 
gekommen ist, nicht einverstanden sind. Ich will das 
im einzelnen auch begründen. 

Wir sind der Meinung, daß vor allem in bezug auf 
die vom Kollegen Schindler geschilderte Vieheinhei-
tenstaffel Zeit genug gewesen wäre, eine Reform 
sorgfältig vorzubereiten oder aber, da wir es nicht ge-
tan haben, uns mehr Zeit zu nehmen, bevor wir dar-
über abstimmen. 

(Beifall bei der SPD - Horst Sielaff [SPD]: 
Das Gesetz wurde durch die Gremien 

gehetzt! Der zweite Teil!) 

Ich will das auch begründen. Grundsätzlich erken-
nen auch wir an, daß die Vieheinheitenstaffel, die ja 
den Gewerbebetrieb vom bäuerlichen abgrenzen 
soll, da sie aus dem Jahr 1971 stammt, nicht das be-
rücksichtigt, was in der Zwischenzeit an Veränderun-
gen passiert ist. Es ist in den Beratungen im Aus-
schuß auch darauf hingewiesen worden, man habe 
schon in den 80er Jahren, Herr Susset, Handlungsbe-
darf erkannt. Wieviel wichtiger wäre es gewesen, 
diese Geschichte nicht innerhalb einer Wochenfrist 
über die Bühne zu bringen. 

(Zuruf des Abg. Peter Harry Carstensen 
[Nordstrand] [CDU/CSU]) 

- Das Ergebnis mag jetzt möglicherweise nicht 
schlechter sein. Aber, Herr Vorsitzender Carstensen, 
ein bißchen ist es schon so, daß man nicht genau 
weiß, was in der Schachtel drin ist. Wir wollen auf je-
den Fall - da haben wir Ihre Fraktion an unserer 
Seite - die Bundesregierung bitten, zu den Fragen, 
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die ich gleich vortragen will, noch Auskunft zu ge-
ben. 

(Günther Bredehorn [F.D.P.]: Das ist doch 
klar!) 

Im normalen Verfahren läuft es ja anders herum: 
Man überlegt, ob man eine bestimmte Maßnahme er-
greifen soll, und klärt vor der Abstimmung, welche 
Konsequenzen sie hat. Hier wird umgekehrt verfah-
ren. 

(Horst Sielaff [SPD]: So ist es!) 

Hier wird zunächst der Beschluß gefaßt, und dann 
wird die Bundesregierung gebeten, Daten offenzule-
gen und zu erläutern, ob das, was wir beschlossen 
haben, auch in Ordnung ist. 

(Horst Sielaff [SPD]: Kein gutes Verfahren! - 
Egon  Susset [CDU/CSU]: Wir wissen, daß 

es in Ordnung ist!) 

- Ja, dieses Verfahren nennt man „das Pferd von hin-
ten aufzäumen", Herr Susset. 

Grundsätzlich erkennen wir also den Handlungs-
bedarf an. Aber warum jetzt diese Eile? Wir halten es 
für nötig, eine grundsätzliche Beratung noch nachzu-
holen. 

Die Abgrenzung zwischen der Landwirtschaft und 
dem Gewerbe hat Auswirkungen auf die Inan-
spruchnahme landwirtschaftlicher Steuervergünsti-
gungen und Fördermittel. Daher müssen wir jeden 
Eingriff - das ist unsere Überzeugung - im Gesamt-
kontext der zentralen Ziele von Agrarpolitik und der 
auf sie ausgerichteten Förderung sehen und über-
prüfen. Über den Kontext, unter anderem über die 
ökologischen Konsequenzen, konnte nicht mehr be-
raten werden. 

(Heinrich-Wilhelm Ronsöhr [CDU/CSU]: Na

-

türlich ist darüber beraten  worden!)  

Wir sind allerdings der Meinung, daß es einen Ein-
klang zwischen der Steuerpolitik in der Land- und 
Forstwirtschaft und der Agrar- und Umweltpolitik ge-
ben muß. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Dieser Einklang - mein Kollege Sielaff hat schon mit 
einem Zwischenruf darauf hingewiesen - ist zum 
Beispiel bei der Vieheinheitenstaffelung in der Dün-
gemittelverordnung nicht gewahrt. Da gibt es jetzt 
eine Diskrepanz, die man noch reflektieren muß. 

Der eigentliche Fortschritt wird von uns erst dann 
erzielt sein, wenn wir uns den Vieheinheitenschlüs-
sel genauer vornehmen, nämlich die Futterbedarfs

-

normen für die Festlegung der Vieheinheitenstaffel. 
Daß sie inzwischen überholt sind, wissen wir - das 
wissen auch die Vertreter der Regierungskoalition -; 
denn sie stammen aus dem Jahr 1964, dem Zeitpunkt 
der letzten Hauptfeststellung. Inzwischen hat es bio-
logisch-technische Fortschritte in der Landwirtschaft 
und in der Tierernährung gegeben, die natürlich be-
rücksichtigt werden müssen. 

Ein weiterer Punkt ist noch zu prüfen: Man muß 
bedenken, ob die neue Staffelung nicht ganz neue 
Anreize für Betriebsteilungen bietet, egal, wie die 
Staffel verändert wird. Man muß hier darüber nach-
denken, ob nicht beispielsweise Gewerbebetriebe 
durch Teilung oder Drittelung ihres Unternehmens in 
die Landwirtschaft zurückflüchten, um damit die 
Steuerprivilegien zu behalten. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Aber nicht 
wegen dieser Gesetzesnorm!) 

- Wegen dieser Gesetzesnorm nicht. Die Frage ist 
aber, ob die Gewerbebetriebe da möglicherweise 
eine Chance sehen. 

(Heinrich-Wilhelm Ronsöhr [CDU/CSU]: 
Die Gesetzesänderung verhindert das!) 

Wir haben, meine Damen und Herren, in einem 
Entschließungsantrag bei den Beratungen am Mitt-
woch dieser Woche all diese Fragen aufgeworfen. Sie 
haben dankenswerterweise, obwohl Sie dem Ent-
schließungsantrag nicht gefolgt sind, zugesagt, daß 
Sie in der Tendenz, im Gehalt der Fragen mit uns ge-
hen. Das ist gut so. Wir wollen also einen Prüfauftrag 
an  die Bundesregierung geben. Aber, wie gesagt, 
Sie müssen sich mit Recht dem Vorwurf ausgesetzt 
fühlen, daß die Verabschiedung von Gesetzen, ohne 
deren Wirkung zu kennen, immer den Zwang zum 
anschließenden Herumdoktern erzeugt. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Natürlich 
kennen wir die! Wir diskutieren ja schon 

zehn Jahre darüber!) 

Eigentlich hätte die Opposition Grund gehabt, den 
Gesetzentwurf hier abzulehnen. 

Aber es geht in dem Gesetz auch noch um einen 
zweiten Teil, nämlich die Anhebung der Vorsteuer

-

pauschale zum 1. Juli 1998. Hier hat es schon sehr 
früh ein Einvernehmen zwischen unserer Arbeits-
gruppe und Fraktion und der Regierungskoalition 
gegeben. 

Es bestand auch Einvernehmen - jedenfalls am 
Ende eines langen Diskussionsprozesses - über die 
Anhebung der Mehrwertsteuer zum 1. April dieses 
Jahres, um die versicherungsfremden, einigungsbe-
dingten Leistungen aus der Rentenversicherung her-
auszunehmen und steuerzufinanzieren. Das war ein 
vernünftiger Kompromiß. Insofern ist es konsequent 
zu sagen: Wenn wir die Mehrwertsteuer erhöhen, 
wollen wir auch die Vorsteuerpauschale entspre-
chend anpassen. Es handelt sich hierbei auch nach 
unserem Verständnis nicht um eine Subvention, son-
dern um eine notwendige Anpassung. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Wir wollen an dieser Stelle keine Grundsatzdiskus-
sion über die Durchschnittsbesteuerung und die Pau-
schalierung führen, die wir schon gelegentlich ge-
führt haben. Wir werden sie irgendwann - etwa im 
Zusammenhang mit einer großen Steuerreform - in 
Ruhe wieder aufgreifen müssen. Ich gebe meinem 
Kollegen Schindler recht, wenn er sagt, daß man bei 
der Gelegenheit das Problem einer möglichen Über- 
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bürokratisierung nicht übersehen darf. Sie haben es 
anders ausgedrückt, aber in der Tendenz das gleiche 
gemeint. 

Zum Schluß, meine Damen und Herren, die Frage 
der Kosten: Im Gesetzentwurf ist die Rede davon, 
daß die Änderung des § 24 des Umsatzsteuergesetzes 
keine Kosten verursacht. Das ist insofern richtig, als 
man durch die Erhöhung der Umsatzsteuer Mehrein-
nahmen in Höhe von 15 oder 16 Milliarden DM und 
damit einen neuen Finanzrahmen hat, innerhalb des-
sen man diese strukturelle Weitergabe finanzieren 
kann. Insofern ist das, was im Gesetzentwurf steht, 
systemimmanent richtig. Aber es ist natürlich auch 
richtig, daß der Finanzminister dann, wenn wir die-
sen Vollzug nicht vorgenommen hätten, mehr Geld 
in der Hand gehabt hätte. 

Bei der Vieheinheitenstaffel heißt es, die Kosten 
ließen sich nicht beziffern, sie dürften jedoch nicht 
ins Gewicht fallen. Das hoffen wir sehr. Wir werden 
das zu überprüfen haben. Hier besteht noch Klä-
rungsbedarf. 

Trotz der Bedenken werden wir diesem Gesetzent-
wurf zustimmen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich rufe die Kolle-
gin Ulrike Höfken auf. 

Ulrike Höfken (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Man könnte diesen Gesetzentwurf mit sei-
nen vier Artikeln unter die Überschriften stellen: 
„Steuerbelohnung für Umweltbelastung", „ Gülletou-
rismusförderung " und „Gewerbe wird zu Bauern ge-
macht" . 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Jetzt kom

-

men falsche Töne!) 

Mit der Neubewertung der Vieheinheitenstaffel 
wird das Signal in Richtung Umweltverschmutzung 
gesetzt. Statt artgerechte Tierhaltung zu fördern und 
damit den Gülleanfall und den Stickstoffeintrag in 
Boden und Gewässer zu verringern, sollen ab Juli 
auch bisher gewerbliche Tierhaltungsbetriebe zu 
Bauern erklärt werden. Dann werden noch viele hin-
zukommen - das ist das Problem -, die den Inten-
sivierungsschritt bisher aus Furcht vor der Einstu-
fung als Gewerbebetrieb noch nicht gemacht haben. 
Die Folgen werden sein: mehr Intensivtierhaltung, 
mehr Tiere pro Hektar und noch mehr Nitrat im Was-
ser, also sozusagen eine Umkehr der Idee der Öko-
steuer. 

Der jüngst umgesetzten und ständig als Beweis für 
die Umweltleistung der Landwirtschaft zitierten Dün-
geverordnung wird regelrecht von hinten durch die 
Brust ins Auge geschossen. Beispielsweise darf ein 
Betrieb nun - jetzt steuerlich als „bäuerliche Land-
wirtschaft" gefördert - bei 100 Hektar 540 Viehein-
heiten halten, also immerhin noch 5,4 Vieheinheiten 
je Hektar. Nach der Düngeverordnung sind aber pro 

Hektar Grünland nur 210 Kilo Stickstoffeintrag pro 
Jahr erlaubt, also der Gülleanfall von etwa 2,5 Vieh-
einheiten je Hektar, auf dem Ackerland nur 170 Kilo 
Stickstoff pro Jahr, also nur der Output von etwa 
2 Vieheinheiten je Hektar. Das heißt, daß es keine 
Kompatibilität zwischen der Düngeverordnung und 
der neuen Vieheinheitenstaffel gibt. 

Ein Rechtswiderspruch kann nur deswegen ver-
mieden werden, weil es dann eben vermehrt Abnah-
meverträge gibt und damit zu mehr Gülletourismus 
kommt. Es wird auf jeden Fall zu einem deutlichen 
Mehr an Gülleeintrag kommen als bisher. 

Zu dieser „Wohltat" für die Bauern kann man dem 
Minister wohl kaum gratulieren; denn die Kritik an 
solcher Subventionspraxis wird damit zu Recht noch 
größer werden und das Image der Bauern weiter 
schädigen. Das ist Ihre Verantwortung. 

(Günther Bredehorn [F.D.P.]: Wenn ihr eine 
solche Propaganda macht, allerdings!) 

- Nein, die Vieheinheitenstaffel hätte an die Dünge-
verordnung angepaßt werden müssen und nicht um-
gekehrt, wie es jetzt der Fall ist. 

(Günther Bredehorn [F.D.P.]: Die Düngever

-

ordnung gilt doch!) 

Bündnis 90/Die Grünen lehnen die Neubewertung 
der Vieheinheitenstaffel, die bislang schon eine recht 
hohe Intensität kleiner Betriebe erlaubte, als Schritt 
in die völlig falsche Richtung ab. 

Zur Anpassung der Vorsteuerpauschale an die er-
höhte Mehrwertsteuer läßt sich nur sagen: Es ist 
wahrhaftig ein Zynismus, wenn erst die Mehrwert-
steuer erhöht wird und dann auf der Jubiläumsfeier 
des Deutschen Bauernverbandes die daraus folgende 
Anpassung der Vorsteuerpauschale als Wahlge-
schenk verkauft wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Damit werden die Bauern von ihrem eigenen Mi-
nister wahrhaftig für dumm verkauft. 

Zur Abstimmung: Der Vieheinheitenstaffel - das 
haben wir im Ausschuß deutlich gemacht - stimmen 
wir nicht zu. Der Vorsteuerpauschale stimmen wir zu. 
Wir werden uns hier aber der Stimme enthalten, und 
zwar unter Protest bezüglich des Abstimmungsver-
fahrens, 

(Lachen bei der F.D.P.) 

den auch Herr Palis bereits geäußert hat. Es ist eine 
absurde Vorgehensweise, die Folgen einer Änderung 
erst nach der erfolgten Änderung zu bewerten. 

Danke. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es spricht der Kol-
lege Ulrich Heinrich. 

Ulrich Heinrich (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
lieben Kolleginnen und Kollegen! Wir verabschieden 
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heute ein Artikelgesetz, das zwei zentrale Verbesse-
rungen für die deutsche Landwirtschaft enthält: zum 
einen die Anhebung der Vorsteuerpauschale zum 
1. Juli dieses Jahres von 9,5 Prozent auf 10 Prozent in 
der Landwirtschaft und von 5 Prozent auf 6 Prozent 
in der Forstwirtschaft. Zum anderen wird die Vieh-
einheitenstaffel zum 30. Juni 1998 angepaßt. 

Die Anhebung der Vorsteuerpauschale für die 
Land- und Forstwirtschaft ist ein richtiger und not-
wendiger Schritt, nachdem die Mehrwertsteuer im 
Rahmen der Rentenreform zum 1. April 1998 von 
15 Prozent auf 16 Prozent angehoben worden ist. Die 
Anpassung der Vorsteuerpauschale an die damit ver-
bundene steigende Vorsteuerbelastung der Land- 
und Forstwirtschaft ist fachlich geboten und politisch 
korrekt. Ein Verzicht wäre für uns überhaupt nicht in 
Frage gekommen. Ich verstehe nicht, daß das mit ir-
gendwelchen Wahlveranstaltungen oder Jubelveran-
staltungen in Verbindung gebracht wird. Es wäre 
sonst ein Unterausgleich, und damit wären materielle 
Nachteile, insbesondere für kleinere und mittlere Be-
triebe, eingetreten. Das hätten wir in keinem Fall 
hingenommen. 

Allerdings erfolgt auch mit dieser Anpassung kein 
voller Ausgleich, da die tatsächlichen Vorsteuerbela-
stungen der Land- und Forstwirtschaft mit mehr als 
10 Prozent berechnet werden; im Forstbereich sind 
es sogar mehr als 7 Prozent, nämlich 7,3 Prozent. 

In diesem Zusammenhang ist auch auf die in der 
Vergangenheit üblich gewesene Vorgehensweise 
hinzuweisen. Bislang hat nämlich - außer im Bereich 
der Forstwirtschaft - jede Anhebung des Steuersat-
zes automatisch zu einer entsprechenden Anpassung 
der Vorsteuerpauschale geführt. Für die F.D.P. ist von 
besonderer Bedeutung, daß die Forstwirtschaft von 
der Anhebung profitiert hat. Der Anpassungsrück-
stand ist wenigstens zum Teil aufgehoben worden. 

Des weiteren sieht unser Gesetzentwurf eine An-
passung der Vieheinheitenstaffel zum 30. Juni 1998 
vor. Danach soll die Grenze zur Gewerblichkeit bis 
zu 30 Hektar landwirtschaftliche Fläche unverände rt 

 bleiben und in bezug auf eine landwirtschaftliche 
Fläche von 30 bis 100 Hektar eine entsprechende Hö-
herstufung vorgenommen werden. 

Hierbei handelt es sich ausschließlich um steuer-
lich angelegte Maßnahmen, durch die nach unserer 
Auffassung die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Landwirtschaft entsprechend verbessert wird. Frau 
Kollegin Höfken, es tut mir eigentlich leid, was Sie 
hier eben gesagt haben, weil ich weiß, Sie wissen es 
besser. Daß mehr Gülle ausgebracht wird, entspricht 
eben nicht den Tatsachen. Wir haben entsprechende 
Fachgesetze, die dafür sorgen, daß entsprechend 
dem Entzug im Rahmen der Düngeverordnung ge-
düngt wird. Jeder, der mehr, als er durch den Nach-
weis der Ernte den Flächen entzogen hat, düngt, 
egal ob mit Mineraldünger oder mit wirtschaftseige-
nem Dünger, handelt gegen die Düngeverordnung. 
Insofern besteht überhaupt keine Veranlassung, 
diese steuerliche Maßnahme mit umweltpolitischen 
Argumenten zu diskreditieren. Es ist inhaltlich falsch 
und nach außen hin nicht nachvollziehbar, weil Sie 
dadurch Ihre eigenen Bestrebungen, im Rahmen der 

Düngeverordnung die Überdüngung der Felder zu 
verhindern, in Frage stellen. In Ihren Aussagen sind 
also erhebliche Widersprüche enthalten. Ich kann 
mich nur wundern, daß Sie sich hier hinstellen und 
so tun, als wäre diese Anhebung der Staffel eine um-
weltpolitische Belastung. 

Alle Versuche, in die Argumentation einen fal-
schen Drive hineinzubringen, werden nicht funktio-
nieren; denn genau diejenigen Betriebe, die zwi-
schen 30 Hektar und 100 Hektar bewirtschaften und 
für die wir eine Verbesserung anstreben, steigen 
nicht in den Ausmaßen, wie Sie es darstellen, in eine 
gewerbliche Veredelungsproduktion ein. Auch sol-
che Gewerbebetriebe könnten in der Frage der Um-
weltbelastung nicht anders handeln als so, wie wir es 
in der Düngemittelverordnung vorgeschrieben ha-
ben. 

(Beifall der Abg. Lisa Peters [F.D.P.]) 

Selbst wenn sie einsteigen würden, bestünde dazu 
überhaupt keine Veranlassung; denn die Nachteile, 
die sie auf Grund der steuerlichen Situation hinneh-
men müßten, sind so gravierend, daß es wirklich ein 
Phantombild ist, das Sie hier an die Wand malen. 

(Beifall der Abg. Lisa Peters [F.D.P.] und des 
Abg. Norbert  Schindler [CDU/CSU]) 

Herr Palis, ich möchte mich bei der SPD ausdrück-
lich bedanken. Hinsichtlich der Geschwindigkeit 
kann man sich zwar beklagen; aber manchmal sind 
die Dinge eben auch entscheidungsreif, ohne lange 
und ermüdende Debatten führen zu müssen. Wie wir 
gesagt haben, sind wir selber an inhaltlichen Infor-
mationen interessie rt . Wir werden das Nötige auf den 
Weg bringen. Insofern halte ich es für eine gute Sa-
che, daß die SPD in dieser Frage genauso wie wir ab-
stimmt. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie des Abg. Nor

-

bert Schindler [CDU/CSU]) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich teile mit, daß 
der Kollege von der PDS, Herr Maleuda, seine Rede 
mit Zustimmung der anderen Fraktionen zu Protokoll 
gegeben hat.*) 

Es spricht jetzt der Parlamentarische Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen, der Kollege Hau-
ser. 

Hansgeorg Hauser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Finanzen: Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Mit der heute in 
zweiter und dritter Lesung beratenen Gesetzesvor-
lage zeigt die Bundesregierung, daß sie die Belange 
der Land- und Forstwirtschaft außerordentlich ernst 
nimmt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir sind bemüht, die Einkommensentwicklung, 
die bei den Land- und Forstwirten weiß Gott noch 
nicht befriedigend ist, an die allgemeine wirtschaft- 

*) Anlage 2 
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liche Entwicklung anzupassen. Außerdem ist es im-
mer wieder notwendig, die Stellung deutscher Land- 
und Forstwirte im europäischen Wettbewerb zu ver-
bessern. Auch dazu dienen die beiden Maßnahmen, 
die wir heute abschließend beraten wollen. 

Es geht um eine Aktualisierung der steuerlichen 
Vorschriften für die Land- und Forstwirtschaft. Zwei 
Bereiche sind betroffen: Zum einen geht es um die 
Abgrenzung der landwirtschaftlichen von der ge-
werblichen Tierhaltung, Stichwort Vieheinheitenstaf-
fel; zum anderen geht es um die Anhebung der Um-
satzsteuer-Durchschnittssätze und der Vorsteuerbe-
träge. 

Lassen Sie mich zunächst zu der Vieheinheiten-
staffel kommen. Seit jeher grenzen wir im Steuer-
recht die bodengebundene landwirtschaftliche Tier-
haltung von der gewerblichen Tierhaltung ab. Diese 
Abgrenzung hat sich im großen und ganzen sehr gut 
bewährt. Ich bin deshalb fest davon überzeugt, daß 
die landwirtschaftliche Tierhaltung auf einer siche-
ren Flächengrundlage auch mit den Mitteln der Steu-
erpolitik geschützt werden muß. Diese Tierhaltung 
bietet den bäuerlichen Familien nicht nur wichtige 
Einkommenschancen, sondern sie dient damit auch 
dem Ziel einer wettbewerbsfähigen und marktorien-
tierten Landbewirtschaftung, die zugleich umwelt-
verträglich ist. 

Meine Damen und Herren, ich möchte hier in aller 
Deutlichkeit auf das eingehen, was beispielsweise 
von Frau Höfken und allerdings in etwas leiseren 
Tönen - von Herrn Palis gesagt worden ist. Die 
Bauern werden hier als Umweltverschmutzer, als 
Ausbeuter der Umwelt hingestellt. Das muß entschie-
den zurückgewiesen werden. Das trifft einfach nicht 
zu! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir müssen den Bauern die Chance geben, ein ver-
nünftiges Einkommen zu erzielen. Dazu gehört auch 
die Anpassung der Vieheinheitenstaffel. 

Die geltende Staffel stammt noch, wie bereits ge-
sagt worden ist, aus dem Jahre 1970. Sie legt durch 
§ 51 des Bewertungsgesetzes bzw. durch § 13 des 
Einkommensteuergesetzes die Höhe der zulässigen 
Tierbestände je Hektar landwirtschaftlicher Fläche 
fest. 

Seit Bestehen dieser Vorschrift hat sich die Durch-
schnittsgröße landwirtschaftlicher Bet riebe fast ver-
dreifacht. Allein dies zeigt, daß die Staffel anpas-
sungsbedürftig ist. Die Ertragsleistung landwirt-
schaftlicher Nutzflächen ist auf das Doppelte ange-
stiegen, und auch in der Tierhaltung sind deutliche 
Veränderungen eingetreten. Diese lassen sich aller-
dings nicht durch eine kurzfristige Änderung des so-
genannten Vieheinheitenschlüssels berücksichtigen, 
der bei der Einheitsbewertung zur Umrechnung von 
verschiedenen Tierarten in eine einheitliche Bemes-
sungsgröße dient. Eine Änderung des Vieheinheiten-
schlüssels ist aus rechtlichen, aber auch aus techni-
schen Gründen nur im Zusammenhang mit einer all-
gemeinen Neubewertung möglich. Man müßte jeden 
einzelnen landwirtschaftlichen Betrieb neu bewer-

ten. Das wäre natürlich wesentlich aufwendiger als 
das, was wir hier machen. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Aber weniger als 5 DM!) 

Herr Palis, man sollte folgendes einmal deutlich sa-
gen. Hier wird das Verfahren kritisiert. Ich habe aber 
eher den Eindruck: Man hat keine sachlichen Argu-
mente und möchte deshalb doch noch irgendwo ein 
Haar in der Suppe finden. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Jetzt ist aber 
Schluß! Das weisen wir zurück!) 

Der vorliegende Gesetzentwurf beschränkt sich 
auf die Änderung der Vieheinheitenstaffel. Durch 
eine maßvolle Anhebung der Tierbestände für Be-
triebe über 30 Hektar unter Beibehaltung einer de-
gressiven Staffelung kann kurzfristig, das heißt 
schon ab dem nächsten Wirtschaftsjahr - auch das 
haben wir noch einmal geändert; das gilt also ab dem 
1. Juli 1998 - gezielt den betroffenen Bet rieben ge-
holfen werden. Es werden nicht nur die entwick-
lungsfähigen Tierhaltungsbetriebe in den alten Län-
dern, sondern auch die meist wesentlich größeren 
Betriebe in den neuen Ländern - wenn auch auf 
Grund der degressiven Wirkung in einem relativ ge-
ringeren Umfang - profitieren. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich auch 
noch kurz auf die umweltpolitischen Aspekte des 
Gesetzesvorhabens eingehen, nachdem das hier im-
mer wieder kritisiert worden ist, auch wenn das nicht 
mein Fachbereich ist. Die vorgesehene Neuregelung 
hat keinerlei Auswirkungen auf die umweltgerechte 
Haltung von Tieren. Für diese gelten nämlich andere 
Vorschriften, wie zum Beispiel die Düngeverord-
nung, nach der nur bestimmte Mengen von wirt-
schaftseigenem Dünger, wie zum Beispiel Gülle, auf 
den Flächen ausgebracht werden dürfen. Eine Bin-
dung an die Bewirtschaftung der Flächen durch die 
Tierhalter, wie im Steuerrecht, besteht hier nicht. 
Deshalb macht eine Verknüpfung der steuerpoliti-
schen Vorschriften mit umweltpolitischen Regelun-
gen auch absolut keinen Sinn. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist der große 
Irrtum der SPD und der Grünen! - Wider

-

spruch bei der SPD) 

- Herr Sielaff, Sie können diese Diskussion noch im 
Fachausschuß austragen. 

(Zuruf von der SPD: Sie lassen uns keine 
Zeit dafür!) 

- Die Regelung ist sehr sinnvoll. Es geht hier um die 
steuerpolitische Regelung. Wir halten sie für richtig. 
Sie haben sich ja auch dazu durchgerungen, den Än-
derungen zuzustimmen. Von daher sind wir uns doch 
wieder einig. 

Lassen Sie mich nun zu dem zweiten Teil des Ge-
setzes kommen. Wir haben mit Wirkung zum 1. Ap ril 
den Umsatzsteuersatz von 15 auf 16 Prozent angeho-
ben. Die Ursachen wurden bereits erläutert. Die Än-
derung des Steuersatzes wirkt sich natürlich auch 
auf die Land- und Forstwirte aus, bei denen die Um-
satzsteuer pauschal festgesetzt ist, die also die Vor- 
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steuer nicht auf Mark und Pfennig genau geltend 
machen, sondern die die Vorsteuer sozusagen pau-
schal ermitteln. Aber die Einkäufe haben sich durch 
die Anhebung der Umsatzsteuer entsprechend ver-
teuert. 

Ich glaube, die Auffassung ist nicht ganz richtig, 
daß hier zwingend eine automatische Anpassung 
vorgesehen werden müßte. Vielmehr geht es immer 
um die Frage: Wie hoch sind die Einkäufe mit der 
Umsatzsteuer belastet? Das muß von Zeit zu Zeit 
überprüft werden, und dann müssen möglicherweise 
Anpassungen vorgenommen werden. 

Nach den Berechnungen des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten ist die Ent-
wicklung der mit den Verkaufserlösen und Betriebs-
ausgaben in der Land- und Forstwirtschaft anfallen-
den Umsatzsteuer ansteigend. Die zur Zeit geltenden 
Sätze von 9,5 Prozent für die Landwirte und 5 Prozent 
für die Forstwirte reichen ihnen zur pauschalen Ab-
deckung der tatsächlichen Vorsteuerbelastungen 
nicht mehr aus, um die Anhebung des allgemeinen 
Umsatzsteuersatzes zum 1. April 1998 abzufangen. 
Deshalb haben wir diesen Gesetzentwurf vorgelegt, 
der der Anhebungswirkung gegensteuern soll. Wir 
heben die Durchschnittsätze zum 1. Juli 1998 für die 
Landwirte auf 10 Prozent und für die Forstwirte auf 
6 Prozent an. 

Damit entsteht für die meisten Landwirte, deren 
Umsätze nach einem pauschalierten Verfahren be-
steuert werden - eben nach der Durchschnittssatzbe-
steuerung nach § 24 des Umsatzsteuergesetzes -, 
auch künftig keine Zahllast. Die Land- und Forst-
wirte dürfen nach diesem System ihren Abnehmern 
Umsatzsteuer in Rechnung stellen - künftig 10 Pro-
zent bzw. 6 Prozent -, brauchen aber keine Umsatz-
steuer an das Finanzamt abzuführen. Es wird also un-
terstellt, daß die pauschalierte Vorsteuerbelastung 
und die in Rechnung gestellte Umsatzsteuer - näm-
lich die 10 Prozent bzw. die 6 Prozent - gleich hoch 
sind und daß damit die Zahllast nu ll  DM beträgt. Wie 
Sie wissen, gibt es bei einem pauschalierten Verfah-
ren immer Vorteile und Nachteile. Es wird hier eben 
auf die Durchschnittsbesteuerung abgestellt, und sie 
wird durch diese Anhebung wieder ausgeglichen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Und es 
gibt eine Steuervereinfachung!) 

Ich glaube, sowohl die Anpassung der Vorsteuer

-
pauschale als auch die Änderung der Vieheinheiten-
staffel sind geeignet, sehr positive Akzente für die 
weitere Entwicklung der land- und forstwirtschaftli-
chen Bet riebe in Deutschland zu setzen. Deswegen 
darf ich Sie bitten, diesem Gesetzentwurf zuzustim-
men. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, ich schließe die Aussprache. Wir kom-
men zur Abstimmung über den von den Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. eingebrachten Gesetzent-
wurf zur Anpassung steuerlicher Vorschriften der 
Land- und Forstwirtschaft; das sind die Drucksachen 
13/10187 und 13/10315. Ich bitte diejenigen, die dem 

Gesetzentwurf in der Ausschußfassung zustimmen 
wollen, um das Handzeichen. - Gibt es Gegenstim-
men? - Enthaltungen? - Damit ist der Gesetzentwurf 
in zweiter Beratung mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU, der SPD und der F.D.P. bei Enthal-
tung der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der 
Gruppe der PDS angenommen. 

Dritte Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Wer ist dagegen? - Enthaltungen? - Ich stelle 
fest, daß der Gesetzentwurf mit demselben Stimmen-
verhältnis wie eben angenommen worden ist. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 16 sowie die 
Zusatzpunkte 10 und 11 auf: 

16. Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Betreuungsrechts 
sowie weiterer Vorschriften 

(Betreuungsrechtsänderungsgesetz - BtÄndG) 
- Drucksache 13/7158 - 

(Erste Beratung 163. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 

- Drucksache 13/10331 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten 
Margot von Renesse 

ZP10 Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 
zu dem Entschließungsantrag der Fraktion der 
SPD zu der Großen Anfrage der Abgeordneten 
Margot von Renesse, Dr. Herta Däubler-Gme-
lin, Hermann Bachmaier, weiterer Abgeordne-
ter und der Fraktion der SPD 

Betreuungsrecht 
- Drucksachen 13/7176, 13/10331 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten 
Margot von Renesse 

ZP11 Beratung des Antrags der Abgeordnten Mar-
got von Renesse, Arne Fuhrmann, Dr. Herta 
Däubler-Gmelin, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der SPD 

Reform des Betreuungsrechts: Von der justiz-
förmigen zur sozialen Betreuung 
- Drucksache 13/10301 
Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Zum Gesetzentwurf liegt ein Entschließungsantrag 
der Gruppe der PDS vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. - Kein 
Widerspruch; wir verfahren so. Als ersten Redner 
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rufe ich den Kollegen Dr. Wolfgang Freiherr von Stet-
ten auf. 

Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wie immer bei großen Gesetzesvorhaben er-
geben sich nachher im Detail Schwierigkeiten, und 
so sind nach den praktischen Erfahrungen der letzten 
fünf Jahre mit dem Betreuungsrecht eine Reihe von 
Problemen aufgetaucht, die wir zumindest zum Teil 
jetzt lösen müssen, ohne die Augen davor zu ver-
schließen, daß es noch andere Probleme gibt, die be-
sprochen, geprüft und gegebenenfalls gelöst werden 
müssen. Deswegen haben wir vor, einen gemeinsa-
men Entschließungsantrag einzubringen, der der 
Bundesregierung den Auftrag gibt, die Schwachstel-
len zu prüfen und uns Vorschläge für andere Bestim-
mungen zu machen. 

Das Betreuungsgesetz ist eingeführt worden, um 
für Menschen, die - teilweise oder ganz - nicht mehr 
für ihre eigenen Geschäfte sorgen können, unter 
Wahrung ihrer Würde und ihres persönlichen Lei-
stungsvermögens andere zu bestimmen, die ihnen 
helfen sollen. Die krasse Entmündigung, die oft theo-
retisch durchgeführt wurde und bei der das Mündel 
meist nur über das Papier Kontakt zum Vormund 
hatte, sollte - dies ist gelungen - einer persönlich

-

rechtlichen Betreuung weichen. Dennoch haben wir 
uns genötigt gesehen, in der Überschrift „rechtliche 
Betreuung" einzufügen, weil eine Reihe von Be-
treuern in der Vergangenheit den Unterschied 
zwischen rechtlich-wirtschaftlicher Betreuung und 
der sozialen Betreuung nicht gesehen haben. 

Auch wir wissen, daß sich die Grenzen überschnei-
den. Aber schon aus Gründen der unterschiedlichen 
Kostentragung müssen die Grenzen gezogen wer-
den, weil die rechtlich-wirtschaftliche Betreuung 
nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch aus dem Justiz-
haushalt, die sozial-menschliche Betreuung aber aus 
den Sozialhaushalten zu bestreiten ist. 

Zudem haben wir deutlich hervorgehoben, daß die 
ehrenamtliche Betreuung die Regel, die Berufsbe-
treuung die Ausnahme sein soll - nicht nur aus Rück-
sicht auf ein eventuell vorhandenes Vermögen des zu 
Betreuenden, sondern auch aus Rücksicht auf die 
Haushaltslage der Länder, die bei Betreuten ohne ei-
genes Vermögen und Einkommen einspringen müß-
ten. 

Wir haben bewußt die Pauschale für ehrenamtliche 
Betreuung verdoppelt, um einen Anreiz zu schaffen. 
Wir haben bewußt den Berufsvormund bzw. den Be-
rufsbetreuer erst dann als solchen anerkannt, wenn 
er mindestens eine Halbtagstätigkeit ausübt. 

Die familiären Bindungen sollen bei der Bestel-
lung von Betreuern zukünftig stärker berücksichtigt 
werden, seien es Verwandtschaftsangehörige, 
Freunde oder Ehepaare als gemeinsame Betreuer. 
Dabei soll deutlich Rücksicht auf schriftlich oder 
mündlich geäußerte Wünsche hinsichtlich der Ertei-
lung von Vorsorgevollmachten genommen werden. 

Wir vom Bundestag haben uns am Anfang sehr da-
gegen gesträubt, daß wir den Stundensatz für Be-

rufsbetreuer hier festlegen sollen, weil dies eigent-
lich die Aufgabe der Länder ist. Wenn wir dennoch 
diesem Wunsche der Länder nachgekommen sind, so 
deswegen, weil extrem unterschiedliche Stunden-
sätze zwischen 30 und 150 DM in einzelnen Bundes-
ländern gewährt wurden. Wir verstehen aber diese 
Stundensätze als Richtlinien, die durch eine Öff-
nungsklausel jeweils um 20 Prozent von den Ländern 
angehoben oder ermäßigt werden können. 

Diese neuen Stundensätze sind, wie wir aus vielen 
Zuschriften und Eingaben wissen, heftig umstritten. 
Oft wird sich auch gegen die Qualifikationseintei-
lung gewehrt. Dennoch sind wir der Meinung, daß 
sie mit einem Grundbetrag von 35 DM angemessen 
sind. Er wurde im Rahmen der Beratung von 30 auf 
35 DM erhöht. Wenn besondere Kenntnisse vorhan-
den sind, erhöht sich dieser Satz auf 45 DM. Für die-
jenigen, die einen Hochschulabschluß haben, wird er 
auf 60 DM festgesetzt. Allen Vergütungen ist gleich, 
daß sie beim Auftreten besonderer Schwierigkeiten 
um weitere 15 DM erhöht werden können. 

Irritierungen hatte es bei Betreuungsvereinen ge-
geben, die in der bisherigen Praxis auch die soge-
nannten Querschnittskosten für ihre Vereine in ihre 
Vergütungssätze eingerechnet hatten und auch er-
stattet bekamen. Dies sind aber Kosten, die im Be-
treuungsgesetz nicht enthalten sind. Sie müssen viel-
mehr von den Ländern gesondert getragen werden. 

Ich kann auf Einzelheiten von Berechnungsgrund-
lagen, die mir zugesandt wurden, nicht eingehen. 
Aber seriöse Berechnungen von Steuerberatern und 
Länderfinanzexperten zeigen, daß ein Berufsbe-
treuer - für die Betreuung benötigt er, wenn über-
haupt, ein weiteres Zimmer und die Mitbenutzung 
seines Pkw und Telefons - selbst bei Abzug von 
40 Prozent Festkosten für Fahrt-, Verwaltungs- und 
Versicherungsaufwendungen einen auskömmlichen 
Bruttostundenlohn hat, der bei unterstellten 180 Stun-
den im Monat deutlich höher liegt als bei vergleich-
baren ungelernten Berufen bzw. bei Berufen mit ein-
facher oder gehobener Qualifikation. 

Es sind auch abenteuerliche Abrechnungen zuge-
schickt worden. Wenn ein Sozialarbeiter schreibt, 
daß er bei 1340 Stunden im Jahr als freiberuflich Tä-
tiger mit 84 000 DM brutto nicht auskommen könne, 
dann kann ich nur sagen: Das mag sein, aber dafür 
arbeitet er auch nur 27,5 Stunden in der Woche. 
Wenn man sich mit einem Freiberuflichen verglei-
chen will, dann muß man zur Kenntnis nehmen, daß 
dieser in der Regel 40 bis 45 Stunden in der Woche 
arbeitet. So kommt er auf 2000 Stunden im Jahr, was 
einer Summe von 120 000 DM brutto entspricht. Um-
gerechnet sind das bei Abzug von 40 000 DM Kosten 
noch 13 Monatsgehälter von ungefähr 6000 DM 
brutto. Das sind immerhin die Bezüge eines Amtsra-
tes A 12 oder Angestellten mit BAT II/III. 

Wir haben aber auch, um den Mißbrauch nach 
oben zu verhindern, festgesetzt, daß jeder Betreuer 
seine Gesamtjahresbruttostunden seinen Abrech-
nungsstellen mitteilt. Dies ist als Anregung aus der 
Anhörung hervorgegangen. 
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Wir haben durch Übergangsvorschriften bis zum 

30. Juni 2000 alte Vergütungsregelungen bewußt zu-
gelassen, damit sich jeder rechtzeitig und auf Dauer 
auf die neue Situation einstellen kann. Wir haben 
den Betreuern, die schon jahrelang betreuen, ohne 
entsprechende Qualifikationen nachgewiesen zu ha-
ben, die Möglichkeit gegeben, diese nunmehr in den 
nächsten drei bis fünf Jahren nachzuholen, damit sie 
weiterhin in ihrem Beruf bleiben können. 

Lassen Sie mich zum Abschluß all denen danken, 
die sich für die Betreuung von alten, kranken und 
jungen Menschen ehrenamtlich und hauptamtlich 
einsetzen. Niemand will ihre Tätigkeit schmälern 
oder die Schwierigkeiten nicht sehen. Alle können 
versichert sein, daß die Mitglieder des Bundestages 
keineswegs einen gerechten Lohn schmälern wollen. 

Wir konnten uns aber den dringenden Wünschen 
der Länder nach einheitlichen Richtlinien nicht ent-
ziehen und hoffen, daß mit den Sätzen, die uns im 
übrigen von den Ländern so vorgegeben waren, Frie-
den einkehrt und mit diesem Gesetz auch eine Entla-
stung der Gerichte einhergeht, weil gerade über die 
Vergütungssätze sehr viel Streit entstand. 

(Vorsitz : Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer) 

Ich hoffe, daß wir mit diesem Gesetz etwas Gutes 
auf den Weg gebracht haben und dann im nächsten 
Semester die anderen Punkte behandeln. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Margot von Renesse. 

Margot von Renesse (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Am 
Anfang etwas Versöhnliches. Ich freue mich, daß wir 
zu einem gemeinsamen Entschließungsantrag kom-
men können, der, obgleich heute eine wie auch im-
mer geartete Veränderung des bestehenden Geset-
zes verabschiedet wird, deutlich macht, daß es end-
lich einer Reform bedarf. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Hilde

-

brecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]) 

Da freue ich mich ganz aufrichtig, daß diese Erkennt-
nis inzwischen gereift ist. Dies ist eben nicht das Ge-
setz, mit dem Frieden einkehrt. Gott sei Dank sind 
auch Sie dieser Meinung. Wir werden gemeinsam - 
hoffentlich unter einer neuen Regierung - nach 
neuen Wegen suchen müssen; denn in der Tat: Das 
geltende Recht ist ungeheuer reformbedürftig. 

Sie aber sind offensichtlich nicht mehr reformfähig. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Obgleich Sie jahrelang die Klagen der Länder über 
die Unzuträglichkeiten des geltenden Rechts kennen 
und jahrelang darüber gebrütet haben, haben Sie 
nach wie vor keine Verbindung zur Praxis, wie Ihre 
Antwort auf unsere Große Anfrage deutlich erweist. 
Sie haben sie nicht einmal gesucht. Sie sind so weit 

von der Realität entfernt, wie sie von den Menschen 
entfernt sind, um die es geht. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Dr. Wolfgang Frei

-

herr von Stetten [CDU/CSU]: Aber Frau 
Kollegin!) 

Es hat Sie nicht interessie rt , wie viele einstweilige 
Anordnungen in den Gerichten knallen, wo es gar 
nicht möglich ist, all die wunderschönen Verfahrens-
garantien einzuhalten, weil es nämlich beim Vor-
mundschaftsgericht immer von jetzt auf gleich um 
Entscheidungen geht, die in Krisen sofort dasein 
müssen. 

Sie haben die grundsätzlichen Probleme des Be-
treuungsrechts, das wir heute haben, bei aller Rich-
tigkeit seiner Zielsetzungen, die wir damals auch ge-
teilt haben, nie in den Blick genommen. Sie bleiben 
von den Menschen weit entfernt und verziehen sich 
in den juristischen Elfenbeinturm; denn das Recht ist 
ein Justizgesetz. Der Rechtsausschuß macht es. Ich 
bin froh, daß es in unserer Fraktion zusammen mit 
Arne Fuhrmann gelungen ist, die Seniorenpolitik 
einzubeziehen; 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

das heißt, die Zuwendung zu den alten Menschen, 
die ihre Würde und ihre Autonomie soweit wie mög-
lich erhalten sollen. 

Was ist dieses Betreuungsrechtsänderungsgesetz? 
Ist es eine Novelle? Dazu sind seine Folgen zu weit-
reichend. Ist es eine Reform? Dazu weist es nicht in 
eine Gesellschaft des demographischen Wandels, in 
die wir hineingehen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Was ist es dann? Es ist eine weitgehende Rücknahme 
einer Reform, bei der das Wo rt  „Betreuung" übrigge-
blieben ist, aber Inhalte weitgehend verschwunden 
sind. 

(Zuruf von der SPD: Pfui!) 

Sie haben in existentiellen Fragen der schwerwie-
genden und risikoreichen Behandlung das Vierau-
genprinzip aufgegeben, Sie haben die Verfahrens-
pflegschaft weitgehend zurückgedrängt, alles aus 
Kostengründen. Sie haben ja recht; die Länder wei-
sen mit Recht darauf hin, daß es eine Kostenexplo-
sion ohnegleichen gibt und daß die Kosten weiter 
steigen werden. Da ist etwas zu tun. Dies ist ein Bun-
desgesetz; es ist Ihre Verantwortung, 

(Norbe rt  Geis [CDU/CSU]: Natürlich!) 

etwas Vernünftiges an seine Stelle zu setzen 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Haben wir doch 
gemacht!) 

und nicht nur einfach zu sagen: Es muß gespart wer-
den  - 

(Dr.  Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Aber Frau Kollegin!) 
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nach Ihrer Auffassung zu Lasten der Betreuungs-
strukturen. 

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]: 
Frau von Renesse, Sie liegen doch völlig 

daneben!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Kollegin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Po-
f alla? 

Margot von Renesse (SPD): Frau Präsidentin, Herr 
Pofalla hat gleich noch Gelegenheit, ausführlich auf 
das zu antworten, was ich sagen werde und gesagt 
habe. Deswegen glaube ich, daß wir uns das im Au-
genblick sparen können. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Das ist unfair!  - 
Ronald  Pofalla [CDU/CSU]: Schlechter Stil!) 

Herr von Stetten, Sie haben gesagt: Es geht um Ko-
stenentlastung. Dabei schrappen Sie verfassungs-
rechtliche Grenzen. Sie reden von 40 Prozent, die 
man von den Bruttoentgelten der Betreuer abziehen 
müsse. Aber schon Arbeitnehmer, die den Urlaub be-
zahlt kriegen und Krankengeldansprüche haben, 
zahlen gegenwärtig - aus den berühmten Lohnne-
benkostendiskussionen kennen wir das ja - 42 Pro-
zent Sozialabgaben. Wollen Sie das den Sozialarbei-
tern, die Betreuung leisten, verweigern? Dazu kommt 
die Haftpflicht, dazu kommt die Steuer. Im Ergebnis 
frage ich mich sehr deutlich - das wird das Bundes-
verfassungsgericht zu entscheiden haben -, ob Sie 
hier nicht das, wie es so hübsch heißt, verfassungs-
rechtlich immanente Kostendeckungsprinzip aufge-
geben haben. Das wird eine Sache sein, die Sie mit 
den Berufsverbänden auszumachen haben, eventuell 
in Verfassungsbeschwerden. Das ist nicht in erster 
Linie mein Problem. 

Wichtiger ist, daß Sie die Strukturen zerschlagen, 
in der juristischen Hybris, was im sozialen Bereich 
passiere, sei nichts we rt . 

(Beifall bei der SPD - Norbe rt  Geis [CDU/ 
CSU]: Ach!) 

Das sind die Birkenstocksandalenträger; Juristen ha-
ben mit denen sowieso nichts am Hut. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Warum übertrei

-

ben Sie immer so maßlos? - Hildebrecht 
Braun [Augsburg] [F.D.P.]: Das ist doch gar 

nicht Ihre Art , wie Sie heute sprechen!)  

Übrig bleibt die „rechtliche Betreuung", was immer 
das ist. Das heißt, wenn der Betreuer als halber An-
walt fungiert, dann wollen Sie ihn ernst nehmen. 
Aber wenn er mit den Menschen redet, auch Kaffee 
trinkt und zum Geburtstag einen Blumenstrauß 
bringt, dann ist das alles nicht viel we rt . 

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]: Es 
ist völlig unangemessen, wie Sie heute 
sprechen! - Norbe rt  Geis [CDU/CSU]: Ein 

Zeichen des Wahlkampfes!) 

Herr von Stetten, Sie reden davon, daß Sie die Ju-
stiz entlasten wollen. Es tut mir leid, aber ich fürchte, 
die Justiz wird viel Neues zu tun kriegen, weil neue, 
wertausfüllungsbedürftige Rechtsbegriffe dazuge-

kommen sind, die erst in einer Vielzahl von Prozes-
sen schön ausgestritten werden müssen. Was ist zum 
Beispiel eine berufliche Kenntnis, die für eine Betreu-
ung „nutzbar" ist? Das ist nicht einmal nur abstrakt; 
das ist konkret. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Das ist von Bezirksrevisoren überhaupt nicht mehr zu 
überprüfen. 

Sie reden jetzt von persönlich-rechtlicher Betreu-
ung. Im Gesetz steht: „rechtlich", was immer das ist. 
Ich denke, daß wir eine Reihe von Gerichtsentschei-
dungen brauchen, um überhaupt zu wissen, was Sie 
beschlossen haben. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Unglaub

-

lich!) 

Dann gibt es noch eine wunderschöne Vorschrift. 
Das ist § 1 908k, die große Datengrube bei den Be-
treuungsbehörden, wo Berufsbetreuer und Vereine 
sozusagen ihr Wirtschaftsgebaren offenbaren müs-
sen, wobei keiner weiß, wofür. Sie haben wohlweis-
lich den Datenschutzbeauftragten nicht gefragt. 
Aber mindestens müßten Sie sagen können, wie die 
Kommunen die Kosten im Bereich des Betreuungsbe-
hördengesetzes für die zusätzliche Verwaltung von 
Daten tragen sollen, von denen keiner weiß, was er 
damit machen soll. Ich denke, auch hier wird es Ver-
fassungsbeschwerden setzen. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Ich könnte viel dazu sagen!) 

Ich komme zu dem entscheidenden Punkt. Sie 
meinen - das ist eigentlich der Hintergrund der Re-
form -: Was bei der Justiz - Gerichte, Geschäftsstel-
len, Kanzleien - läuft, das ist sakrosankt. Wir wissen 
immerhin so viel aus Ihren Antworten auf unsere 
Große Anfrage, daß das der teuerste Komplex ist. 
Überflüssig, zu teuer erscheint Ihnen das Betreu-
ungswesen, wo es darum geht, die Zuwendung zu 
leisten. Das kann so nicht bleiben. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Das war schon ein Fehler des alten Gesetzes. Deswe-
gen unser Vorschlag der Zweigleisigkeit, die auch 
Sie nicht vermeiden können. 

Was machen Sie mit unserem guten alten BGBl 
Der Bezirksrevisor soll in Zukunft auch noch mit dem 
Sozialrecht hantieren. Ich stelle mir vor, wie der beim 
Sozialamt anruft und fragt: Wie machen Sie das? Die-
ser komische Wechselbalg bei der Frage des Regres-
ses, der sozialpolitisch außerordentlich problematisch 
ist und nichts bringen wird - das sage ich Ihnen -, 
diese Kreuzung aus Prozeßkostenhilfe mit Zehnjah-
resregreß und Sozialhilfe! Du liebe Güte, was sind 
das für merkwürdige Erscheinungen! 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Sie ist heute schlecht aufgestanden!) 

Das BGB wird sozusagen um seine Zielsetzung ge-
bracht, indem Sie, weil  Sie gar nicht anders können, 
auf das Sozialrecht Bezug nehmen. 

Ich hoffe, wir werden mit allen Seiten dieses Hau-
ses eine vernünftige Reform auf den Weg bringen, 
die sehr schwierig sein wird. Sie wird ressortüber- 
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greifend sein müssen. Sie wird ebenenübergreifend 
sein müssen. Das wird ein langer Weg sein. Deswe-
gen verstehe ich die Länder, die angesichts eines 
mißglückten Gesetzes, das sie haben, verzweifelt 
nach einer wie auch immer gea rteten Entlastung auf 
die Schnelle greifen müssen; 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Das Gesetz hat doch die SPD mitge

-

tragen!) 

etwas Besseres geben Sie ihnen ja nicht, obgleich Sie 
dafür verantwortlich sind. Schließlich tragen Sie die 
Bundesregierung, und die Probleme sind seit Jahren 
bekannt. 

Lassen Sie mich nun kurz auf den Entschließungs-
antrag der PDS eingehen. Ich habe selten etwas aus 
der Feder von Bundestagsabgeordneten gesehen, 
was so wenig eigene Bemühungen um das Thema of-
fenbart hat. Da werden die Kritiken zusammenge-
schrieben, die aus Verbänden, von Berufsbetreuern 
und aus der Ebene der Leute kommen, die sich mit 
diesen Dingen befassen. Sie haben sich jedoch offen-
sichtlich nicht damit befaßt; denn Sie schreiben die 
Kritiken einfach hintereinander, und die Wider-
sprüchlichkeit Ihrer Forderungen und Ihrer Kritik-
punkte ist Ihnen offensichtlich nicht aufgegangen. 
Darüber können wir vielleicht noch einmal reden. 
Wenn es Ihnen Spaß macht, mache ich das gern. 

Ich habe allerdings das Gefühl: Dieser Entschlie-
ßungsantrag der PDS klappert wie ein einzelnes 
Zehnpfennigstück in einer sonst leeren Sparbüchse. 

(Beifall bei der SPD) 

Er ist oberflächlich, aber das Thema ist zu wichtig, 
als daß man sich nicht wirklich damit befaßt. Ich 
habe von der PDS nichts im Rechtsausschuß gehört, 
was irgendwie weiterführte. Man kann nur mit Hein-
rich von Kleist, „Prinz F riedrich von Homburg" , sa-
gen: „Der Meinung auf dem Schlachtfeld warst du 
nicht. " 

(Beifall bei der SPD) 

Damit fischt man meines Erachtens nichts als Stim-
men nach dem Motto: Wir tragen eure Anwürfe in 
den Bundestag. Aber, meine Damen und Herren von 
der PDS, wir werden dafür bezahlt, daß wir Auswege 
finden, und nicht, daß wir uns nur an eine wie auch 
immer geartete Klagemauer stellen. 

Wir werden gemeinsam arbeiten. Mehrheit oder 
Minderheit spielt hier nicht die entscheidende Rolle; 
denn es handelt sich um ein Stück Alltagsrecht, das 
gemeinsam getragen werden muß. Darum entschul-
dige ich mich für meine mitunter vielleicht etwas 
polemischen Äußerungen. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Nein, das war 
schon in Ordnung!) 

Ich meine es nicht so; denn ich denke, daß wir zu-
sammenarbeiten müssen und auch zusammenarbei-
ten können. Im Ergebnis muß es anders werden, wo-
bei unsere Vorstellung erst der Anfang von dem ist, 
was im Ergebnis gemeinsam, vor allem mit den Be-
teiligten, erörtert werden muß. Darauf freue ich mich. 

(Beifall bei der SPD - Norbe rt  Geis [CDU/ 
CSU]: Reine Polemik war das!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Liebe Frau Kol-
legin von Renesse, es ist so selten, daß Kleist im Bun-
destag zitiert wird, deswegen hätten wir es hier oben 
so gern richtig verstanden. Wir werden aber noch 
einmal im Protokoll nachsehen. 

(Margot von Renesse [SPD]: „Der Meinung 
auf dem Schlachtfeld warst du nicht." Ein 
wunderschönes Zitat! „P rinz von Hom

-

burg"!) 

- Vielen Dank für die Literatur. 

Herr von Stetten wollte gern eine Kurzintervention 
machen. 

Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten (CDU/CSU): 
Nachdem Frau von Renesse mich mehrfach un-
freundlich betitelt hat - Sie haben sich aber für Ihre 
Polemik bereits entschuldigt -, möchte ich sagen, 
Frau von Renesse: Wir haben im Ausschuß sehr viel 
sachlicher darüber gesprochen. Sie hätten die Pole-
mik, die Sie an uns weitergegeben haben, eigentlich 
an die Länder weitergeben müssen. Do rt  hat be-
kanntlich die SPD die Mehrheit, und von do rt  kom-
men die Anregungen, die wir hier vollzogen haben, 
weil wir die Not der Länder erkannt haben. 

Das, was Sie uns von der CDU vorwerfen, nämlich 
wir hätten etwas gemacht, was unmenschlich wäre, 
was für die Betreuten zu einer Aufhebung der Be-
treuung führen würde, müssen Sie an die SPD- 
regierten Länder, müssen Sie an Schröder, Lafon-
taine etc. weitergeben. Dann haben Sie die richtige 
Adresse erreicht. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Nein, hier und 
heute muß entschieden werden!) 

Margot von Renesse (SPD): Ich hoffe, daß ich, 
auch wenn ich mitunter etwas polemisch werde oder 
geworden bin, Sie nicht persönlich gekränkt habe; 
denn die Zusammenarbeit mit Ihnen allen ist mir 
wichtig. 

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]: 
Dann sollten wir es jetzt dabei belassen!) 

- Nein, entschuldigen Sie, Herr Braun, ich würde 
gern ein wenig auf die verfassungsrechtliche Lage 
eingehen, die Herr von Stetten, wie ich meine, ver-
kennt. 

Dieses Gesetz ist ein Bundesgesetz. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Das ist richtig!) 

Die Länder können nur ihre Not zu Ihnen, zur Bun-
desregierung, zur Mehrheit in diesem Hause brin-
gen; denn Sie haben den Hebel in der Hand, um die 
Not zu wenden. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie müssen kreativ sein. Sie handeln aber, wie Ihre 
Antwort auf unsere Große Anfrage deutlich macht, 
nach dem Prinzip: Herr vergib ihnen; denn sie wissen 
nicht, was sie tun! Sie haben sich um die Folgen des 
Bundesgesetzes zum Betreuungsrecht offensichtlich 
sehr wenig gekümmert. 
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Ich weiß zu respektieren, daß Sie den Ländern, um 
ihre Not wissend, entgegenkommen wollen. Sie ver-
kennen aber die Lage, wenn Sie nicht davon ausge-
hen, daß es Ihre Verantwortung ist, die der Bundesre-
gierung. Der Bundestag ist verantwortlich für eine 
Reform des Betreuungsrechts, die die Länder ange-
mahnt haben. Die Länder können sich nicht am eige-
nen Schopf aus dem Sumpf ziehen; das ist gar nicht 
möglich. Es ist Ihre Verantwortung. Dafür wird jeder 
einzelne Bundestagsabgeordnete bezahlt. 

(Beifall bei der SPD - Ina Albowitz [F.D.P.]: 
Wo sind die heute eigentlich alle, die hier 

bezahlt werden?) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Volker Beck. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich 
kann Frau von Renesse in vielem nur beipflichten, 
und ich hoffe, wir werden in der nächsten Wahlperi-
ode gemeinsam gründlicher an dieses Thema heran-
gehen können, als das heute hier möglich ist. 

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]: Und 
den Ansprüchen gerecht werden, die Frau 
von Renesse heute skizziert hat! - Ronald 
Pofalla [CDU/CSU]: Ihr seid euch doch 

noch nicht einmal einig!) 

Seit Bekanntwerden des Regierungsentwurfs zu ei-
nem Betreuungsrechtsänderungsgesetz sind die Be-
troffenenverbände Sturm gelaufen, und ich meine, 
zu Recht. Wieder einmal soll gerade auf Kosten der 
Schwächsten gespart werden. Die Existenz von qua-
lifizierten Berufsbetreuern und von Betreuungsverei-
nen wird gefährdet, die ehrenamtliche Betreuung 
weiter zurückgedrängt, 

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]: Ist 
doch völlig falsch, Herr Beck!) 

und all dies, ohne daß man die Schwachpunkte des 
geltenden Rechts genau benennen könnte oder ana-
lysiert hätte. 

Von dieser auch in der Anhörung des Rechtsaus-
schusses geäußerten Kritik haben Sie sich nur wenig 
beeindrucken lassen. Offensichtlich haben Sie sich 
von dem Motto „Viel Feind, viel Ehr" leiten lassen in 
Ihrem Bestreben, den Entwurf doch noch in dieser 
Legislaturpe riode auf Biegen und Brechen durchzu-
boxen. Ich weiß, daß auch vielen von Ihnen in der 
Koalition nicht recht wohl bei dem Unternehmen ist, 
weil Sie die Schwächen Ihres Entwurfes durchaus 
kennen. 

Den Betreuten drohen massive Verschlechterun-
gen. Auf ihr Einkommen und Vermögen wird bei 
Maßnahmen, die sie - wie bei Zwangsbetreuungen - 
möglicherweise gar nicht wollen, stärker Zugriff ge-
nommen als bei Leistungen der Sozialhilfe, die nur 
mit dem Willen der Betroffenen gewährt werden 
kann. Die Konsequenz wird sein, daß Betreuung 
nicht nur als Hilfe, sondern zuweilen auch als Bela-
stung erlebt werden wird. Die Akzeptanz der Betreu-
ungen wird so nicht gefördert, sondern demontie rt . 

Die Einführung eines zehnjährigen Rückgriffsan-
spruches der Staatskasse gegenüber den Betreuten 
und ihren unterhaltspflichtigen Angehörigen wird 
zur Übernahme von Betreuungen durch belastete 
Angehörige führen, die den staatlichen Regreß fürch-
ten müssen. Sie gefährdet die Rehabilitation der Be-
treuten und entsprechende Bemühungen der Be-
treuer. Der Anreiz zur Aufnahme einer selbständigen 
Arbeit wird minimiert, wenn der ehemals Betreute 
noch nach zehn Jahren für die durch die Betreuung 
verursachten Kosten geradestehen muß. Ganz ne-
benbei werden auch noch die Vormundschaftsge-
richte mit weiteren Verfahren belastet. Wie diese zu-
sätzliche Belastung der Justiz den Ländern helfen 
soll, müssen Sie den Ländern nach dem Beschluß 
dieses Gesetzes wahrscheinlich noch ausführlich er-
klären. 

Auch die vorgesehene Vergütungsregelung ist auf 
harte Kritik gestoßen. Sie trifft sowohl Betreuungs-
vereine wie auch qualifizierte Berufsbetreuer in ihrer 
Existenzgrundlage. Für Berufsbetreuer ohne Fach-
kenntnisse werden als unterste Stufe 35 DM pro 
Stunde geleisteter Arbeit vorgesehen. Diese „Betreu-
ung light" stellt die bislang erreichte Fachlichkeit in 
der Berufsbetreuung in Frage. Zugleich wird der Vor-
rang der bisher maßgeblich durch die Betreuungs-
vereine organisierten unentgeltlichen ehrenamtli-
chen Betreuungen gefährdet. 

Der Vergütungssatz von Berufsbetreuern mit ent-
sprechenden Fachkenntnissen durch eine Fachhoch-
schulausbildung, wie es bei Vereinsbetreuern in der 
Regel der Fall ist, soll 60 DM pro Stunde betragen. 
Dieser Betrag wird jedoch als bei weitem nicht ko-
stendeckend angesehen. Sind die Betreuungsvereine 
aber in ihrer Existenz bedroht, gehen die ehrenamtli-
chen Betreuungen zurück und werden die Kommu-
nen wieder verstärkt für Betreuungen einstehen 
müssen. Gespart wird damit keine Mark. Der Ent-
wurf wird in diesen Punkten im Ergebnis, entgegen 
seiner erklärten Absicht, bei Ländern und Kommu-
nen sogar kostensteigernd wirken. 

Auch meine Fraktion sieht Anlaß zur Kritik am gel-
tenden Betreuungsrecht. Solange es aber keine fun-
dierten Kenntnisse darüber gibt, worauf die Pro-
bleme im einzelnen zurückzuführen sind, gibt es kei-
nen Grund, jetzt im Schweinsgalopp eine Reform des 
erst sechs Jahre alten Gesetzes zu verabschieden. Sie 
erreicht ihr gesetztes Ziel nicht - das kann man heute 
schon sicher sagen - und führt bei allen Betroffenen-
gruppen zu Rechtseinbußen. Deshalb lehnen wir die-
sen Entwurf ab und hoffen, auf der Grundlage des 
Antrages der SPD-Fraktion in der nächsten Wahlpe-
riode hier zu einer anständigen und gut durchdach-
ten Reform zu kommen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Kollege Hildebrecht Braun. 

Hildebrecht Braun (Augsburg) (F.D.P.): Frau Präsi-
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Liebe Frau von Renesse, gestern abend habe ich 
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noch meiner Besuchergruppe gegenüber gesagt: Die 
Frau von Renesse ist ein Vorbild einer Abgeordneten, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - 
Dr.  Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Diese 

Arroganz, das ist ja unglaublich!) 

die an der Sache orientiert diskutiert und die Dinge 
kenntnisreich angeht. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Sehr richtig!) 

Heute ziehen Sie eine Wahlkampfschau ab, die dem 
Thema in gar keiner Weise angemessen ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Dr.  Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Diese 
Arroganz! - Margot von Renesse [SPD]: Ich 
denke an mich, wenn ich Betreuung brau

-

che!) 

Ich verstehe nicht, Frau von Renesse, warum Sie in 
die Behandlung dieses Themas, bei dem Sie so mit-
gearbeitet haben, eine solche Schärfe hereinbringen, 
wo es doch um ein Anliegen geht, das uns alle hier 
eint. 

(Zuruf von der SPD: Nichts verstanden!) 

Wir wollen die Betreuung der zu Betreuenden ver-
bessern und sicherstellen. Darum geht es, nicht um 
Wahlkampf. Dazu eignet sich dieses Thema nicht. 

Ich glaube, es ist für jedermann offenkundig, daß 
sechs Jahre nach Einführung des neuen Betreuungs-
rechts genügend Erfahrung mit den neuen Instru-
menten vorhanden ist, um den Änderungsbedarf ein-
schätzen zu können. Insgesamt hat sich das neue 
Recht bewährt. Es haben sich aber in einigen Berei-
chen Defizite gezeigt, die beseitigt werden müssen. 

Leider haben sich nicht genügend ehrenamtliche 
Betreuer gefunden. Das ist eine äußerst betrübliche 
Beobachtung, die aber nicht völlig überrascht. Der 
ehrenamtliche Bereich hat insgesamt an Zuspruch 
verloren. Das mag mit einer Veränderung im Denken 
vieler Menschen zu tun haben, die von uns allen be-
dauert wird. Das Gebot der Nächstenliebe wird im-
mer mehr als Sache der Kirchgänger und hoffnungs-
losen Idealisten verkannt. Richtig ist aber, daß Soli-
darität mit denen, die Solidarität benötigen, und 
Hilfsbereitschaft für Hilfsbedürftige in unserem Land 
unverzichtbar sind und unverzichtbar bleiben. 

Es kann gerade im Bereich der Betreuung nicht 
ausreichen, gelegentlich einer besonders rührigen 
Person stellvertretend für Tausende anderer ein Bun-
desverdienstkreuz zu überreichen oder sie in Sonn-
tagsreden gebührend hervorzuheben. Nein, viele 
müssen im Bereich der Betreuung Bedürftiger Ver-
antwortung für andere übernehmen. Wir müssen de-
nen, die dieses tun, diese Aufgabe soweit wie mög-
lich erleichtern. Deshalb müssen wir Überregulie-
rung abschaffen und die Gewährung von Aufwands-
entschädigungen erleichtern und gerechter machen. 

(Beifall der Abg. Ina Albowitz [F.D.P.]) 

Die Lockerung der Vorschriften über zu fertigende 
Berichte speziell bei kleineren Vermögen ist zum Bei-
spiel einer dieser Schritte, die dazu führen, daß mehr 
Zeit für die direkte persönliche Zuwendung für den 
zu Betreuenden übrigbleibt. Das ist deshalb eine 
richtige Entscheidung. 

Es bleibt aber bei dem Grundsatz, daß Betreuung 
anderer Menschen primär ehrenamtliche Aufgabe 
sein soll. Das entspricht nicht nur dem Subsidiaritäts-
grundsatz. Es wird auch zu der vom Gesetzgeber 
ausdrücklich erwünschten Folge führen, daß die Be-
treuung über die rechtliche Seite hinaus auch per-
sönliche Zuwendung zum Betreuten bedeutet, eine 
Leistung, die Ehrenamtliche nicht nur auf Grund ih-
rer persönlichen Nähe zum Betreuten leichter zu er-
bringen vermögen als Berufsbetreuer. 

Insgesamt muß es uns im Interesse der sehr vielen 
zu betreuenden Personen um die stete Qualitätssi-
cherung und Qualitätsverbesserung der Betreuung 
und Pflege gehen. Qualität in diesem Bereich ist aber 
ohne Gewährleistung finanzieller Leistungen nicht 
zu schaffen. So haben wir eine deutlich verbesserte 
Regelung für die Aufwandsentschädigung ins Gesetz 
geschrieben. Es ist richtig, hier in zwei Stufen an die 
berufliche Qualifikation der Betreuer anzuknüpfen. 

Ich selbst frage mich allerdings, ob wir all die heute 
zu beschließenden Regelungen in Gesetze hätten 
schreiben müssen. Muß es wirklich ein Berufsvor-
mundsvergütungsgesetz geben, oder hätten wir nicht 
besser eine Verordnungsermächtigung in das BGB 
geschrieben, die es der Verwaltung erlaubt hätte, fle-
xibler durch Verordnungen auf sich verändernde Be-
dingungen zu reagieren. Das könnte passieren, 
wenn sich beispielsweise die Situation auf dem Ar-
beitsmarkt grundsätzlich verändern sollte und des-
wegen im Wettbewerb mit anderen Arbeitsangebo-
ten möglicherweise bald höhere Beträge aufgewandt 
werden müssen. 

Ich möchte im Anschluß an die Grundgedanken 
der Reform des Kindschaftsrechtes auf die Stellung 
des nicht verheirateten Vaters hinweisen, die hier 
deutlich verbessert worden ist. Ich freue mich dar-
über ganz besonders; denn schließlich war es eine 
der Grausamkeiten der bisherigen Regelung, daß der 
nicht verheiratete Vater im Fall des Todes der Mutter 
nicht etwa selbstverständlich als Vormund in Frage 
kam, sondern regelmäßig die Tante, die Oma oder 
sonst wer immer. Grundgedanke des neuen Kind-
schaftsrechtes ist es, daß das Kind einen natürlichen 
Anspruch auf Vater und Mutter hat. Selbstverständ-
lich muß dieser Anspruch auch und gerade dann gel-
ten, wenn die Mutter ausfällt. Dann muß eben der 
Vater als erster für die rechtliche und tatsächliche 
Sorge des Kindes zuständig sein. 

Betreuung zu verbessern ist das Ziel des Gesetzes. 
Ich glaube, wir kommen mit diesem Gesetz diesem 
Ziel einen deutlichen Schritt näher. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
die Abgeordnete Heidemarie Lüth. 

Heidemarie Lüth (PDS): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Mit dem heute zur Beschlußfas-
sung vorliegenden Gesetz zur Änderung des Betreu-
ungsrechtes wird erneut versucht, ein eminent wich-
tiges soziales Problem unter dem Aspekt der Kosten-
dämpfung gegen die Interessen der Betroffenen zu 
regeln. Daran ändern, wie schon mehrfach festge-
stellt, auch die Novellierungsübungen nichts. 
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Die von Verbänden, Vereinen und in der Betreu-
ungsarbeit Tätigen immer wieder befürchteten Fol-
gen werden eintreten. Die Rechte kranker und be-
hinderter Menschen werden unverantwortlich einge-
schränkt, Qualitätsverlust in der Betreuung wird ein-
treten, und Vereine und Betreuer werden in ihrer 
Existenz bedroht. Es erweist sich als untauglich - da-
her gibt es diesen bedeutsamen Reformversuch, der 
heute sicherlich vom ganzen Haus beschlossen wer-
den wird -, eine so bedeutsame soziale Frage mit 
ausschließlich rechtlichen Mitteln lösen zu wollen 
und dabei auf Billigangebote abzuheben. 

In der Tat, Frau von Renesse, die PDS hat einen 
Entschließungsantrag vorgelegt. In einem Entschlie-
ßungsantrag, so dachte ich, werden die Probleme ei-
nes vorgelegten Gesetzentwurfes benannt und dann 
die Forderungen aufgestellt, die man für die wichtig-
sten hält. 

(Margot von Renesse [SPD]: Die passen 
bloß nicht zusammen!) 

Wir haben uns - das gebe ich ganz ehrlich zu - aus-
schließlich daran gehalten, was Vereine, Betroffene 
und die Berufsverbände an uns alle geschrieben ha-
ben. 

(Margot von Renesse [SPD]: Schreibbüro!) 

Ich frage mich: Woran soll sich eine Abgeordnete 
oder ein Abgeordneter sonst halten, wenn nicht an 
die Forderungen der Betroffenen? 

Frau von Renesse, in einer leeren Sparbüchse be-
fand sich dieser Antrag ja nicht. Als unser Entschlie-
ßungsantrag hineinkam, befand sich darin schon der 
Entwurf der Regierung. Aus unserer Sicht konnte 
man auf das, was vorlag, nur so antworten, wie wir es 
getan haben. In der Tat haben wir keinen Ände-
rungsantrag und kein Reformpaket vorgelegt. 

Ein besonderer Anspruch an gesetzliche Regelun-
gen besteht da rin, die Arbeit der Betreuungsvereine 
so zu fördern, daß ehrenamtliche Betreuung durch 
professionelle Beratung, Qualifizierung und Betreu-
ung unterstützt wird. Es darf nicht um Spareffekte 
um jeden Preis gehen. Vielmehr müssen die Ver-
gütungssätze so sein, daß qualifizierte Betreuerinnen 
und Betreuer existenzsichernd arbeiten können. 

Wir halten es auch für unumgänglich, im Gesetz 
festzuschreiben, daß die vorhandenen Qualifikatio-
nen der in den neuen Bundesländern in der Betreu-
ungsarbeit Tätigen, zuzüglich in Lehrgängen erwor-
bene Kenntnisse und in der Praxis erworbene Erfah-
rungen, unbedingt Anerkennung finden, ohne daß 
sich die betroffenen Personen einer gesonderten Prü-
lung durch die Länder unterziehen müssen. Dieses 
Problemfeld ist - auch nach den jetzt gestellten An-
forderungen - rechtlich überhaupt nicht ausgestaltet. 

(Margot von Renesse [SPD]: Genau da irren 
Sie sich!) 

- Das könnte natürlich sein, aber wir werden ja se

-

hen, wie das in den einzelnen Ländern gehandhabt 
wird und ob ein Berufsabschluß in Sachsen soviel 

wert  ist, daß man auch nach Bayern auswandern 
kann. 

(Margot von Renesse [SPD]: Das ist ja 
Furchtbar: „auswandern" ! Ich habe das 

Gefühl, das ist ein Land, oder?) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau von Re-
nesse, die Kollegin hat sehr wenig Zeit und ist ei-
gentlich auch schon am Ende ihrer Redezeit. Bitte 
helfen Sie ihr, daß sie zum Schluß kommt 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Das wäre auch gut so!) 

Heidemarie Lüth (PDS): Noch einen Satz, insbeson-
dere an Herrn von Stetten. Zu diesem Entwurf wird 
auch aus den Ländern Gegenwind kommen. Sach-
sen-Anhalt hat schon angekündigt, im Bundesrat die 
Initiative zu ergreifen, um dieses Gesetz, das sicher-
lich zustimmungspflichtig sein wird, zu verhindern. 

Danke. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Kollege Pofalla. 

Ronald Pofalla (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Frau Kol-
legin von Renesse kommt mir mit ihrer Rede so vor, 
als ob sie hier die Rolle einer Art  Mutter Courage zu 
spielen versucht, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Dr.  Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist 
eine unerträgliche Arroganz! So ein 

Unsinn!) 

die für das, was sie hier vorgetragen hat, in den Bun-
desländern keine Mehrheit hat und deshalb ver-
sucht, die Koalition anzugreifen. 

Das, was in den Berichterstattergesprächen be-
sprochen worden ist, hat deutlich gemacht, daß das, 
was die Bundesregierung hier jetzt im Detail vorge-
legt hat, im Kern auf einen Wunsch der Bundeslän-
der, vor allem der SPD-regierten Bundesländer, zu-
rückgeht. Die Bundesländer wollten eine Entlastung 
der Zivilgerichte. Die Bundesländer wollten hier Ko-
sten sparen. Wenn jetzt die Bundesregierung in einer 
Gesetzesinitiative diese Dinge umsetzt, finde ich es - 
das sage ich Ihnen offen - nicht fair, die Dinge hier so 
vorzutragen, Frau von Renesse, wie Sie es getan ha-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Der Gesetzentwurf wird die breite Zustimmung 
der Bundesländer finden. Das wissen Sie. Ihr Ent-
schließungsantrag würde zum jetzigen Zeitpunkt, 
wäre er Beschlußlage des Deutschen Bundestages, 
keine Mehrheit auf der Seite der SPD-regierten Bun-
desländer finden, weil diese nicht bereit wären, die 
damit notwendigen Finanzmittel in ihre Haushalts-
planung einzustellen. Deshalb haben wir als Koali-
tion und im übrigen auch Sie als SPD dem Bundestag 
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einen gemeinsamen Entschließungsantrag - deshalb 
habe ich Ihre Rede nicht verstanden - 

(Margot von Renesse [SPD]: Ich habe das 
doch gelobt!) 

zur Beschlußfassung vorgelegt, in dem wir die Bun-
desregierung bitten, in der nächsten Legislaturperi-
ode eine umfassende Reform des Betreuungsrechtes 
vorzunehmen, die aus der rein rechtlichen Betreuung 
auch eine Sozialbetreuung werden läßt. 

Wenn das aber alles so ist, Frau von Renesse, dann 
- das will  ich Ihnen ehrlich sagen - ist es völlig inak-
zeptabel, wenn Sie zu Beginn Ihrer Ausführungen so 
getan haben, als ob wir erstens an der Stelle nicht ei-
nig seien und als ob es zweitens die Koalition sei, die 
diese Reform verhindert. Wenn eine Reform hin zu 
einer Sozialbetreuung in dieser Legislaturpe riode be-
raten und mit der Mehrheit der Stimmen dieses Hau-
ses verabschiedet worden wäre, wäre dieser Entwurf 
mit der Mehrheit der SPD-regierten Länder im Bun-
desrat gescheitert. Das ist die Ausgangslage, vor der 
wir diskutieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Im Rahmen der Beratungen hat es eine ganze 
Reihe von Änderungen gegeben, die diesen Gesetz-
entwurf verbessert haben. Ich wi ll  nur zwei Stich-
worte nennen. Wir haben die Beträge bei der Ein-
gangsstufe auf 35 DM erhöht. Wir haben den Gerich-
ten die Möglichkeit gegeben, in einer Übergangsre-
gelung bis zum 30. Juni des Jahres 2000 an berufs-
mäßige Betreuer bis zu 60 DM erhöhte Beträge aus-
zuzahlen. Damit sind wir auf die eingangs einge-
führte Kritik der Berufsbetreuer in beachtlichem Um-
fang eingegangen. 

Dieser Gesetzentwurf ist rund. Er wird von den 
SPD-regierten Bundesländern im Bundesrat abge-
segnet werden. Dann tun Sie aber bitte nicht so, als 
ob sich hier allein die Koalition „vergnüge". Hier 
sind sich Bundesrat und Koalition im Bundestag ei-
nig. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Margot  von Renesse [SPD]: Sie sind verant

-

wortlich, das ist ein Bundesgesetz!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich erteile das 
Wort  jetzt dem Herrn Bundesminister der Justiz, 
Dr. Edzard Schmidt-Jortzig. 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Lassen Sie mich, auch um die Beruhigung an der 
Front wieder etwas zu befördern, noch einmal auf die 
Grundlage zu sprechen kommen, an der wir jetzt 
eine vorsichtige erste Korrektur vornehmen. 

Im Jahre 1992 löste das Betreuungsrecht das fast 
100 Jahre alte Vormundschafts- und Gebrechlich-
keitspflegschaftsrecht ab. Es war eine wahrhaft libe-
rale Reform, die an Stelle der hergebrachten „Bevor-

mundung" ein größtmögliches Maß an Selbstbestim-
mung für die Betroffenen setzte. 

(Zuruf der Abg. Dr. Herta Däubler-Gmelin 
[SPD]) 

- Liebe Frau Dr. Däubler-Gmelin, lassen Sie uns doch 
ein bißchen friedlicher bei diesem Punkt sein. Es 
wird doch alles mit Ihrer Zustimmung verabschiedet 
werden, wenn ich das richtig mitbekommen habe. 
Deswegen sehe ich gar nicht, warum da ein solcher 
Krach aufkommen muß. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Sie könn

-

ten dem Kollegen freundlicherweise einmal 
sagen, wie sich ein Gentleman benimmt!) 

Gleichzeitig trug die Reform, die wir jetzt korrigieren, 
im Sinne pflichtigen Freiheitsgebrauchs der sozialen 
Verantwortung der Gesellschaft für diejenigen Rech-
nung, die nicht auf der Sonnenseite des Lebens ste-
hen. 

Der vor Ihnen liegende Gesetzentwurf reagiert auf 
diesem Feld nun auf die Erfahrungen der bald sie-
benjährigen Praxis mit einer ersten - und zunächst 
natürlich sehr begrenzten - Änderung. Lassen Sie 
mich drei Punkte herausgreifen, die zum Teil auch 
schon zur Sprache gekommen sind: 

Erstens. Der Entwurf stärkt die Autonomie der Be-
troffenen, indem er das Institut der Vorsorgevoll-
macht auch im außervermögensrechtlichen Bereich 
ausdrücklich anerkennt. Vorsorgevollmachten wer-
den sich daher künftig stärker als bisher als Alterna-
tive zur Betreuung anbieten. 

Zweitens. Bisher konnten - hier bedanke ich mich 
ausdrücklich für die Ausführungen des Kollegen 
Braun - Personen aus dem außerfamiliären Bereich 
nur in geringem Umfang zur Übernahme ehrenamtli-
cher Betreuungen motiviert werden. Deshalb fördert 
der Entwurf die ehrenamtliche Betreuung dadurch, 
daß er etwa die Aufwandsentschädigung für ehren-
amtliche Betreuer von 375 auf 600 DM im Jahr ange-
hoben hat. 

(Margot von Renesse [SPD]: Mit der Mög

-

lichkeit, sie wieder auf 375 DM zu reduzie

-

ren!) 

Drittens. In Anbetracht der großen Zahl berufsmä-
ßig geführter Betreuungen bedarf es vor allem einfa-
cherer und präziserer Regeln für die Vergütung der 
Betreuer. Die derzeitige Situation ist kaum mehr 
überschaubar. Die vorgesehene Vereinheitlichung 
wird deshalb nicht nur zur Entlastung der Gerichte 
beitragen, sondern auch den Betreuern verläßliche 
Vergütungssätze garantieren, deren Höhe sich nach 
der beruflichen Qualifikation richtet. 

Meine Damen und Herren, die Kritik der Verbände 
an der Höhe der Vergütung trifft - das soll doch noch 
einmal ausdrücklich unterstrichen werden - mit dem 
Bund die falsche Adresse. Die Vergütungssätze, in 
dem von mir ursprünglich vorgelegten Referenten-
entwurf waren höher als in dem Ihnen jetzt vorlie-
genden Regierungsentwurf. Sie sind auf Drängen 
der Bundesländer, ohne die wir nach den verfas-
sungsrechtlichen Gegebenheiten - es besteht Zu-
stimmungsbedürftigkeit - nun einmal eine solche Re- 
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form nicht machen können, abgesenkt worden, die 
die Zwänge ihrer Justizhaushalte im Blick haben. 

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]: 
Hört! Hört!) 

Das kann man kritisieren; aber so ist nun einmal das 
reale Verfassungsleben in der Bundesrepublik. 

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]: 
Aber dann muß man auch die Richtigen kri

-

tisieren!) 

Wir sind ein föderativer Staat, und deswegen können 
wir unsere schönen Reformen nicht so durchsetzen, 
wie wir es gerne täten, sondern müssen auf die Län-
der Rücksicht nehmen, so sehr es uns leid tun mag. 

Ich meine aber, daß die nunmehr vorgesehenen 
Beträge einen angemessenen Ausgleich zwischen 
den Interessen der Betreuer und den Länderhaushal-
ten darstellen. Die Länder erhalten zusätzlich die 
Möglichkeit, die Stundensätze innerhalb einer 
Spanne von 20 Prozent zu variieren und dadurch re-
gionalen Besonderheiten Rechnung zu tragen. Fer-
ner sind Regelungen für eine vergütungssteigernde 
Nachqualifikation von Berufsbetreuern eingestellt 
worden. Schließlich soll eine zweijährige Übergangs-
regelung - auch das ist doch ein Wo rt  - Vergütungs-
einbußen für bislang nicht durch eine Ausbildung 
qualifizierte Betreuer vermeiden. 

Meine Damen und Herren, der fraktionsübergrei-
fende Entschließungsantrag - deswegen sollte am 
Ende auch der Konsens im Mittelpunkt stehen - 
strebt eine grundlegende Überarbeitung des Betreu-
ungsrechts an, um veränderten demographischen 
und finanzpolitischen Gegebenheiten Rechnung zu 
tragen. Eine umfassende Reform ist in der Tat not-
wendig und war während der gesamten Arbeit am 
jetzigen Korrekturentwurf die einhellige Zielvorstel-
lung aller. Ich sage Ihnen heute also ohne Um-
schweife zu, daß diese Überarbeitung zu Beginn der 
nächsten Legislaturperiode sofort in Angriff genom-
men wird. Für heute bitte ich Sie, den noch in dieser 
Legislaturpe riode notwendigen Änderungen zuzu-
stimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Damit schließe 
ich die Aussprache zu diesem Punkt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur 
Änderung des Betreuungsrechts. Das sind die Druck-
sachen 13/7158 und 13/10331 Nr. 1. Ich bitte diejeni-
gen, die dem Gesetzentwurf in der Ausschußfassung 
zustimmen wollen, um das Handzeichen. - Gegen-
stimmen? - Gibt es Enthaltungen? - Nein. Der Ge-
setzentwurf ist damit in zweiter Beratung mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der gesamten Opposition angenommen worden. 

Dritte Beratung 

und Schlußabstimmung: Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Gesetz-
entwurf ist auch in dritter Lesung mit den Stimmen 

der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der ge-
samten Opposition angenommen worden. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt unter Nr. 2 seiner 
Beschlußempfehlung auf Drucksache 13/10331 die 
Annahme einer Entschließung. Wer stimmt für diese 
Beschlußempfehlung? - Gegenstimmen? - Enthal-
tungen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen, der SPD und der PDS 
bei Enthaltung von Bündnis 90/Die Grünen ohne Ge-
genstimmen angenommen worden. 

Beschlußempfehlung des Rechtsausschusses zu 
dem Entschließungsantrag der SPD zur Großen An-
frage zum Betreuungsrecht, Drucksache 13/10331 
Nr. 3: Der Ausschuß empfiehlt, den Entschließungs-
antrag auf Drucksache 13/7176 für erledigt zu erklä-
ren. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - 
Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Diese Beschluß-
empfehlung ist einstimmig angenommen worden. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Gruppe der PDS auf Drucksa-
che 13/10336. Wer stimmt für diesen Entschließungs-
antrag? - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Der Ent-
schließungsantrag ist mit den Stimmen der Koaliti-
onsfraktionen gegen die Stimmen der PDS bei Ent-
haltung von Bündnis 90/Die Grünen und SPD abge-
lehnt worden. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 13/10301 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie 
einverstanden? - Das scheint der Fall zu sein. Dann 
ist auch diese Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 15 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Neuregelung des Kaufmanns- 
und Firmenrechts und zur Änderung anderer 
handels- und gesellschaftsrechtlicher Vor-
schriften (Handelsrechtsreformgesetz - HRefG) 
- Drucksache 13/8444 - 

(Erste Beratung 194. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 

- Drucksache 13/10332 - 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Hildebrecht Braun (Augsburg) 
Detlef Kleine rt  (Hannover) 
Dr. Eckhart  Pick 
Dr. Wolfgang Frhr. von Stetten 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. - Ich 
sehe keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlos-
sen. 

Nun bitte ich Sie um Genehmigung, daß der Abge-
ordnete Dr. Uwe-Jens Heuer seine Rede zu Protokoll 
geben darf.') Damit sind Sie sicher einverstanden? - 
Dann  verfahren wir so. 

Ich eröffne die Aussprache. Als erster hat der Ab-
geordnete Freiherr von Stetten das Wo rt . 

*) Anlage 3 
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Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die vor-
liegende Änderung des Handelsgesetzbuches ist 
eine kleine, aber doch wirksame Reform. Über 
100 Jahre gab es den schwer verständlichen Kauf-
mannsbegriff, unterteilt in „Mußkaufmann", „Soll-
kaufmann", „Kannkaufmann", „Minderkaufmann", 
„Kaufmann kraft Eintragung", „Formkaufmann", 
„Scheinkaufmann" und ähnliche - für uns Professo-
ren, die Handelsrecht gelehrt haben, immer wieder 
eine Fundgrube für Klausurthemen. Diese gibt es 
nun Gott sei Dank nicht mehr, was auch den Rechts-
lernenden zugute kommt. Aber ich warne die Stu-
denten davor, den Kaufmannsbegriff zu vergessen, 
denn gerade jetzt werden natürlich die Neuerungen 
furchtbar gern in mündlichen Prüfungen geprüft 
werden. 

In Zukunft gibt es einen Kaufmann, und das ist 
der, der ein Handelsgewerbe betreibt. Handelsge-
werbe ist jede Art  von Gewerbebetrieb. Alle ande-
ren, einschließlich derjenigen, die ein Gewerbe be-
treiben, das nach Art  und Umfang einen in kaufmän-
nischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb nicht 
erfordert, sind keine Kaufleute, sondern Normalbür-
ger. Diese kleinen Gewerbetreibenden aber können 
sich - unabhängig davon, wie groß ihr Gewerbebe-
trieb ist - als Kaufmann eintragen lassen. - Damit 
wird auch eine Schwierigkeit bei den Registergerich-
ten beseitigt, zu prüfen, welchen Umfang ein Gewer-
bebetrieb haben muß, um sich eintragen zu lassen. - 
Sie werden dann ohne Wenn und Aber wie ein Kauf-
mann behandelt. 

Wir haben Vereinfachungen bezüglich der Firmen-
benennung eingeführt. Die Firma muß nicht mehr 
den Namen des Kaufmanns führen, sondern muß ge-
eignet sein, Unterscheidungskraft zu besitzen. Hier-
durch werden langwierige Verfahren vor dem Regi-
stergericht oder Umfrageverfahren der Industrie- 
und Handelskammern  in Zukunft nicht mehr nötig 
sein, weil im Verfahren vor dem Registergericht die 
Eignung zur Irreführung nur dann berücksichtigt 
wird, wenn sie ersichtlich ist. Hier hat man auf Grund 
leidvoller Erfahrungen mit Erbsenzählern bei Regi-
stergerichten eine Beweislastumkehr eingeführt. 
Ganze Generationen von Rechtspflegern müssen 
sich nun nicht mehr das Hirn zermartern, ob eine Un-
terscheidbarkeit noch gegeben ist oder nicht. 

Dafür wurden in § 19 HGB die Vorschriften der 
Kenntlichmachung verschärft, und es wurde unter 
anderem die „eingetragene Kauffrau" neu einge-
führt. Geschäftsbriefe des Kaufmanns müssen Klar-
heit über Firma, Ort , Registergericht und Register-
nummer bringen, so daß Inhaber und gegebenenfalls 
Haftende zu erkennen bzw. zu ermitteln sind. 

Eine kleine Sache, die aber in der Vergangenheit 
immer ärgerlich und lästig war, ist, daß der Kauf-
mann die Firma nicht mehr persönlich mit seinem 
Namen zur Aufbewahrung bei dem Gericht zu zeich-
nen hat - oft ellenlange Unterschriften, die in der 
Praxis nie wieder vollzogen wurden -, sondern nur 
noch seine Namensunterschrift unter die angege-
bene Firma setzt; eine gleiche Erleichterung gilt für 
den Prokuristen. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang sagen: 
Wir wollen erreichen, daß den Bundesländern in ei-
ner Versuchsphase ermöglicht wird, die Registertä-
tigkeit probeweise auf die IHK oder die Handwerks-
kammer zu übertragen, weil unseres Erachtens do rt 

 der Sachverstand ist. Dabei werden nicht nur die Ge-
richte deutlich entlastet, sondern es wird auch do rt , 
wo Rechts- und Wirtschaftsverstand zusammenfal-
len, das Register geführt. Deswegen ist es für mich 
völlig unverständlich, daß sich Länder und andere In-
stitutionen gegen eine Versuchsphase sträuben. 
Kann es sein, daß sie Angst davor haben, daß, wenn 
alles viel reibungsloser, schneller und damit unter-
nehmerfreundlicher läuft, aus dem Versuch eine 
Dauereinrichtung wird und vielgeliebte Tätigkeiten 
aufgegeben werden müssen? Genau das wollen wir 
prüfen und sollten es auch tun. Ich hoffe, daß die Wi-
derstände der Länder nachlassen. 

Die gesellschaftsrechtlichen Vorschriften sind ent-
sprechend bei den Firmenbezeichnungen geändert 
worden. So kann man auch in Zukunft eine OHG 
gründen und nur Vermögen verwalten. 

Die Privilegierung von Unternehmen öffentlicher 
Körperschaften, die darin bestand, daß sie nicht in 
das Handelsregister eingetragen werden müssen, ha-
ben wir abgeschafft. Wir haben diesen Paragraphen 
ersatzlos gestrichen, weil es hierfür keine Begrün-
dung mehr gibt. Die Unternehmen öffentlicher Kör-
perschaften werden in Zukunft genauso behandelt 
werden wie p rivate Unternehmen, als Kaufleute. 

Die Regelung betreffend das Ausscheiden von Ge-
sellschaftern oder die Auflösung von Gesellschaften 
der Kommanditgesellschaft oder OHG wird der Pra-
xis angeglichen und so gestaltet, wie es in Gesell-
schaftsverträgen üblich war, indem bei Tod eines Ge-
sellschafters nicht mehr die Gesellschaft aufgelöst 
wird, ebensowenig wie beim Konkurs über das Ver-
mögen eines Gesellschafters oder bei Kündigung ei-
nes Gesellschafters. Dabei scheidet der Gesellschaf-
ter zwar selber aus. Die Gesellschaft als solche aber 
bleibt, wie es üblich war, bestehen. Selbstverständ-
lich kann in Gesellschaftsverträgen etwas anderes 
bestimmt werden. 

Da es keinen Minderkaufmann mehr gibt, werden 
folgerichtig einige Vorschriften, zum Beispiel § 351 
HGB, aufgehoben. Auch das sind logische Folgerun-
gen, die in den gesellschaftsvertraglichen Bestim-
mungen mitvollzogen wurden. 

Beim Handelsvertreter haben wir dem Urteil des 
Bundesgerichtshofs im Gesetz Rechnung getragen, 
indem geregelt wird, daß derjenige, der aus wichti-
gem Grund das Vertragsverhältnis kündigt, sich in-
nerhalb eines Monats nach Kündigung von der Wett-
bewerbsabrede lossagen kann. Dies ist eigentlich 
nur ein Vollzug der Rechtsprechung. 

Mit diesen Vorschriften zur Reform des Handelsge-
setzbuchs und den vor wenigen Wochen verabschie-
deten Änderungen zum Transportrecht wurden we-
sentliche Teile des HGB, nämlich die jetzt zur Verab-
schiedung anstehenden Bestimmungen und die Re-
gelungen in den §§ 407 ff., der Neuzeit angepaßt, um 
mit einem modernisierten Gesetz in Europa wettbe- 
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werbsfähig sein und mithalten zu können. Ich bitte 
Sie um Ihre Zustimmung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Pick. 

Dr. Eckhart  Pick (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Mit der Verabschiedung des 
Handelsrechtsreformgesetzes nehmen wir Abschied 
von mancherlei geschätzten Klausurproblemen, die 
den Studierenden das Handelsrecht so schmackhaft 
machten. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Wie schade!) 

Wer hätte nicht wehmütige Erinnerungen an den 
Vollkaufmann, definiert  auch als Istkaufmann oder 
Mußkaufmann bzw. Kaufmann kraft Grundhandels-
gewerbes usw., fein abgegrenzt vom Sollkaufmann, 
der sich gefälligst einzutragen hatte, und schließlich 
an den Minderkaufmann, diesen merkwürdigen 
Zwitter zwischen Kaufmann und Verbraucher, der 
sich nicht für das eine oder das andere entscheiden 
konnte? 

Das ist jetzt anders. Nun heißt die einfache Ma-
xime: entweder Kaufmann oder kein Kaufmann - fort 
mit der Unterscheidung nach Art  des Gewerbes. Je-
des Gewerbe macht künftig den Kaufmann. Erhalten 
bleibt uns Gott sei Dank das Problem der Abgren-
zung zwischen Kaufmann und Nichtkaufmann. Auch 
künftig darf gestritten werden - Herr Kollege von 
Stetten, wir haben das ja erfolglos versucht -, ob die 
Bundeswehrkantine mit Millionenumsatz einen in 
kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbe-
trieb erfordert oder nicht und was diesen Geschäfts-
betrieb eigentlich vom Kioskbetreiber oder vom 
Weihnachtsbaumverkäufer unterscheiden mag. 

Sie sehen, es ist ein langer Abschied von tradierten 
Institutionen und Definitionen. Wir haben in den Dis-
kussionen erfahren, wie beharrlich sich manche Tra-
ditionen halten, auch wenn sie heute recht fraglich 
geworden sind. Wir hoffen jetzt, daß hinter allen 
kaufmännischen Varianten der ehrbare Kaufmann 
nach wie vor erhalten bleibt. 

Wir mußten uns überzeugen lassen - Herr von 
Stetten, das war eine längere Diskussion -, daß das 
Tatbestandsmerkmal „in kaufmännischer Weise ein-
gerichteter Geschäftsbetrieb" allen Versuchen einer 
Präzisierung erfolgreich Widerstand leistete. Alle 
Versuche, das Tatbestandsmerkmal durch den Ge-
setzgeber an Hand bestimmter Kriterien wie Umsatz, 
Gewinn, Zahl der Mitarbeiter usw. zu bestimmen, en-
deten in einer Sackgasse. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Sehr rich

-

tig!) 

Das bleibt weiterhin der Konkretisierung durch die 
Rechtsprechung vorbehalten. Allerdings wird das 
Konfliktpotential geringer sein als bisher. Es redu-
ziert sich auf nicht eingetragene Einzelunternehmen 
und nicht eingetragene Personengesellschaften. 
Auch enthält § 1 Abs. 2 HGB nun eine gesetzliche 
Beweislastregel zu Lasten des Gewerbetreibenden, 
der sich darauf beruft, sein Unternehmen erfordere 

nach Art  oder Umfang keinen in kaufmännischer 
Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb. 

Das zweite Thema der HGB-Änderung betrifft das 
Firmenrecht. Ich denke, daß man in diesem Punkt 
schon eher von einer Reform sprechen kann. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Sehr 
wahr!) 

Hier sind zu Recht, wie ich finde, einige bisher 
eherne Grundsätze in Richtung auf eine größere Frei-
heit bei der Namensgebung des Unternehmens auf-
gegeben worden. Der Phantasie sind nunmehr die 
Tore etwas weiter geöffnet. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Wunder

-

schön!) 

Allerdings muß die Firma zur Kennzeichnung des 
Kaufmanns geeignet sein und Unterscheidungskraft 
gegenüber bestehenden Finnen besitzen. Schließlich 
darf die Firma - wie schon bisher - nicht über ge-
schäftliche Verhältnisse täuschen, die für die betrof-
fenen Wirtschaftskreise wesentlich sind. 

Eine Konzession an die Tatsache, daß auch Frauen 
in die festgefügte Welt des Kaufmanns eindringen, 
macht § 19 Abs. 1 Nr. 1 HGB. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Sag bloß!) 

Die Firma muß bei Einzelkaufleuten die Bezeichnung 
„eingetragener Kaufmann" oder „eingetragene 
Kauffrau" enthalten 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Volker 
Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

oder, der Mode entsprechend, die Abkürzung „e. K." 
 oder „e. Kfm." oder „e. Mr.". - Na ja, das ist auch 

eine Reform. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Uns ist ebenfalls nichts Besseres eingefallen; das 
muß ich zugeben. Vielleicht kann man das kleine „e" 
auch mit „ehrbar" übersetzen, es also als eine Abkür-
zung für die ehrbaren Kaufleute und Kauffrauen 
nehmen. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Volker 
Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Sinnvoll ist sicherlich auch die Entlastung der Ge-
richte bei der Prüfung von Firmenbildung der Unter-
nehmen und vor allem anläßlich der Eintragung von 
Kapitalgesellschaften. Künftig hat das Registerge-
richt in Fragen des Firmenrechts nur noch in zweifel-
haften Fällen das Gutachten der IHK einzuholen. 
Eine Regelanfrage entfällt. Mit der neuen Regelung 
kann jedoch einer durchaus unterschiedlichen ge-
genwärtigen Praxis auch weiterhin flexibel entspro-
chen werden. In Satzungsfragen der Kapitalgesell-
schaft wird die Kontrollbefugnis des Gerichts einer-
seits vereinheitlicht, andererseits auf die Kernbestim-
mungen reduziert. Das Registergericht wird dadurch 
erheblich entlastet. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Schlanker Staat!) 

Eine Eintragung ist nur dann abzulehnen, soweit 
eine Bestimmung bzw. ihr Fehlen gegen fundamen-
tale Grundsätze, zum Beispiel zwingender Charak-
ter, Gläubigerschutz usw., verstößt. 
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Einem gewandelten grundsätzlichen Verständnis 
von der Aufrechterhaltung einer Personenhandelsge-
sellschaft entspricht schließlich die geänderte Vor-
schrift des § 191 HGB. Das Ausscheiden eines Ge-
sellschafters führt im Gegensatz zur gegenwärtigen 
Rechtslage nicht mehr automatisch zur Auflösung 
der Gesellschaft, sondern nur zum Ausscheiden des 
betreffenden Gesellschafters, während die Gesell-
schaft unter den übrigen Gesellschaftern bestehen-
bleibt. Dies gilt für Umstände, die in der Person eines 
Gesellschafters liegen, wie Tod, Konkurs, Kündigung 
usw. Also statt Zerschlagung bzw. Liquidation eines 
Unternehmens gilt nun sein Fortbestehen unter Er-
halt auch von Arbeitsplätzen als die Regel. Wir halten 
dies für eine sinnvolle Weiterentwicklung des gesetz-
lichen Leitbildes, das ja auch in der Praxis schon jetzt 
Vorrang hat. 

(Beifall bei der SPD) 

In eine ähnliche Richtung zielt auch der vom Bun-
desrat angeregte und vom Rechtsausschuß einge-
führte § 177 HGB. Beim Tod eines Kommanditisten 
widerspricht es im allgemeinen der Interessenlage 
der Gesellschaft, daß mit seinem Ausscheiden Abfin-
dungsansprüche der Erben entstehen, die von der 
Gesellschaft oft nur unter existentieller Gefährdung 
einzulösen sind. Deshalb soll beim Tod eines Kom-
manditisten die Gesellschaft grundsätzlich mit den 
Erben fortgesetzt werden. Der Gesellschaftsvertrag 
kann allerdings davon abweichen. Scheidet aller-
dings ein persönlich haftender Gesellschafter aus, 
bleibt es bei der Regel wie im Falle der offenen Han-
delsgesellschaft. Der Abfindungsanspruch, der mit 
dem Ausscheiden entsteht, richtet sich - sofern dies 
nicht anders geregelt ist - auch nach der Neuformu-
lierung des § 131 HGB nach der entsprechenden Vor-
schrift im BGB. In § 140 Abs. 1 Satz 2 HGB wird klar-
gestellt, daß die Ausschließungsklage auch in einer 
Zweipersonengesellschaft möglich ist und bei Erfolg 
nicht zum Entstehen einer Einpersonengesellschaft 
führt. In einem solchen Fall geht vielmehr das Ver-
mögen mit Aktiva und Passiva auf den verbleibenden 
Gesellschafter über. 

Alles in allem, meine Damen und Herren, ist dies 
nicht der große Wurf, aber es sind, so denke ich, ei-
nige sinnvolle Änderungen und Fortschreibungen in 
unserem HGB. Deshalb wird die SPD diesem Schritt-
chen zustimmen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Kollege Volker Beck. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! So sehr 
wir vorhin bei der Beratung des Betreuungsrechtsän-
derungsgesetzes schimpfen mußten, so sehr können 
wir Ihnen bei diesem Gesetzentwurf beipflichten. 
Wir begrüßen die von der Bundesregierung vorge-
legte Handelsrechtsnovelle. Die Änderungen des 
Handelsgesetzbuches waren lange überfällig. Nach 
nunmehr fünf Jahren liegt ein Gesetzentwurf vor, der 
in den wesentlichen Punkten unsere Unterstützung 
findet. Drei Punkte möchte ich hervorheben: 

erstens die Reformierung des Kaufmannsbegriffs, 
der sich nicht mehr länger an dem überkommenen 
Grundhandelsgewerbe orientiert, sondern an die 
Größe eines Unternehmens anknüpft und sich damit 
den gewandelten Verhältnissen des modernen Wirt

-schaftslebens anpaßt - welch gesellschaftlicher Fort
-schritt ist es doch, daß der Gesetzgeber nun auch im 

HGB anerkennt, daß es Kauffrauen gibt, der Fo rt
-schritt ist manches Mal kaum zu bremsen -; 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Sehr wahr!) 

zweitens eine deutliche Lockerung des Firmen-
rechts, die den Kaufleuten eine größere Wahlfreiheit 
bei der Bildung aussagekräftiger und werbewirksa-
mer Firmennamen gibt - auch dies ist insbesondere 
wegen der Zulassung von sogenannten Sachfirmen 
ein Fortschritt, den man nur begrüßen kann -; 

drittens eine Änderung des Gesellschaftsrechtes, 
die nunmehr auch kleinen Unternehmen, die nach 
dem HGB keine Kaufleute sind, die Möglichkeit er-
öffnet, eine offene Handelsgesellschaft oder eine 
Kommanditgesellschaft zu gründen. 

Das Zusammenspiel dieser maßgeblichen Ände-
rungen führt zu einer Stärkung der kleineren und 
mittleren Unternehmen. Kleine Unternehmen wer-
den nicht länger den strengen und scharfen Vor-
schriften des HGB mit kurzen Rügepflichten, hö-
heren Zinsen, Zinsen bereits ab Fälligkeit etc. unter-
worfen, sondern ihrem Schutzbedürfnis wird da-
durch Rechnung getragen, daß für sie grundsätzlich 
das normale Bürgerliche Gesetzbuch Anwendung 
findet. Das Gesetz stärkt somit den Mittelstand. Dort 
werden die meisten Arbeitsplätze geschaffen. Des-
halb ist das eine richtige und kluge Entscheidung 
des Gesetzgebers. Es ist ja schön, daß man Sie einmal 
loben kann. Das ist ein Punkt, den wir ausdrücklich 
unterstützen. Wir schließen uns diesen Änderungen 
an und werden dem Gesetzentwurf deshalb zustim-
men. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Detlef Kleine rt . 

Detlef Kleine rt  (Hannover) (F.D.P.): Frau Präsiden-
tin! Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Es 
ist doch schön, daß sich die Juristen, über die sonst 
Gegenteiliges und selten Gutes gesagt wird, selbst 
bei so verlockend nostalgischen Vorlagen wie denen, 
die sich auf die diversen Kaufmannseigenschaften 
beziehen, noch nicht einmal mit allzuviel Kraftan-
strengung dazu durchgerungen haben, nach wenig 
mehr als 100 Jahren zu einer Vereinfachung zu kom-
men. Das ist doch schon etwas. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und 
der SPD) 

Ich habe zwar in der Praxis nicht viele schädliche 
Auswirkungen der bisherigen Vielfalt gesehen. Ich 
will darüber aber in der heutigen Zeit nicht schimp-
fen. 

Anders verhält es sich mit dem Firmenrecht. Wer 
einmal ernsthaft versucht hat, sich einen Namen für 
eine ehrbare, Geld einbringende und Arbeitsplätze 
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schaffende Tätigkeit auszudenken, wird immer wie-
der schmerzlich erfahren haben, wie schwer es ist, 
hier noch etwas Neues zu finden. Wenn dann auch 
noch das Registergericht zusätzlich Bedenken - noch 
dazu mit Unterstützung der Indust rie- und Handels-
kammern - in die Sache hineinbringt, dann weiß 
man schließlich nicht mehr, wie man diese Tätigkeit 
nun nennen soll, obwohl man den Namen dringend 
braucht und alles schon bereit ist, mit der tatsächli-
chen Arbeit zu beginnen. Aber nein: Man kommt 
nicht mit der Firma zu Rande. Das kann Monate dau-
ern. So kann man mit Leuten, die entschlossen sind, 
einmal etwas anzufassen, die Geld in die Hand ge-
nommen haben und die schließlich einen Beitrag zur 
Stärkung der Wirtschaft und zur Schaffung von Ar-
beitsplätzen - das ist heutzutage besonders wichtig - 
leisten wollen, nicht umgehen. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Deshalb sind diese Vereinfachungen auch sehr zu 
begrüßen. Ich würde das allerdings nicht überschät-
zen. Es gibt in der Bundesrepublik inzwischen eine 
Reihe von Firmen, die sich mit nichts anderem als mit 
der Erfindung von werbewirksamen Namen befas-
sen. Wer es versäumt, sich bei einem zentralen Regi-
ster rechtzeitig nach Namen zu erkundigen, die dem 
von ihm gewünschten ähnlich sein könnten, der wird 
erleben, daß er ein halbes Jahr später sein Geschäfts-
papier neu drucken lassen muß, weil ihm irgend je-
mand dazwischengefunkt hat. Das wäre kein Einzel-
fall; so etwas passiert häufiger. Wir haben es hier also 
mit sehr praktischen Dingen zu tun. Dafür, daß sie 
nun bedeutend besser geregelt werden, sind wir 
dankbar. 

Im übrigen kann man die Sache auch etwas grund-
sätzlicher betrachten: Nur die kleinen Schritte brin-
gen nach und nach die Fortschritte, die dringend not-
wendig sind, damit in unserem Lande auch von der 
behördlichen, der staatlichen Seite her die Dinge 
glatter laufen und vernünftige Tätigkeiten nicht ge-
bremst, sondern befördert werden. Es kann einfach 
nicht richtig sein, daß im wirtschaftlichen Bereich in 
der Organisation und durch den Einsatz effizienter 
Verfahren die Tätigkeiten optimiert werden, nur um 
Kosten aufzufangen, die nach wie vor vom öffentli-
chen Bereich großzügig veranlaßt werden. In dieser 
Beziehung muß ein Gleichgewicht herrschen. Die zu-
sätzlichen organisatorischen Anstrengungen, die die 
Wirtschaft seit langem erbringen muß, damit sie die 
Kosten überhaupt noch tragen kann, muß man von 
dem Partner im öffentlichen Bereich da, wo er ge-
braucht wird, ebenfalls verlangen können. 

Deshalb glaube ich, daß wir uns noch einmal ganz 
in Ruhe und ohne Zo rn  und Eifer über den vorliegen-
den Vorschlag unterhalten sollten - gerade unter Be-
rücksichtigung der heutigen Vorlage -, wenigstens 
versuchsweise auch die Industrie- und Handelskam-
mern zur Führung der Handelsregister zu berechti-
gen. Das wäre besser, als wenn die Sache hier hin- 
und hergeht. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich glaube immer noch, daß noch so kluge Überle

-

gungen und Spekulationen am grünen Tisch für die 
Beurteilung einer zukünftigen Entwicklung nicht 

halb soviel hergeben wie die Erfahrung. Man sollte 
diese Erfahrung möglich machen und die Anwen-
dung der empirischen Methode zulassen, besonders 
wenn sich ein Bundesland bereit findet, ein solches 
Experiment zu wagen, und von sich aus auf einen 
Teil seiner staatlichen Tätigkeit zugunsten der Kam-
mern verzichten will. 

Man sollte dem deswegen nicht schon im Vorfeld 
ablehnend gegenüberstehen, weil man es selber 
nicht will. Es soll ja niemand gezwungen werden. 
Vielmehr wollen wir lediglich ermöglichen, daß Er-
fahrungen gesammelt werden können. Das ist ja ein 
vernünftiges Anliegen. Das muß nach der heute zu 
verabschiedenden Novellierung des HGB auch leich-
ter als vorher möglich sein, weil die juristischen Fein-
heiten zu einem erheblichen Teil abgebaut worden 
sind und nur das übrigbleibt, was den Kern der Sa-
che ausmacht, nämlich eine für die an diesem 
Rechtsverkehr beteiligten Personen einschließlich 
der Verbraucher übersichtliche Feststellung, welche 
Firmen es wo in welchen Rechtsverhältnissen gibt. 
Das muß festgehalten und kontrolliert werden. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Detlef Kleinert  (Hannover) (F.D.P.): Ja gerne, Herr 
Professor Pick. 

Dr. Eckhart Pick (SPD): Es ist eine ganz kurze und 
präzise Zwischenfrage. Ist Ihnen bekannt, daß Ihr 
Parteifreund, der rheinland-pfälzische Justizminister 
Caesar, an die rheinland-pfälzischen Abgeordneten 
ein Schreiben gerichtet hat - das kann ich Ihnen 
gerne zur Verfügung stellen -, in dem er diesen Vor-
schlag als einen Aprilscherz bezeichnete? 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Unglaublich! - Dr. Wolfgang Freiherr von 
Stetten [CDU/CSU]: Das ist wahrscheinlich 

am 1. April geschrieben worden!) 

Detlef Kleinert (Hannover) (F.D.P.): Er hat einen be-
sonders unglücklichen Zeitpunkt für die Absendung 
des Schreibens erwischt, 

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Weng [Ger

-

lingen] [F.D.P.]) 

sonst wäre er auf diese Idee nicht gekommen. Wir 
haben immerhin die Auswahl zwischen zwei Landes-
justizministern. Ich halte mich immer an den, der ge-
rade meiner Meinung ist. Das ist in dem Fall Herr 
Goll und nicht Herr Caesar. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Da gibt es drei Meinungen in dieser 
Frage bei Ihnen!) 

Das Schreiben liegt mir im übrigen vor. 

Ich bleibe dabei: Man muß Erfahrungen machen 
können. Das ist ein wesentlicher Bestandteil des Un-
ternehmens. Darunter sind sogar schmerzliche Erfah-
rungen. Diese sollten wir auch in diesem Bereich ge-
statten, besonders wenn sich im öffentlichen Bereich 
Leute finden, die den Mut dazu haben, auch hier ein- 
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mal etwas zu unternehmen und etwas zu wagen. 
Darum bitte ich für die Zukunft um Ihr Einverständ-
nis. 

Im übrigen noch einmal herzlichen Dank an alle, 
die bei der Erarbeitung dieser nützlichen Novelle 
mitgewirkt haben. 

Danke schön. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie der Abg. Anke Fuchs [Köln] [SPD]) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt hat Herr 
Bundesminister Schmidt-Jortzig das Wort. 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Ich möchte eigentlich nur meiner unendlichen Begei-
sterung Ausdruck geben, daß ich es noch erleben 
durfte, daß Sie, Herr Kollege Beck, einmal einen Re-
gierungsentwurf akzeptieren. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist doch schön am Schluß 
Ihrer Amtszeit! - Heiterkeit bei der SPD) 

Ich habe mich zu dieser späten Vormittagsstunde nur 
noch mit der Spannung auf den Beinen halten kön-
nen, was Sie sich jetzt wieder ausdenken müßten, 
um auf keinen Fall einem vernünftigen Gesetzent-
wurf zuzustimmen; denn bislang haben Sie in dieser 
Legislaturpe riode keiner vernünftigen Vorlage zuge-
stimmt. Es gibt also immer noch Überraschungen. 

Wir verabschieden heute eine Reform, die in ihrem 
Bereich den großen Politikzielen - zumindest ins 
Kleine heruntertransformiert - gerecht wird, nämlich: 
erstens Deregulierung, das heißt Normierungsrück-
bau und Vereinfachung der handelsrechtlichen Rah-
menbedingungen; zweitens Flexibilisierung, das 
heißt größerer Handlungsspielraum für die Unter-
nehmen, drittens Modernisierung, das heißt Schaf-
fung eines zeitgerechten Rechtsrahmens für das 
Wirtschaftsleben in Deutschland. 

Deshalb freue ich mich über die ungeteilte Zustim-
mung der Wirtschaft und des Rechtsausschusses und 
sogar der Grünen, auf die der Regierungsentwurf of-
fenbar - ich bin mir noch nicht ganz sicher, ob Sie es 
sich nicht doch bis zur Abstimmung, Herr Beck, an-
ders überlegen -, es sind nur noch ganz wenige Se-
kunden, gestoßen ist. 

Die Einzelheiten, die in dem Entwurf enthalten 
sind, sind schon hinreichend gewürdigt worden. 
Herr Kollege Pick, ich wollte Ihnen nur noch etwas 
zum Begriff des Kaufmanns sagen. Wenn wir schon 
feinsinnige Betrachtungen dazu anstellen, dann muß 
ich sagen, daß man immer noch nicht ganz zufrieden 
sein darf. Wenn künftig derjenige Kaufmann ist, der 
einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Ge-
schäftsbetrieb betreibt, dann ist das in definitorischer 
Hinsicht sozusagen ein Zirkel. Denn was bedeutet 
der Begriff „in kaufmännischer Weise", wenn man  

nicht weiß, was ein Kaufmann ist? Lassen Sie uns 
bitte diese Feinheiten heute gnädig übersehen. 

Ich will nur noch auf einen Punkt hinweisen, der 
überhaupt noch nicht zur Sprache gekommen ist und 
der, so glaube ich, eine gewisse Herausstellung ver-
dient. In unserem Gesetz wird auch die Möglichkeit 
der Vorabveröffentlichung von Markenanmeldun-
gen durch das Deutsche Patentamt eröffnet. Das ist 
eine kleine, aber ganz wesentliche Vorschrift, denn 
das garantiert den Unternehmen Planungssicherheit 
bei der Entwicklung und Umsetzung von Marken-
strategien. 

Meine Damen und Herren, ein weiterer wichtiger 
Baustein der rechtspolitischen Bilanz der Bundesre-
gierung liegt nunmehr vor - das erkennt auch die 
grüne Partei an -, ein Baustein, der Teil des Gesamt-
konzepts der Modernisierung des Wi rtschaftsstand-
ortes Deutschland ist und im Interesse der deutschen 
Wirtschaft liegt. 

Deshalb freue ich mich, daß Sie offenbar alle dieser 
Handelsrechtsreform zustimmen wollen. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und 
der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich schließe da-
mit die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur 
Neuregelung des Kaufmanns- und Firmenrechts und 
zur Änderung anderer handels- und gesellschafts-
rechtlicher Vorschriften, Drucksachen 13/8444 und 
13/10332. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzent-
wurf in der Ausschußfassung zustimmen wollen, um 
das Handzeichen. - Gegenstimmen und Enthaltun-
gen gibt es nicht. Der Gesetzentwurf ist damit in 
zweiter Beratung vom ganzen Haus, also einstimmig, 
angenommen worden. 

Dritte Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte Sie, sich zu erhe-
ben, wenn Sie dem Gesetzentwurf zustimmen wol-
len. - Das sind alle. Gegenstimmen und Enthaltun-
gen gibt es nicht. Der Gesetzentwurf ist damit auch 
in der dritten Beratung in dieser nicht ganz einmali-
gen Form, das heißt einstimmig, angenommen wor-
den. Diesen Fall gab es doch schon gelegentlich, 
Herr Minister. 

Wir sind damit am Schluß unserer heutigen Tages-
ordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Mittwoch, den 22. April 1998, 13 Uhr 
ein und wünsche den verbliebenen Kolleginnen und 
Kollegen sowie den Besuchern auf den Rängen eine 
schöne Osterwoche und ein schönes Osterfest. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 12.11 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) entschuldigt bis 
einschließlich 

Altmaier, Peter CDU/CSU 3. 4. 98 

Altmann (Aurich), Gila BÜNDNIS 3. 4. 98 
90/DIE 
GRÜNEN 

Antretter, Robe rt  SPD 3. 4. 98 * 

Austermann, Diet rich CDU/CSU 3. 4. 98 

Beck (Bremen), BÜNDNIS 3. 4. 98 
Marieluise 90/DIE 

GRÜNEN 

Berger, Hans SPD 3. 4. 98 

Brudlewsky, Monika CDU/CSU 3. 4. 98 

Carstensen (Nordstrand), CDU/CSU 3. 4. 98 
Peter Harry 

Dempwolf, Gertrud CDU/CSU 3. 4. 98 

Dietert-Scheuer, Amke BÜNDNIS 3. 4. 98 
90/DIE 
GRÜNEN 

Diller, Karl SPD 3. 4. 98 

Dr. Dregger, Alfred CDU/CSU 3. 4. 98 

Duve, Freimut SPD 3. 4. 98 

Eichstädt-Bohlig, BÜNDNIS 3.4.98 
Franziska 90/DIE 

GRÜNEN 

Fink, Ulf CDU/CSU 3. 4. 98 

Fischer (Unna), Leni CDU/CSU 3. 4. 98 

Folta, Eva SPD 3. 4. 98 

Geiger, Michaela CDU/CSU 3. 4. 98 

Dr. Hauchler, Ingomar SPD 3. 4. 98 

Hiksch, Uwe SPD 3. 4. 98 

Ilte, Wolfgang SPD 3. 4. 98 

Irber, Brunhilde SPD 3. 4. 98 

Jacoby, Peter CDU/CSU 3. 4. 98 

Dr. Kinkel, Klaus F.D.P. 3. 4. 98 

Dr. Kohl, Helmut CDU/CSU 3. 4. 98 

Kossendey, Thomas CDU/CSU 3. 4. 98 

Kramp-Karrenbauer, CDU/CSU 3. 4. 98 
Annegret 

Kronberg, Heinz-Jürgen CDU/CSU 3. 4. 98 

Kurzhals, Christine SPD 3. 4. 98 

Leidinger, Robert  SPD 3. 4. 98 

Lohmann (Witten), Klaus SPD 3. 4. 98 

Dr. Luft, Christa PDS 3. 4. 98 

Maaß (Herne), Dieter SPD 3. 4. 98 

Abgeordnete(r) entschuldigt bis 
einschließlich 

Mascher, Ulrike SPD 3. 4. 98 

Mattischeck, Heide SPD 3. 4. 98 

Möllemann, Jürgen, W. F.D.P. 3. 4. 98 

Dr. Pfaff, Martin SPD 3. 4. 98 

Dr. Probst, Albert  CDU/CSU 3. 4. 98 * 

Rauber, Helmut CDU/CSU 3. 4. 98 

Reschke, Otto SPD 3. 4. 98 

Dr. Rexrodt, Günter F.D.P. 3. 4. 98 

Dr. Rochlitz, Jürgen BÜNDNIS 3. 4. 98 
90/DIE 
GRÜNEN 

Schaich-Walch, Gudrun SPD 3. 4. 98 

Scharping, Rudolf SPD 3. 4. 98 

Scheelen, Bernd SPD 3. 4. 98 

Schlee, Dietmar CDU/CSU 3. 4. 98 

Schmidbauer (Nürnberg), SPD 3. 4. 98 
Horst 

Schmidt-Zadel, Regina SPD 3. 4. 98 

Schmitz (Baesweiler), CDU/CSU 3. 4. 98 
Hans Peter 

Schnieber-Jastram, Birgit CDU/CSU 3. 4. 98 

Schütz (Oldenburg), SPD 3. 4. 98 
Dietmar 

Schultz (Everswinkel), SPD 3. 4. 98 
Reinhard 

Schulz (Berlin), Werner BÜNDNIS 3. 4. 98 
90/DIE 
GRÜNEN 

Schumann, Ilse SPD 3. 4. 98 

Schwanitz, Rolf SPD 3. 4. 98 

Dr. Skarpelis-Sperk, SPD 3. 4. 98 
Sigrid 

Dr. Struck, Peter SPD 3. 4. 98 

Terborg, Margitta SPD 3. 4. 98 

Thierse, Wolfgang SPD 3. 4. 98 

Vosen, Josef SPD 3. 4. 98 

Dr. Wegner, Konstanze SPD 3. 4. 98 

Weisskirchen (Wiesloch), SPD 3. 4. 98 
Gert 

Wieczorek (Duisburg), SPD 3. 4. 98 
Helmut 

Wissmann, Matthias CDU/CSU 3. 4. 98 

Wittich, Berthold SPD 3. 4: 98 

Zierer, Benno CDU/CSU 3. 4. 98 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 
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Anlage 2 

Zu Protokoll gegebene Rede 
zu Tagesordnungspunkt 17 

(Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung steuerlicher 
Vorschriften der Land- und Forstwirtschaft) 

Dr. Günther Maleuda (PDS): Das heute zur Ab-
stimmung stehende Gesetz ist die Folge der von der 
PDS abgelehnten Erhöhung der Umsatzsteuer zum 
1. April. Zwar gibt es gesetzliche Grundlagen, wie 
die Steuersätze für umsatzsteuerpauschalierende 
Landwirte festzulegen sind. Insoweit stimmen wir 
dem Gesetz zu. Eine Debatte erübrigt sich eigentlich. 

Allerdings ist zu prüfen, ob bei Änderung des Um-
satzsteuergesetzes auch das Prinzip der Steuerge-
rechtigkeit erfüllt wird. Nach dem Einkommensteuer-
gesetz sind über 160 000 Bet riebe buchführungs-
pflichtig, die aber die Umsatzssteuer pauschalieren. 

Offen bleibt die vom Bundesrechnungshof schon 
mehrfach gestellte Frage, warum diese Bet riebe nicht 
zur Umsatzsteuer optieren. Wir halten das Argument, 
daß die Vorteile der Pauschalierung durch die zusätz-
lichen Kosten für den Steuerberater aufgezehrt wür-
den, für nicht stichhaltig. Im Zeitalter der EDV ten-
diert der zusätzliche Aufwand in den buchführungs-
pflichtigen Bet rieben gegen Null. - Außerdem gilt: 
Die Steuerberatungskosten sind bei der Einkommen-
steuer absetzbar. 

Offensichtlich muß das auch die Meinung der 
Regierungskoalition gewesen sein, da sie die Forde-
rung nach Abschaffung der Umsatzsteuerpauschalie-
rung für buchführungspflichtige Landwirte noch 
in ihren ersten großen Steuerreformentwurf auf-
genommen hatte. Die PDS ist der Meinung, daß sich 
an der Aktualität dieser Forderung nichts geändert 
hat. 

Im Gesetzentwurf ist auch eine Änderung der Vieh-
einheiten-Staffel vorgesehen. Diese Regelung lehnt 
die PDS aus agrarpolitischen und ökologischen Grün-
den ab. Agrarpolitisch liegt ihr das Konzept der 
Betriebsspezialisierung und der Produktionsintensi-
vierung zu Grunde. 

Umweltpolitisch wird der Konflikt bei der Einhal-
tung der Düngeverordnung verschärft. Zur Einhaltung 
der Düngeverordnung ist zum Beispiel die Bildung 
von Gülle-Gemeinschaften bei voller Ausschöpfung 
der Möglichkeiten der Vieheinheiten-Staffel not-
wendig. 

Wenn steuerliche Regelungen nicht nur für das Un-
ternehmen, sondern auch für die Gesellschaft einen 
Vorteil haben sollen, dann wären sie so zu gestalten, 
daß der Weg zu höherer Effizienz auf dem Wege 
der Kooperation gesucht wird. Es wird Zeit, daß auch 
dabei stärker die Erfahrungen der Bauern in Ost-
deutschland berücksichtigt werden, die diese Vieh-
einheiten-Staffel kaum interessie rt , da der Tierbesatz 
weit unter einer Vieheinheit pro Hektar liegt. 

Die PDS lehnt wegen der damit verbundenen öko-
logischen Probleme die vorgesehene Neuregelung 
der Vieheinheiten-Staffel ab. 

Anlage 3 

Zu Protokoll gegebene Rede 
zu Tagesordnungspunkt 15 

(Entwurf eines Handelsrechtsreformgesetzes) 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS): Die Gruppe der PDS 
wird Stimmenthaltung üben. Die vorgeschlagenen 
Änderungen führen zweifellos zu einer gewissen 
Entrümpelung von nicht weniger als 26 einschlägi-
gen Gesetzen und Verordnungen. Wir haben aber 
einige Zweifel, ob dabei die Interessen der kleinen 
und mittleren Unternehmen, der Handwerksbetriebe 
und der Verbraucher genügend gewahrt werden. 

Die Vereinfachung des Kaufmannsbegriffs des HGB 
erscheint mir einleuchtend. Nach der vorgeschlage-
nen Neuregelung sind die Kleingewerbetreibenden, 
die bisher unter den Begriff des Minderkaufmanns 
fielen, einfache „BGB-Bürger", keine Kaufleute, un-
terliegen also nicht den strengen Regeln des HGB. Sie 
können aber den Kaufmannsstatus freiwillig durch 
Eintragung in das Handelsregister erwerben. Dem 
Einwand des Bundesrats gegen die Regelung, daß sie 
den Kaufmannsstatus jederzeit und ohne besondere 
Voraussetzungen wieder ablegen können, vermag ich 
nicht zu folgen. Die Option entspricht den Bedingun-
gen des kleinen Gewerbes und schützt es. Die Kosten 
für Eintragung und Löschung werden schon dafür 
sorgen, daß kein Mißbrauch get rieben wird. 

Bedauerlich ist es jedoch, daß dem Vorschlag des 
Bundesrats nicht gefolgt wurde, den § 36 HGB nicht 
zu streichen und es somit dabei zu belassen, daß 
kommunale und andere öffentliche Unternehmen 
nicht in das Handelsregister eingetragen werden 
müssen. Die Einführung einer Eintragungspflicht ist 
reine Bürokratie. Die Transparenz der betreffenden 
Unternehmen ist auch ohne Eintragung gewährlei-
stet. Was zum Beispiel eine Sparkasse ist, weiß man 
auch ohne Blick ins Handelsregister. 

Aus Kreisen der Handwerkskammer wird mit gu-
ten Gründen der beabsichtigten Neuregelung wider-
sprochen, daß Gutachten der Kammerorganisationen 
vor Eintragung ins Register nicht mehr in jedem Fall, 
sondern nur noch in zweifelhaften Fällen einzuholen 
sind. Es geht hier um § 23 der Handelsregisterverfü-
gung. Die guten Gründe liegen im Sachverstand der 
Kammern bei der Beurteilung der für die Eintragung 
entscheidenden Frage, ob ein Unternehmen betrie-
ben wird, das „nach Art und Umfang einen in kauf-
männischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb" 
erfordert oder nicht. 

Gegen die beabsichtigte Vereinfachung des Fir-
menrechts ist nichts einzuwenden. Ich bin durchaus 
für größere Freiheit bei der Wahl eines aussagekräf-
tigen und werbewirksamen Firmennamens. Ob aller-
dings die Auflockerung des firmenrechtlichen Irre-
führungsverbots den Interessen der Verbraucher 
dient, halte ich nicht für sicher. Bei dem üblichen 
marktschreierischen Konsumterror muß gewähr-
leistet bleiben, daß die Verbraucher nicht schon 
durch die Firmenbezeichnung über die geschäft-
lichen Verhältnisse des Unternehmens getäuscht 
werden. Daß es in der freien Marktwirtschaft anson-
sten redlich zugeht, ist ohnehin nicht zu erwarten. 
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Anlage 4 

Amtliche Mitteilungen 

Der Bundesrat hat in seiner 723. Sitzung am 
27. März 1998 beschlossen, den nachstehenden Ge-
setzen zuzustimmen, einen Antrag gemäß Artikel 77 
Abs. 2 GG nicht zu stellen bzw. einen Einspruch ge-
mäß Artikel 77 Abs. 3 GG nicht zu stellen: 

- Gesetz zum Vertrag von Amsterdam vom 2. Oktober 1997 

- Gesetz zur sozialrechtlichen Absicherung flexibler Arbeits-
zeitregelungen 

- Gesetz zur Änderung des Agrarstatistikgesetzes und ande-
rer Gesetze 

- Erstes Gesetz zur Änderung des Pflanzenschutzgesetzes 

- Gesetz zur Änderung des Tierschutzgesetzes 

- Vierzehntes Gesetz zur Änderung des Bundeswahlgesetzes 

- Gesetz zur Sicherung der zivilrechtlichen Ansprüche der Op-
fer von Straftaten (Opferanspruchssicherungsgesetz - OASG) 

- Gesetz zur Kontrolle und Transparenz im Unternehmens-
bereich (KonTraG) 

- Erstes Gesetz zur Änderung des Bundeswasserstraßengeset-
zes 

- Zweites Gesetz zur Änderung des Erdölbevorratungsge-
setzes 

- Gesetz zu den Protokollen vom 16. Dezember 1997 zum 
Nordatlantikvertrag über den Beitritt der Republik Polen, 
der Tschechischen Republik und der Republik Ungarn 

- Gesetz zum Übereinkommen über das Verbot des Einsatzes, 
der Lagerung, der Herstellung und der Weitergabe von An-
tipersonenminen und über deren Vernichtung 

- Gesetz zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit deut-
scher Konzerne an Kapitalmärkten und zur Erleichterung der 
Aufnahme von Gesellschafterdarlehen (Kapitalaufnahmeer-
leichterungsgesetz - KapAEG) 

- Viertes Gesetz zur Änderung des Urheberrechtsgesetzes 

- Zweites Gesetz zur Änderung des Bundesnaturschutzge-
seizes 

Zu dem letztgenannten Gesetz hat der Bundesrat 
folgende Entschließung gefaßt: 

Der Bundesrat begrüßt, daß es nunmehr gelungen ist, die Um-
setzung der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie und der Vogel-
schutzrichtlinie in nationales Recht zum Abschluß zu bringen. 
Damit wird für den Naturschutz in einem wichtigen Teilbereich 
Rechtssicherheit geschaffen. 

Die Auslegung des vorliegenden Gesetzes wird sich an den 
Vorgaben der umgesetzten EWG-Richtlinien zu orientieren 
haben. Dies gilt insbesondere für die generelle Unzulässigkeit 
von Vorhaben, Maßnahmen, Veränderungen oder Störungen 
vor Unterschutzstellung (§ 19 b Abs. 5 BNatSchG) im Verhältnis 
zu den Regelungen für die Unzulässigkeit von Projekten (§ 19 c 
BNatSchG) und Plänen (§ 19 d BNatSchG). Der Bundesrat stellt 
fest, daß für Projekte und Pläne vorrangig die Spezialvorschrif-
ten des § 19c und 19d BNatSchG mit der dort vorgesehenen 
Möglichkeit von Ausnahmen maßgeblich sind. 

Die Vorsitzenden der folgenden Ausschüsse haben 
mitgeteilt, daß der Ausschuß gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 
der Geschäftsordnung von einer Berichterstattung zu 
den nachstehenden Vorlagen absieht: 

Auswärtiger Ausschuß 

- Beratung des Berichts des Ausschusses für Bildung, Wissen-
schaft, Forschung, Technologie und Technikfolgenabschät-
zung (19. Ausschuß) gemäß § 56a der Geschäftsordnung 

Technikfolgenabschätzung 

hier: Kontrollkriterien für die Bewertung und Entscheidung 
bezüglich neuer Technologien im Rüstungsbereich 

- Drucksache 13/6449 - 

Ausschuß für Verkehr 

- Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Bericht der Bundesregierung zur Überprüfung des Bedarfs-
plans für die Bundesschienenwege 

- Drucksache 13/8389 -

- Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Bericht zum Ausbau der Schienenwege 1997 

- Drucksache 13/8889 - 

Die  Vorsitzenden der folgenden Ausschüsse haben 
mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehenden 
EU-Vorlagen bzw. Unterrichtungen durch das Euro-
päische Parlament zur Kenntnis genommen oder von 
einer Beratung abgesehen hat. 

Innenausschuß 

Drucksache 13/9819 Nr. 2.1 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.2 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.3 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.4 

Haushaltsausschuß 

Drucksache 13/9819 Nr. 2.35 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.57 

Ausschuß für Wirtschaft 

Drucksache 13/9819 Nr. 2.27 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.42 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Drucksache 13/7306 Nr. 2.4 
Drucksache 13/7706 Nr. 2.11 
Drucksache 13/7867 Nr. 1.2 
Drucksache 13/7867 Nr. 2.9 
Drucksache 13/8615 Nr. 2.108 
Drucksache 13/8615 Nr. 2.114 
Drucksache 13/8615 Nr. 2.117 
Drucksache 13/8615 Nr. 2.119 
Drucksache 13/9086 Nr. 2.15 
Drucksache 13/9086 Nr. 2.46 
Drucksache 13/9477 Nr. 2.6 
Drucksache 13/9477 Nr. 2.2 
Drucksache 13/9668 Nr. 2.4 
Drucksache 13/9668 Nr. 2.18 
Drucksache 13/9668 Nr. 2.40 
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